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Beginn: 14.05 Uhr  

Schluss: 17.57 Uhr  

Vorsitz: Sandra Khalatbari (CDU) 

 

 

Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Siehe Beschlussprotokoll. 

 

 

Punkt 1 der Tagesordnung 

  Aktuelle Viertelstunde  

Siehe Inhaltsprotokoll. 

 

 

Punkt 2 der Tagesordnung 

  Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Drucksache 19/1367 

Verbraucher*innenbildung an Schulen stärken – 

Beratungsnetzwerk zum Thema Finanzbildung, 

Marktgeschehen und Verbraucher*innenrecht 

einrichten 

0222 

BildJugFam(f) 

Recht* 

Siehe Inhaltsprotokoll. 

 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Wir kommen zu 

 

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/BildJugFam/vorgang/bjf19-0222-v.pdf


Abgeordnetenhaus von Berlin 

19. Wahlperiode 

 

Seite 2 Wortprotokoll BildJugFam 19/70 

28. Mai 2026 

 

 

 

- wa/pk - 

 

Punkt 3 der Tagesordnung 

  Vorlage – zur Beschlussfassung – 

Drucksache 19/3235 

Gesetz zur Weiterentwicklung der Berliner Kinder- 

und Jugendhilfe 

 

– Vorabüberweisung – 

 

Hierzu: Anhörung 

0433 

BildJugFam 

Ich gehe davon aus, dass die Anfertigung eines Wortprotokolls zu diesem Punkt gewünscht 

ist. – Das ist der Fall. Dann verfahren wir so. 

 

Dann darf ich nun die Anzuhörenden sehr herzlich begrüßen. Das sind Frau Elvira Berndt, 

Geschäftsführerin Gangway – Straßensozialarbeit in Berlin e. V., Herr Thomas Kasper, Refe-

rent Hilfen zur Erziehung und Kinderschutz, Der Paritätische Wohlfahrtsverband Landesver-

band Berlin e. V., Herr Jens-Uwe Scharf, Leitung Gesundheits-, Sozial- und Fachpolitik des 

Caritasverbandes für das Erzbistum Berlin e. V., Herr Tilmann Weickmann, Geschäftsführer 

des Landesjugendring Berlin e. V. und stellvertretender Vorsitzender des Landesjugendhilfe-

fachausschusses Berlin – LJHA –, und Herr Rainer Zeddies, Leiter des Jugendamtes, Bezirk-

samt Lichtenberg von Berlin. Ihnen allen ein herzliches Willkommen! 

 

Dann kommen wir nun zur Erläuterung der Vorlage zur Beschlussfassung durch den Senat. – 

Frau Senatorin Günther-Wünsch, bitte sehr! 

 

Senatorin Katharina Günther-Wünsch (SenBJF): Vielen Dank, Frau Vorsitzende! – Liebe 

Anzuhörende! Ich freue mich sehr, dass wir heute tatsächlich über den Entwurf zum Gesetz 

zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes – AG KJHG – sprechen. Das ist etwas, 

worüber ich mich wirklich freue, und ich bin gespannt auf den Austausch und die Anhörung 

heute. Trotzdem möchte ich einmal auch die Schwerpunkte nennen, die wir mit diesem ge-

planten Gesetz zur Weiterentwicklung der Berliner Kinder- und Jugendhilfe besonders in den 

Blick nehmen. Jetzt kommt passend dazu der zuständige Staatssekretär; fast rechtzeitig, das 

stimmt. Da sind zu einem die Themen Weiterentwicklung im Bereich des Kinderschutzes und 

im Bereich der Beteiligung von jungen Menschen in stationären Einrichtungen. Wir haben 

aber auch Neuregelungen im Bereich zur Medienbildung und zum Schutz vor Extremismus 

getroffen. Weiterhin werden einzelne Vorgaben des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes, 

also des SGB VIII, in das Landesrecht überführt. 

 

Lassen Sie mich noch ein paar Punkte detaillierter darstellen: Insbesondere im Bereich des 

Kinderschutzes wird es zukünftig eine Verpflichtung zur Qualitätssicherung und insbesondere 

zu Maßnahmen des Kinderschutzes für alle Angebote und Leistungen der Kinder- und Ju-

gendhilfe geben, das heißt, auch für Angebote der Jugendarbeit und der Jugendsozialarbeit. 

Es sollen Leistungen unter Beachtung der Regelungen des SGB VIII und der jeweiligen Be-

darfslage der Leistungsempfänger grundsätzlich auch als Poolingangebot gemeinsam entwi-

ckelt und angeboten werden. Ich weiß, dass wir schon darüber auf jeden Fall eine Debatte 

führen. Die Ersten nicken dahinten schon. Das ist wie vorhin bei den Linken mit dem Erwar-

tungsmanagement. Ich möchte aber von vornherein schon einmal sagen, dass es sich dabei 

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/BildJugFam/vorgang/bjf19-0433-v.pdf
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nicht um eine Reduzierung von Ansprüchen handelt, sondern die Regelung ist strikt an die 

jeweilige individuelle Bedarfslage gekoppelt, und der Wortlaut ist hier auch eindeutig, aber 

ich denke, wir werden dazu noch in den Austausch kommen. 

 

Es geht um die Ausweitung von institutionellen Kinderschutzkonzepten auf ambulante Träger 

und eine verpflichtende Prüfung der Weitergewährung einer Hilfe über die Volljährigkeit hin-

aus zur Vermeidung von Hilfeeinbrüchen – ein Thema, das mir tatsächlich besonders wichtig 

ist –, eine Verpflichtung zu spezialisierten Arbeitsgruppen für Kinderschutz in den Jugendäm-

tern und die Festlegung, dass in den Berliner Jugendämtern fachlich spezialisierte Arbeitsbe-

reiche zur Intervention und Prävention bei straffälligem Verhalten eingerichtet werden sol-

len – etwas, das als Projekt aus Neukölln heraus entstanden ist, sich dort als sehr wirksam 

erwiesen hat und jetzt tatsächlich auch für alle anderen elf Bezirke in das Gesetz gegossen 

werden soll. Im Bereich der Beteiligung von jungen Menschen in stationären Einrichtungen 

soll es ein neues Landesgremium für Kinder und Jugendliche geben, die in stationären Ein-

richtungen leben. Im Bereich der Regelungen zur Medienbildung und zum Schutz vor Extre-

mismus gibt es eine Neuregelung zum Kinder- und Jugendmedienschutz und zur Prävention 

und Bekämpfung von Extremismus in Einrichtungen und Angeboten der Kinder- und Jugend-

hilfe. 

 

Sie sehen, die Maßnahmen, Neuregelungen und Weiterentwicklungen in diesem AG KJHG 

betreffen wahnsinnig viele Bereiche, viele davon im Bereich des Kinder- und Jugendschutzes, 

aber auch im Bereich der Prävention. Deswegen, wie gesagt, freue ich mich sehr auf den Aus-

tausch genau zu diesen Themen heute. – Vielen Dank! 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Dann begrüßen wir den Staatssekretär Liecke und kommen 

nun zu der Anhörung zu Punkt 3. Sofern keine anderweitigen Verabredungen getroffen wur-

den, schlage ich vor, dass wir die Anhörung in der alphabetischen Reihenfolge durchführen. 

Dann würden wir mit Frau Berndt beginnen. – Bitte sehr! Sie haben fünf Minuten Zeit. 

 

Elvira Berndt (Gangway – Straßensozialarbeit in Berlin e. V.; Geschäftsführerin): Vielen 

Dank! – Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Senatorin! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Mich hat diese Einladung etwas kurzfristig erreicht, und ich denke, bei so viel versam-

melter Fachkompetenz hier zu meiner Linken ist es vielleicht gut, wenn ich bei meiner Rolle 

bleibe und wirklich aus der Perspektive von Straßensozialarbeit vier, fünf Paragrafen ansehe, 

die aus unserer Sicht eine besondere Bedeutung haben. Wir sind jetzt vier Jahre nach der No-

vellierung des SGB VIII, und ich finde es insgesamt total zu begrüßen, dass die Stärkung von 

Inklusion und Kinderschutz, aber auch von Hilfen für junge Volljährige jetzt auch im 

AG KJHG noch einmal festgehalten sind. 

 

Zu den einzelnen Paragrafen, die aus unserer Sicht noch mal wichtig sind: Der erste davon ist 

§ 11 Jugendberufshilfe. Wir sind uns hoffentlich einig, dass wir eine starke Jugendberufshilfe 

brauchen, auch als Partnerin in verschiedenen Bereichen, wo es um den Ausgleich von sozia-

ler Benachteiligung geht. Hier gibt es eine Änderung, den veralteten Begriff Landesarbeitsamt 

durch die Benennung der Regionaldirektion der Bundesagentur für Arbeit zu ersetzen. Das ist 

soweit sachlich richtig, reicht unserer Meinung nach aber nicht aus. Wir haben jetzt zehn, fast 

elf Jahre seit der Gründung der Jugendberufsagentur in Berlin, für ein intensives Zusammen-

wirken von Agentur, Schule und Jugendhilfe. Die Kolleginnen und Kollegen vor Ort tun alles, 

um diese Kooperation tatsächlich für alle jungen Menschen in dieser Stadt attraktiv zu ma-
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chen. Wir hielten es für wichtig, dem im Gesetz auch Ausdruck zu verleihen und damit diesen 

Gedanken der Jugendberufsagentur und dieser Kooperation zu stärken. 

 

Der zweite Paragraf ist die aufsuchende Jugendsozialarbeit. Der berührt uns direkt. Aus wel-

chen Gründen hier überhaupt eine Änderung angestrebt werden musste, ist uns tatsächlich 

nicht ganz klar, aber anders als im ersten Entwurf ist diese Neufassung jetzt etwas, womit wir 

gut leben können. Ich hätte trotzdem eine Anmerkung, die vielleicht für die inhaltliche Dis-

kussion noch mal wichtig ist. Hier gibt es die Formulierung, aufsuchende Jugendsozialarbeit 

ist „sozialräumlich ausgerichtet“. Diese Formulierung bildet das Arbeitsspektrum und den 

Aktionsradius von Streetworkteams nicht so ganz ab. Ja, die Verankerung im Sozialraum ist 

Kernbestandteil dieser Arbeit, aber wir würden es schon aus Kapazitätsgründen gar nicht hin-

bekommen, in jedem Sozialraum ein mobiles Team oder ein Streetworkteam zu verankern. 

Jugendszenen, junge Menschen halten sich meist auch nicht an irgendwelche Verwaltungs-

grenzen. Das heißt, ihnen in der überbezirklichen beziehungsweise sozialraumübergreifenden 

Bewegung zu folgen, ist Kernbestandteil und auch ein Stück Erfolgsrezept dieser Arbeit. Das 

sollte zumindest in den Begründungen zu dem Gesetz noch mal deutlich werden, um hier 

nicht die Potenz des Arbeitsfeldes zu nehmen. 

 

§ 25 ist der nächste, Hilfe für junge Volljährige: Im Wortlaut erfolgt hier etwas eine Individu-

alisierung des Problems auf die Persönlichkeitsentwicklung, also solange die Persönlichkeits-

entwicklung der jungen Volljährigen etwas noch nicht erlaubt oder gewährleistet. Das folgt 

dem Wortlaut des SGB VIII, enthält aber hier im Gesetzestext keine Orientierung auf die 

Herstellung von Rahmenbedingungen für die zukünftige Lebensführung der jungen Men-

schen. Der Bundesgesetzgeber hat zumindest in den Erläuterungen tatsächlich darauf abgeho-

ben, dass es bei der Neufassung von § 41 und § 41a SGB VIII eben auch in diesen Paragrafen 

um die Rahmenbedingungen geht und dass insbesondere die Versorgung und Unterstützung 

von jungen Erwachsenen mit Wohnraum insbesondere in den Großstädten eine große soziale 

Schwierigkeit darstellt, der sich gesondert gewidmet werden müsste. Auch an dieser Stelle 

noch mal der Schluss zur Jugendberufsagentur, denn die Hilfegewährung in ganz schwierigen 

sozialen Notlagen ist ganz oft durch Zuständigkeitsstreitigkeiten der entsprechenden Kosten-

träger erschwert. Auch hier wird diese enge Kooperation mit der Agentur gebraucht. 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Ihre fünf Minuten wären jetzt abgelaufen. Ich möchte Sie 

bitten, zum Ende zu kommen. 

 

Elvira Berndt (Gangway – Straßensozialarbeit in Berlin e. V.): Ja. – Ich denke, zu § 28 sagen 

einige noch etwas. Zu § 50 sei noch angemerkt: Man müsste sich entscheiden. Kinder sind 

nicht strafmündig und nicht schuldfähig. Entweder nimmt man die Kinder aus dem Paragra-

fen heraus oder fasst es sprachlich anders. Die Begründungen zum StGB sprechen von Ver-

fehlungen. Das wäre zum Beispiel bezogen auf Kinder eine angemessene Formulierung. – 

Danke! 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Vielen Dank, Frau Berndt! – Dann machen wir weiter mit 

Herrn Kasper. – Bitte sehr! – Es gibt eine Präsentation. Jetzt wird sie aufgerufen. Wunderbar! 

Dann können wir starten. – Bitte sehr, Herr Kasper! 

 

Thomas Kasper (Der Paritätische Wohlfahrtsverband Landesverband Berlin e. V.; Referent 

Hilfen zur Erziehung und Kinderschutz): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Abge-
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ordnete! Sehr geehrte Frau Senatorin! Mein Name ist Thomas Kasper, ich bin Referent für 

Hilfen zur Erziehung und Kinderschutz beim Paritätischen Landesverband Berlin. Vielen 

Dank für die Möglichkeit, zum Entwurf des AG KJHG Stellung zu nehmen! Die Neufassung 

setzt wichtige Ziele. Sie macht Inklusion sichtbarer, betont Kooperation stärker und will Kin-

derschutz sowie Verfahren weiterentwickeln. Das begrüßen wir ausdrücklich. Gleichzeitig 

sehen wir eine zentrale Lücke. Der Entwurf formuliert hohe Ansprüche, sichert ihre Umset-

zung aber nicht ausreichend ab. Deshalb wäre eine frühere, breitere Beteiligung von Verbän-

den, freien Trägern sowie fachlichen Expertinnen und Experten wichtig gewesen. Sie hätten 

Praxiserfahrung und Folgen für Finanzierung, Verfahren und Schnittstellen früh einbringen 

können. Das zentrale Anliegen des Paritätischen zum AG KJHG lautet daher: Gute Ziele 

brauchen Personal, Zeit und Geld, sonst bleiben sie oft programmatisch und verschieben Ver-

antwortung auf Jugendämter, freie Träger, junge Menschen und Familien. Ich möchte im Fol-

genden auf vier Punkte eingehen.  

 

Wie von Ihnen angekündigt, Frau Senatorin, § 3 Absatz 1a: Dort heißt es sinngemäß, Leis-

tungen sollen grundsätzlich auch als Gruppenangebote entwickelt und angeboten werden. 

Gruppenangebote sind sinnvoll und können sinnvoll sein. Sie ermöglichen zum Beispiel sozi-

ales Lernen und können niedrigschwellige Angebote ergänzen. Kritisch sind aber die Worte 

„grundsätzlich“ und „sollen“. Das soll Gruppenangebote zum Regelfall machen, individuelle 

Hilfen sollen somit stark eingeschränkt werden. In den Hilfen zur Erziehung, der Eingliede-

rungshilfe und dem Kinderschutz geht es aber oft um persönliche Notlagen, familiäre Krisen, 

Gewalt oder Vernachlässigung. Solche Lebenslagen brauchen Schutz, Vertrauen und einen 

passenden Rahmen. Ich frage Sie, liebe Abgeordnete: Würden Sie nach Vernachlässigung, 

Misshandlung oder Missbrauch darüber zuerst in einer Gruppe sprechen wollen oder in einem 

geschützten Rahmen mit einer Fachkraft, der Sie vertrauen? – Die zentrale Frage der Hilfe-

planung muss bleiben: Welche Hilfe brauchen dieser junge Mensch und seine Familie? Sie 

darf nicht lauten: Kann dieser Bedarf günstiger in einer Gruppe bearbeitet werden? 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Gruppenangebote können helfen, aber sie müssen freiwillig, fachlich begründet und bedarfs-

gerecht sein. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Zweitens, Inklusion: Der neue § 3a macht Inklusion sichtbarer. Er benennt verständliche 

Kommunikation, diskriminierungsfreie Berücksichtigung sowie barrierefreie und gleichbe-

rechtigte Zugänglichkeit. Aber der Inklusionsbegriff bleibt zu eng. Er schaut vor allem auf 

junge Menschen mit Behinderungen. Andere junge Menschen geraten weniger in den Blick: 

Kinder aus armutsbetroffenen Familien, rassismuserfahrene junge Menschen oder Kinder 

psychisch- oder suchtkranker Eltern. Inklusion braucht mehr als eine Zielbeschreibung, sie 

braucht barrierearme Orte, qualifizierte Fachkräfte, angepasste Konzepte und Finanzierung. 

Wenn freie Träger neue Anforderungen erfüllen sollen, muss das Land diese Anforderungen 

auch refinanzieren. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 
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Drittens, Verfahrenslotsen: Der Paritätische hatte einen § 5c zum Verfahrenslotsen vorge-

schlagen. Dieser Vorschlag wurde nicht angenommen. Das ist problematisch. Familien stehen 

oft zwischen den Systemen Jugendhilfe, Schule, Gesundheit und Eingliederungshilfe. Sie 

brauchen Orientierung, Begleitung und jemanden, der Verfahren erklärt und Zugänge ermög-

licht. Ein kleines Beispiel: Eine alleinerziehende Mutter hat einen neunjährigen Sohn mit ei-

ner diagnostizierten Entwicklungsbeeinträchtigung. In der Schule gibt es Konflikte, Fehlzei-

ten drohen, Unterstützung ist nötig. Dann hört sie: Dafür ist die Jugendhilfe zuständig. Dafür 

ist die Schule zuständig. Dafür ist die Krankenkasse zuständig. Dafür brauchen Sie aber erst 

ein Gutachten. – Sicherlich meint es keine Stelle böse, aber die Familie steht vor vielen Türen 

und weiß nicht, welche die richtige ist. Ein Verfahrenslotse könnte Schritte sortieren, Termine 

koordinieren und verhindern, dass Hilfe am Verfahren scheitert. So wird Inklusion praktisch 

und nicht nur ein Begriff im Gesetz. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Viertens, Finanzierung der Umsetzung: Die Neufassung stärkt viele richtige Themen, Kinder-

schutz, Inklusion, Ombudschaft, digitale Verfahren und Kooperation, aber sie regelt nicht 

ausreichend, wie diese Aufgaben umgesetzt werden. Das betrifft Schutzkonzepte, spezialisier-

te Kinderschutzstrukturen, Inobhutnahmen und Kriseninfrastruktur, digitale Verfahren sowie 

Kooperationen mit Schule und anderen Systemen. Der Entwurf setzt stark auf den laufenden 

Haushalt oder auf Umorganisation. Aus Erfahrung aus der Praxis wissen wir: Das reicht oft 

nicht. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Unser Fazit: Der Entwurf enthält viele wichtige fachliche Ziele, aber er muss die Umsetzung 

stärker sichern. Das Gesetz darf Anforderungen nicht erhöhen, ohne Ressourcen mitzuden-

ken. Es muss Qualität sichern, Umsetzung ermöglichen und Überforderung verhindern. Für 

junge Menschen und Familien zählt am Ende nicht, ob Inklusion und Kinderschutz im Gesetz 

gut klingen. Entscheidend ist: Kommt die Hilfe rechtzeitig an? Ist sie passend? Ist sie verläss-

lich? – Daran muss sich auch dieses Gesetz messen lassen. – Vielen Dank! 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Ich danke Ihnen sehr herzlich, auch für das wunderbare 

Einhalten der Zeitvorgabe. Danke schön! – Wir machen weiter mit Herrn Scharf. – Bitte sehr! 

 

Jens-Uwe Scharf (Caritasverband für das Erzbistum Berlin e. V.; Leitung Gesundheits-, So-

zial- und Fachpolitik): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Abgeordnete! Liebe Frau 

Senatorin! Vielen Dank, dass Sie mir die Zeit geben, heute hier zu dem Gesetzentwurf ange-

hört zu werden! – Er hat viele Punkte, die wir im Vorfeld schon angemerkt haben, auch be-

rücksichtigt und eingebracht, also wir als Liga der Verbände der freien Wohlfahrtspflege, aber 

auch über den Landesjugendhilfeausschuss. Ich denke, es sind viele Dinge schon berücksich-

tigt worden. Trotzdem sitze ich heute hier, um das Ganze vielleicht doch noch ein bisschen 

besser zu machen. Deswegen gibt es durchaus Punkte, die ich sehe, die man sicherlich an der 

einen oder anderen Stelle noch verbessern kann. 

 

Der Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung des AG KJHG setzt aus meiner Sicht wichtige und 

richtige Impulse, insbesondere zur Stärkung des Kinderschutzes, zur Förderung von Beteili-

gung sowie zur inklusiven Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe hier in Berlin. Aus 
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Sicht der Verbände und insbesondere der freien Träger der Kinder- und Jugendhilfe im Be-

reich der Hilfen zur Erziehung zeigt sich jedoch, dass einige Hinweise der Liga der Spitzen-

verbände der freien Wohlfahrtspflege, dem sich auch der Landesjugendhilfeausschuss ange-

schlossen hatte, nicht oder nur unzureichend berücksichtigt worden sind. Ich möchte das ent-

lang von vier Punkten deutlich machen. 

 

Erstens, die neuen Anforderungen ohne gesicherte Finanzierung: Der Entwurf formuliert an 

verschiedenen Stellen, was wir auch unterstützen, neue fachliche Anforderungen, etwa zur 

inklusiven Ausgestaltung in § 3 Absatz 4, zur Barrierefreiheit in § 3a Punkt 3, § 6 Absatz 9 

oder zum Kinder- und Jugendmedienschutz in § 15a. Als Verbände weisen wir jedoch zu 

Recht darauf hin, dass diese Anforderungen erhebliche Anpassungen in bestehenden Angebo-

ten erfordern, ohne dass aber eine verbindliche Refinanzierung geregelt ist. Wir möchten zu 

bedenken geben, dass es sich hier nicht um eine einseitige Verpflichtung der Leistungserbrin-

ger handeln darf. Aus Sicht der Verbände ist entscheidend, dass neue gesetzliche Anforderun-

gen immer auch einer klaren Finanzierungsverantwortung folgen müssen. Relativierende 

Formulierungen, wie zum Beispiel in § 15 Absatz 3, sind, obwohl ich sie von überallher ken-

ne, aber nicht immer so ganz hilfreich, wenn da steht, Maßnahmen werden nur im Rahmen 

der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel umgesetzt. Das schränkt im Prinzip das hehre 

Ziel, das das Gesetz formuliert, tatsächlich wieder ein. 

 

Zweitens: Die Senatorin ist gespannt auf den Punkt, was wir von Pooling von Leistungen hal-

ten. Pooling von Leistungen darf individuelle Hilfen nicht ersetzen. Das haben Sie natürlich 

vorhin auch schon sehr deutlich so gesagt. In § 3 Absatz 1a wird das gemeinsame Erbringen 

von Leistungen, sogenanntes Pooling, ausdrücklich vorgesehen. Dieser Ansatz kann in ver-

schiedenen Fällen durchaus sinnvoll sein. Gleichzeitig besteht die Gefahr und ist offensicht-

lich auch vorgesehen, dass daraus ein struktureller Vorrang standardisierter Gruppenangebote 

entsteht. Gerade im Bereich der Hilfen zur Erziehung gilt jedoch: Der Maßstab ist der indivi-

duelle Bedarf jeder Familie, jedes Kindes, jedes Jugendlichen und nicht die Systemlogik oder 

die Wirtschaftlichkeit von Angeboten. Deshalb braucht es hier noch mal eine klare gesetzliche 

Einordnung. Pooling von Hilfen darf nur bedarfsgerecht und als Option unter freiwilliger An-

nahme der Hilfebedürftigen erfolgen und darf bedarfsgerechte und geeignete individuelle Hil-

fen nicht ersetzen. Die Formulierung „grundsätzlich ist im Gesetz vorgesehen“ schränkt das 

aus meiner Sicht ein und macht die Poolingleistung zur Vorrangleistung; deswegen „grund-

sätzlich“ streichen. 

 

Kommen wir zu § 49, problematische Steuerungslogiken, so habe ich das mal formuliert. Kri-

tisch sehe ich die Einführung des Begriffs der Leistungsgerechtigkeit in § 49. Dieser ist, glau-

be ich, hinten ein bisschen verrutscht, denn wir haben uns immer vorn auf die einzelnen Para-

grafen bezogen. Darin steht, er steht unter diesem Begriff der Entgelte. Entgelte folgen einer 

Leistungsbeschreibung, einer Qualitätsvereinbarung mit dem Land Berlin. Daraus entsteht ein 

Preis. Wir kennen es, dass Entgelte natürlich der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Leis-

tungsfähigkeit des Trägers unterliegen. Hier den Begriff der Leistungsgerechtigkeit einzufüh-

ren, ist aus meiner Sicht etwas irreführend, weil sich Leistungsgerechtigkeit aus meiner Sicht 

auf Leistungen bezieht, die den jungen Menschen und Familien gerecht zur Verfügung ge-

stellt werden müssen. 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Mir ist bewusst, dass es schwierig ist, sich kurzzufassen, 

aber die fünf Minuten wären um. Ich möchte auch Sie bitten, zum Ende zu kommen. 
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Jens-Uwe Scharf (Caritasverband für das Erzbistum Berlin e. V.): Aus meiner Sicht würde 

ich vorschlagen, den Begriff der Leistungsgerechtigkeit hier tatsächlich herauszunehmen und 

wieder durch „Leistungsfähigkeit des Trägers“ zu ersetzen. 

 

Den Familienbeirat zu erhalten und nicht als Kannleistung zu haben, fände ich noch wichtig. 

– Die Beteiligung: Leider bin ich jetzt nicht dazu gekommen, aber vielleicht komme ich in der 

Nachfrage noch zu dem Gremium für die jungen Menschen aus den stationären Jugendhil-

feeinrichtungen. – Vielen Dank! 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Danke Ihnen, Herr Scharf! – Wir machen weiter mit Herrn 

Weickmann. – Bitte sehr! 

 

Tilmann Weickmann (Landesjugendring Berlin e. V.; Geschäftsführer; Landesjugendhil-

feausschuss Berlin; stellvertretender Vorsitzender): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr ge-

ehrte Abgeordnete! Sehr geehrte Frau Senatorin! Ich bedanke mich auch für die Möglichkeit, 

hier Stellung nehmen zu können. Ich verzichte aus Zeitgründen auf eine allgemeine Würdi-

gung und sage sofort etwas zu einzelnen Paragrafen, von denen ich denke, dass der gute Ent-

wurf noch besser werden kann. Sie haben, glaube ich, eine schriftliche Stellungnahme von 

mir vorliegen. Ich werde nur zu vier Paragrafen noch etwas sagen. 

 

Zu § 10 Ehrenamtliche Jugendarbeit: § 10 regelt bisher nur eine unbezahlte Freistellung für 

ehrenamtliches Engagement in der Jugendarbeit. Ich schlage vor, hier die Möglichkeit einer 

Verdienstausfallerstattung einzuführen. Eine solche Möglichkeit gibt es – hier ist ein kleiner 

Tippfehler in der Vorlage – nicht in elf, sondern in 13 Bundesländern. Lediglich Sachsen, das 

Saarland und Berlin haben keine Regelung zur Verdienstausfallerstattung für Menschen, die 

ehrenamtlich in der Jugendarbeit tätig sind. Ich würde vorschlagen, das aufzunehmen. 

 

Zu § 16c würde ich gern etwas sagen. Hier gibt es im Satz 2 die Regelung: 

„Von der für den Träger tätigen Fachkraft ist zu prüfen, ob eine Strafanzeige zu er-

statten ist.“ 

Wenn man das formal versteht, wird eine Prüfung, ob Strafanzeige zu erstatten ist, immer mit 

Nein beantwortet werden müssen, weil es keine Anzeigepflicht gibt. Das heißt, wenn ich mich 

frage, ob Anzeige zu erstatten ist, also ob ich Anzeige erstatten muss, ist die formale Antwort 

immer: Nein, es gibt nach dem Strafgesetzbuch keine Anzeigepflicht. – Wenn damit gemeint 

ist, dass eine Anzeigepflicht für die Jugendhilfe quasi eingeführt werden soll, würde ich mich 

klar dagegen aussprechen. Ich würde mal zwei Beispiele nennen: Ein Fünfzehnjähriger, der in 

der stationären Hilfe zur Erziehung lebt, malt auf ein Blatt Papier ein Hakenkreuz. Wenn es 

da eine Anzeigepflicht gibt, weiß ich nicht, ob das sinnvoll ist. Genauso in einem Gespräch 

zwischen einem Straßensozialarbeiter und einem Jugendlichen, in dem der Jugendliche viel-

leicht sagt: Das mit dem Holocaust stimmt doch gar nicht, das hat es doch nie gegeben. – Bei 

einer Anzeigepflicht müsste an der Stelle das Gespräch abgebrochen werden. Ich halte das 

nicht für sinnvoll. Ich denke, die Frage einer Strafanzeige sollte unter Berücksichtigung von 

§ 1 Absatz 3 SGB VIII erfolgen, nämlich, dass die Jugendhilfe junge Menschen in ihrer indi-

viduellen und sozialen Entwicklung fördern soll. Es kann unter diesem Gesichtspunkt sehr 

sinnvoll sein, eine Strafanzeige zu stellen, es kann aber unter Umständen auch sehr sinnvoll 
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sein, diese nicht zu stellen. Deswegen würde ich die Formulierung ändern und nicht sagen „ob 

eine Strafanzeige zu erstatten ist“, sondern „ob eine Strafanzeige erstattet werden sollte“. 

 

Dann würde ich gerne etwas zu § 28 Landesgremium stationäre Einrichtungen sagen. Ich fin-

de die Perspektive, die dem Paragrafen zugrunde liegt, dass die für Jugend zuständige Senats-

verwaltung ein Beteiligungsgremium einrichtet, nicht richtig. Ich glaube, es ist wesentlich 

besser, eine Perspektive zu haben, wo man sagt, die Senatsverwaltung oder das Land Berlin 

ist dafür zuständig, eine selbstorganisierte Beteiligung, ein selbstorganisiertes Gremium zu 

fördern und zu unterstützen, auch zu initiieren von mir aus. Aber das bringt eine andere Per-

spektive in diese Frage der Mitbestimmung von Menschen, die in stationärer Hilfe sind. Ent-

sprechend würde ich vorschlagen, dass sich dieser Paragraf an § 4a SGB VIII orientiert, näm-

lich der Förderung einer Selbstorganisation von jungen Menschen. An der Stelle wäre tatsäch-

lich Brandenburg ein gutes Beispiel, wo es eine vergleichbare Regelung gibt, die aber genau 

diese andere Perspektive hat, dass das Land verpflichtet wird, eine entsprechende Selbstorga-

nisation junger Menschen zu unterstützen. 

 

Der letzte Punkt, zu dem ich kommen will, ist § 48 Finanzierung der Jugendarbeit. Da geht es 

um diese 30-Prozent-Quote für Einrichtungen der Jugendarbeit in öffentlicher Trägerschaft. 

Meines Erachtens widerspricht das § 4 Absatz 2 SGB VIII, der nämlich ein klares Prä für Ein-

richtungen in freier Trägerschaft festlegt: Soweit geeignete Einrichtungen, Dienste und Ver-

anstaltungen von anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe betrieben werden oder rechtzei-

tig geschaffen werden können, soll die öffentliche Jugendhilfe von eigenen Maßnahmen ab-

sehen. Eine Quote für Angebote der öffentlichen Jugendhilfe ist meines Erachtens an der Stel-

le mit dem Bundesrecht nicht vereinbar. Dazu kann man sich fragen, wie das letztlich prak-

tisch funktionieren soll. Wahrscheinlich wäre ein neues Gremium der Abstimmung zwischen 

den Bezirken und der Senatsverwaltung zuständig. Das ist wahrscheinlich ungefähr das Ge-

genteil von dem, was gerade im Zuge der Verwaltungsreform Ziel ist. Deswegen halte ich 

diesen § 48 und diese Quote von 30 Prozent für nicht sinnvoll. – Vielen Dank! Die verblei-

benden 20 Sekunden hebe ich mir für die zweite Runde auf. 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Dann nur noch in der Antwortrunde, aber selbstverständ-

lich! – Dann machen wir weiter mit Herrn Zeddies. – Bitte sehr! 

 

Rainer Zeddies (Bezirksamt Lichtenberg von Berlin; Leiter des Jugendamtes): Vielen 

Dank! – Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Senatorin! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Ich bedanke mich für die Gelegenheit, mich hier äußern zu dürfen. Ich bin Leiter des 

Jugendamtes Lichtenberg und spreche zugleich für die Gruppe der Berliner Jugendamtslei-

tungen. Wir haben uns nämlich als Gruppe schon in der frühzeitigen Beteiligung in einer ge-

meinsamen Stellungnahme zu dem damaligen Entwurf geäußert. Ich würde schon einen Satz 

zur Einordnung sagen, dann aber kurz auf drei Einzelregelungen eingehen. 

 

Die Einordnung ist: Das Berliner AG KJHG ist in letzter Zeit viel mehr geworden als nur ein 

Durchführungsgesetz des SGB VIII. Hier sind eigene fachpolitische Schwerpunkte enthalten, 

Jugendfördergesetz, Familienfördergesetz. Das begrüßen wir sehr. Insofern waren die Erwar-

tungen hoch, dass es jetzt ein neues, weiterentwickeltes AG KJHG gibt. Ich darf sagen, zu-

nächst wurden sie enttäuscht, als wir den ersten Entwurf sahen, weil wir grundlegende und in 

die Zukunft gerichtete Veränderungen eher vermisst haben, obwohl ich auch anerkennen 

muss, dass wir an einigen Stellen zum Beispiel auf den Bund warten müssen. Das ist auch 
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klar. Ich wollte aber mit sehr viel Wertschätzung und Respekt über den Prozess danach kurz 

sagen, dass unsere Stellungnahme und die Stellungnahmen vieler anderer wirklich zu Anrei-

cherungen und Verbesserungen in dem jetzigen Gesetz geführt haben, sodass ich im Rat der 

Bürgermeister – RdB – meinem Bezirksbürgermeister die Zustimmung empfohlen habe. 

 

Jetzt zu einigen Regelungen im Detail: Hier ist schon § 3 Absatz 1a angesprochen worden. 

Ich habe, wie Sie vielleicht nicht überraschen wird, einen anderen Blick darauf. Ich finde 

nämlich, das ist eine in die Zukunft gerichtete Möglichkeit. Sie alle kennen die großen Her-

ausforderungen, die wir haben, wenn wir in Berlin Hilfen zur Erziehung und Eingliederungs-

hilfen zu steuern haben. Ich kann nur sagen: Bitte geben Sie uns weitere Instrumente an die 

Hand! Dies ist ein weiteres Instrument. An keiner Stelle in diesem Text wird der Rechtsan-

spruch eingeschränkt, das dürften wir auch gar nicht. An keiner Stelle wird übrigens gesagt, 

dass die vertrauliche Einzelbeziehung nicht mehr stattfinden soll, sondern wir wollen Grup-

penangebote entwickeln und anbieten. Das sind die beiden Formulierungen, die ich für genau 

richtig halte. 
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Ich sage Ihnen als Beispiel: Wenn Sie in Schulklassen fünf, sechs, sieben Kinder haben, die 

jeweils eine einzeln bewilligte Hilfsperson als Assistenz in der Schulklasse haben, dann ruft 

das danach, dass wir die vergleichbaren Bedarfe auch in gemeinsamen Formaten unterstützen 

können. Deswegen ist das aus meiner Sicht eine sehr sinnvolle und gebotene Regelung, noch 

dazu, wo wir uns dem Fachkräftebedarf stellen müssen. Wir brauchen einfach flexiblere Mög-

lichkeiten, um dem Rechtsanspruch gerecht zu werden. 

 

Auch zu § 48, die 30 Prozent Mindestquote, habe ich eine andere Meinung. Wir haben das 

fachpolitische Ziel ausdrücklich unterstützt, und das gilt auch bis heute. Wir hatten in einem 

ersten Entwurf eine andere Regelung, von der ich meinte, sie sei faktisch nicht umsetzbar. 

Wir können einzelnen Bezirken nicht vorschreiben, ob sie eine einzelne Einrichtung rekom-

munalisieren oder in freie Trägerschaft übertragen. Dass wir uns gemeinsam auf eine solche 

politische Zielstellung committen, halte ich aber für sehr unterstützenswert und hat auch mei-

nes Wissens der Rat der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister so unterstützt.  

 

Ich möchte schließlich noch etwas zu § 50 sagen. Hier geht es um die speziell einzurichtende 

Arbeitsgruppe für Kinder- und Jugenddelinquenz. Dazu gehört die Bemerkung, dass die Ju-

gendamtsleitungen im ersten Entwurf drei solche Vorgaben vorgefunden haben, wo ihnen 

eine spezifische Organisationsform innerhalb der Jugendämter vorgegeben werden sollte. Das 

sehen wir kritisch. Wir sehen nicht kritisch, dass wir Themen zu bearbeiten haben, aber dass 

uns die Organisationsform vorgeschrieben wird, sehen wir kritisch. Jetzt sind noch anderthalb 

darin, nämlich die im § 34 zum Kinderschutz, das ist sehr okay, und hier als Sollvorschrift die 

zur Delinquenz. Das tragen wir so mit. Noch dazu hat uns ja der Senat dafür die Stellen zu-

sätzlich finanziert. Ich bin nur darüber gestolpert, dass im Text zur Vorlage, die Ihnen vorliegt 

– nicht im Gesetzestext, sondern in der Finanzierungsdarstellung –, steht, dass das ab 2028 

durch die Umschichtung von freien Mitteln in den Bezirken finanziert werden soll. Da muss 

ich Ihnen sagen, dass ich diesen Weg ausdrücklich nicht bestätigen kann. Ich fürchte, wenn es 

dabei bliebe, sind die Delinquenzteams nicht mehr finanziert. Ich bin eher dafür, dass wir ei-

nen Weg über klassische Budgetbildung und Produktbildung beschreiten. Das ist ja in Berlin 

gut geübte Praxis.  

 

Insgesamt möchte ich mich noch einmal dafür bedanken, dass im Vorfeld dieses Gesetzes, 

obwohl wir uns gemeinsam nicht viel Zeit nehmen konnten, eine sehr gehaltvolle Kommuni-

kation, Abstimmung und ein gegenseitiges Zuhören gelungen sind. Das schätzen wir sehr, 

und deswegen freue ich mich jetzt auch auf die weitere Anhörung. – Vielen Dank!  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Vielen Dank! – Dann steigen wir nun in die Beratung ein. 

Ich habe bereits fünf Kolleginnen und Kollegen auf der Rednerliste. – Wir starten mit Frau 

Kittler. Ich erinnere an unsere selbst gesetzte Redezeit von maximal drei Minuten. – Bitte 

sehr! 

 

Regina Kittler (LINKE): Ich gebe mir Mühe und lege gleich los. Vielen Dank! – Meine Fra-

gen zunächst an den Senat: Inwieweit trägt denn aus Sicht des Senats ein Gesetz, das zwar 

wichtige Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe in der Medienpädagogik und Gewaltpräven-

tion erstmals verbindlich festlegt, was wir ausdrücklich begrüßen, sie aber gleichzeitig unter 

Finanzierungsvorbehalt stellt, wie in § 15a und 16.  
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Zweite Frage: In § 3 Absatz 4 zur Inklusion – beides ist heute auch schon von den Anzuhö-

renden benannt worden – gibt es die neue Formulierung „Zugang“ in Ersetzung des alten 

Wortes „Teilhabe“ für alle Kinder und Jugendlichen. Inwiefern finden Sie denn „Zugang“ 

fortschrittlicher als das Wort „Teilhabe“?  

 

Die dritte Frage ist zum Familienbeirat: Wie bewertet der Senat die Arbeit des Familienbei-

rats, wenn derart in seine Arbeit eingegriffen wird, dass man im Prinzip befürchten muss, dass 

er auch abgeschafft werden kann, und die Tagungsmöglichkeiten auch stark beschränkt wer-

den? 

 

Die nächste Frage: Frau Senatorin, Sie haben sehr richtig die Bedeutung des Kinderschutzes 

hervorgehoben. Warum kommt denn in dieser Neufassung des Gesetzes die Umsetzung des 

Antimissbrauchsbeauftragtengesetzes überhaupt nicht vor, die bundesweit gilt und seit April 

2025 auch für Berlin gültig ist? Wäre es nicht wichtig, in § 16 zu ergänzen, wie Berlin dieses 

Bundesgesetz für Kinderschutz umsetzen will? Wie sehen die Anzuhörenden zum Beispiel 

diese Frage genau? Sehen Sie in dem Zusammenhang die Notwendigkeit der Einrichtung ei-

nes unabhängigen Landesbeauftragten, wie sie im vorigen Jahr auch im Bund beschlossen 

wurde, insbesondere zu dem Thema sexueller Missbrauch? 

 

In dem Zusammenhang auch an die Anzuhörenden die Frage: Es gibt in Berlin acht Fachbera-

tungsstellen, die sich mit sexualisierter Gewalt, Vernachlässigung und so weiter befassen, wie 

Wildwasser und Strohhalm. Wie schätzen Sie hier die Auskömmlichkeit der personellen Aus-

stattung ein? Inwiefern sehen Sie hier eine ausreichende Eingriffsmöglichkeit und Vernetzung 

mit allen – 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Die drei Minuten sind abgelaufen! 

 

Regina Kittler (LINKE): – in diesem Zusammenhang stehenden Arbeitenden im Senat, und 

zwar in allen Senatsbereichen, die damit befasst sind?   

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Frau Kittler, kommen Sie bitte zum Ende? 3 Minuten 30. 

 

Regina Kittler (LINKE): Unbedingt! – Als Letztes wollte ich noch fragen: Sie stocken die 

Erziehungsfamilienberatungsstellen um zwei pro Bezirk auf; großartige Sache! Wäre das 

nicht auch an anderen Stellen, wie zum Beispiel bei den Fachberatungsstellen, notwendig? 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Frau Schedlich, bitte sehr! 

 

Klara Schedlich (GRÜNE): Vielen Dank, Frau Vorsitzende! Und auch an die Anzuhörenden 

für die bisherigen Einschätzungen! – Ich frage die Senatorin einmal allgemein, warum keine 

vorzeitigere, breite Beteiligung angestrebt wurde. Auch wir und viele freuen sich über einige 

Punkte, die hier aufgegriffen wurden, vor allem im Bereich Inklusion. Dann wäre vielleicht 

die Frage in Ihre Richtung, ob es bei der Umsetzung eine breitere Beteiligung geben kann, 

und vor allen Dingen, wie Sie uns vielleicht auch die Sorge nehmen können, dass dadurch, 

dass bisher für viele Punkte keine verbindlichen Ressourcen vorhanden sind, vor allen Dingen 

Finanzen, die Umsetzung gegebenenfalls schwierig werden oder nur auf freie Träger abgela-

den werden könnte. Ich spreche zum Beispiel über das ganze Thema Barrierefreiheit und so 
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weiter. Gibt es vielleicht etwas, das wir noch nicht wissen, wie die Umsetzung, vor allen Din-

gen mit finanzieller Unterstützung, seitens des Landes geplant wird? 

 

Dann mache ich es mir beim ersten Thema leicht und würde einfach das, was Frau Berndt 

zum Thema Jugendberufsagentur und Hilfebewährung gesagt hat, als Frage in Richtung Senat 

weitergeben, wie Sie zu dieser Kritik stehen. 

 

Dann möchte ich zum Thema Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule fragen, warum 

kein gemeinsames Leitbild von Schulverwaltung, Jugendverwaltung und Partnern der Ju-

gendhilfe aufgenommen wurde und warum es bisher keine festgeschriebene Evaluation der 

Kooperationsvereinbarungen ins Gesetz geschafft hat.  

 

Dann würde ich noch eine Frage weitergeben, und zwar das ganze Thema Strafmündigkeit bei 

Kindern und die Formulierungen hierzu. Können Sie dazu senatsseitig noch einmal erläutern, 

wie Sie darauf kamen? 

 

Zum Thema Gruppenangebote möchte ich noch etwas sagen: Es ist sicherlich unser aller Ver-

ständnis, dass vor allen Dingen geschaut werden soll, was für den einzelnen Fall das Beste ist, 

und danach entschieden werden soll, ob es Gruppen- oder Einzelhilfe geben soll. In der Be-

gründung des Änderungsentwurfs steht aber, dass sich hier schon auf die potenziellen Ände-

rungen der Bundesebene vorbereitet wird. Das hat mich ein bisschen irritiert, denn noch gibt 

es diese nicht. Könnten Sie dazu ausführen, wie Sie darauf gekommen sind, diese Formulie-

rung zu wählen, und ob es nicht möglich wäre, als Land Berlin eher zu versuchen, ausglei-

chend tätig zu sein, wenn auf Bundesebene nicht so gute Dinge passieren? 

 

Als Letztes möchte ich fragen, warum der Vorschlag, den der Paritätische gemacht hat, die 

Verfahrenslotsen bei den bezirklichen Jugendämtern einzuführen, nicht aufgenommen wur-

de. – Vielen Dank!  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Hervorragend! 3 Minuten 1, liebe Frau Kollegin Sched-

lich! – Frau Usik, bitte sehr! 

 

Lilia Usik (CDU): Vielen Dank, Frau Vorsitzende! – Auch mein ganz herzliches Dankeschön 

an unsere Anzuhörenden für ihre sehr wertvollen Hinweise und Kommentare, die uns natür-

lich sehr bei der Arbeit am Gesetzesentwurf sehr helfen! – Nun die Fragen an unsere Anzuhö-

renden. An Frau Berndt: Sie haben die aufsuchende Jugendsozialarbeit kurz angesprochen 

und schon einige Kritikpunkte genannt, aber gibt es etwas, das Ihrem Fokus in der Arbeit in 

dem Bereich helfen könnte? – An Herrn Kasper zur Ausweitung des Kinderschutzes auf am-

bulante Träger: Welche Unterstützung brauchen die Träger, um rechtssicher eine Umsetzung 

zu gewährleisten? – Die Frage an Herrn Scharf zur Inklusion: Sie haben schon § 3a angespro-

chen. Sehen Sie mit der Neuregelung die Schnittstelle zwischen Jugendhilfe und Eingliede-

rungshilfe ausreichend geklärt? Sie haben auch in Ihrer Einführung zur Beteiligung der jun-

gen Menschen kurz gesagt, dass Sie gern ausführen wollen. Ich bin gespannt auf Ihre Mei-

nung dazu. – Die Frage an Herrn Weickmann zum Kinder- und Jugendmedienschutz: Wie ist 

Ihre Meinung zu Formulierungen in der Gesetzesvorlage zu dieser Regelung? – Die Frage an 

Herrn Zeddies zur Einführung spezialisierter Kinderschutzteams: Wie sehen Sie es, dass diese 

Kinderschutzteams personell vorzuhalten sind? Wie kann aus der gesammelten Erfahrung 

eine Wissensvermittlung an das gesamte Jugendamt erfolgen? – Vielen Dank! 
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Vorsitzende Sandra Khalatbari: Herr Tabor, bitte sehr! 

 

Tommy Tabor (AfD): Vielen Dank auch noch mal von uns an die Anzuhörenden! – Meine 

Kritik am § 16c habe ich bereits letzte Woche im Plenum vorgetragen. Daher möchte ich das 

jetzt hier nur noch einmal fachlich zusammenfassen. Der Paragraf schwächt aus unserer Sicht 

bewährte Standards der Jugendarbeit und setzt auf Konfrontation statt Beziehung und Ver-

trauen. Für uns sieht gute Jugendarbeit eher so aus: Jugendarbeit richtet sich an junge Men-

schen, nicht an die Ängste von Erwachsenen. Sie muss bei den Problemen der Jugendlichen 

ansetzen, nicht bei dem, was ihnen vorgeworfen wird. Prävention gelingt nur über Interesse, 

Beziehung und Vertrauen. Konfrontation allein erreicht besonders belastete Jugendliche ein-

fach nicht. Ein gesetzlicher Ansatz, der Jugendlichen vor allem entgegentreten will, verfehlt 

deshalb aus unserer Sicht sein Ziel. Wer Jugendliche erreichen will, braucht zuerst den Zu-

gang und eben Vertrauen.  

 

Warum wird das Ziel nicht positiv beschrieben? Das Kinder- und Jugendhilferecht spricht von 

der Entwicklung zu einer gemeinschaftlichen Persönlichkeit in einer Demokratie. Das sollte 

doch eher der Maßstab sein. Auch der Paritätische Wohlfahrtsverband hat den § 16c im Vor-

feld kritisiert. Kinder- und Jugendhilfe sollte nicht in erster Linie Abwehr formulieren, son-

dern beschreiben, welche positiven Wirkungen sie erzielen soll. Radikalisierung lässt sich nur 

bearbeiten, wenn zuvor Vertrauen aufgebaut wurde. Darum geht es eigentlich bei der Jugend-

arbeit: Vertrauen aufzubauen, damit man auch wirklich etwas erreichen kann. Herr Weick-

mann hat hier einen ganz praktikablen Vorschlag gemacht in dem, was er uns zur Verfügung 

gestellt hat. 

 

Jetzt komme ich zu den Fragen an die Senatsverwaltung: Müssen Jugendliche eigentlich künf-

tig Angst haben, dass kontroverse oder missliebige Aussagen strafrechtlich gemeldet werden? 

Wie soll nach Ihrer Meinung, Frau Senatorin, unter solchen Bedingungen noch Vertrauen 

entstehen? Warum wird mit gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit – das hatte ich auch in 

meiner Plenarrede lang und breit versucht zu erklären – ein Begriff herangezogen, der kein 

klarer juristischer Maßstab ist? In welchem Umfang werden Angebote der Kinder- und Ju-

gendhilfe derzeit tatsächlich für extremistische Aktivitäten genutzt? Welche konkreten Prob-

leme soll § 16c eigentlich lösen? Gilt der Anspruch, Extremismus entgegenzutreten, für alle 

Erscheinungsformen von Extremismus in unserer Gesellschaft? Außerdem ist bei uns noch 

unklar, wer die in § 16 Absatz 3 genannten anderen Stellen und sachkundigen Personen sein 

sollen. Nach welchen Kriterien werden sie ausgewählt, und wie wird sichergestellt, dass hier 

keine politische Einseitigkeit entsteht?  

 

Noch eine Frage an Frau Berndt: Sie hatten die sozialraumübergreifende Arbeit erwähnt und 

dass man Jugendliche nicht einengen soll. Wie würden Sie aus Ihrer Sicht bei Ihrer Arbeit den 

§ 16 in der aktuellen Variante begreifen und verstehen? Sehen Sie das auch so, dass das eher 

kontraproduktiv für Ihre Arbeit ist? 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Dann machen wir weiter mit Herrn Feier-Winterwerb. – 

Bitte sehr! 

 

Alexander Freier-Winterwerb (SPD): Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist ein High-

light, jetzt nach dem vorangegangenen Wortbeitrag reden zu dürfen. Deshalb werde ich da-
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rauf auch gleich noch einmal eingehen. – Vielen herzlichen Dank dafür, dass Sie sich die Zeit 

genommen haben, auch an unserer Seite zu stehen und uns so wertvoll zu beraten, wie Sie das 

tun!  

 

An den Kollegen von der AfD möchte ich den Hinweis geben, dass nicht alles, was im AG 

KJHG steht, grundsätzlich Jugendarbeit ist und dass man vielleicht noch mal an der einen 

oder anderen Stelle differenzieren sollte, wenn man sich einbringt, worüber man eigentlich 

redet, denn Jugendarbeit ist per Definition für alle Jugendlichen da. Das schließt alle ein und 

niemanden aus. Wir haben 500 Jugendfreizeiteinrichtungen in Berlin, die ganz unterschiedli-

che Konzepte haben und an den Interessen von jungen Menschen orientiert sind. Da geht es 

auch ein bisschen um Leistung, denn eine Jugendfreizeiteinrichtung, die den Jugendlichen 

nicht gefällt, ist leer, und die müssen wir nicht finanzieren, oder wir müssen uns Gedanken 

dazu machen. Anders verhält es sich wiederum bei der Jugendsozialarbeit, denn diese soll 

junge Menschen unterstützen, das eine oder andere Problem zu lösen. So kann man praktisch 

jeden einzelnen Paragrafen durchgehen und sich anschauen, was seine Aufgabe ist, und nicht 

irgendwie alles zusammenrühren und hier irgendetwas hinwerfen. Was aus Sicht von Berlin 

Extremismus ist, definiert sich anhand der Verfassung von Berlin. Es lohnt sich, dort einmal 

hineinzuschauen, und dann weiß man auch, worüber man spricht und worüber nicht.  

 

Jetzt zum AG KJHG: Ich habe das Gefühl, dass wir schon noch die eine oder andere Aufgabe 

vor uns haben, aber dass es eine grundsätzliche Zustimmung gibt, was die Richtung des Gan-

zen betrifft. Es wurden schon ganz viele Fragen gestellt, deshalb stelle ich sie jetzt nicht noch 

mal mit anderen Worten. Ich habe eine technische Frage, die mich interessiert: Wir arbeiten in 

den Jugendämtern immer auf Grundlage der Kosten- und Leistungsrechnung und haben un-

terschiedliche Produkte. Jetzt fassen wir das Gesetz an. Hat das Einfluss auf unsere Produkte 

und die Finanzierung des Ganzen, und muss dann noch ein Stück weit nachgearbeitet werden? 

Wie funktioniert das technisch? Nur um das erklären zu können, wenn man gefragt wird. Das 

ist eine Frage, die wird mir bei Bezirksmenschen auf jeden Fall gestellt. – Ich würde jetzt 

meine drei Minuten schließen. Ich hoffe, ich habe nicht überzogen. 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: 2 Minuten 56. Vielen Dank, Herr Kollege! – Frau Engel-

mann, bitte sehr! 

 

Claudia Engelmann (LINKE): Vielen Dank! – Auch vielen Dank an die Anzuhörenden! Das 

ist jetzt einer der nächsten schnellen Beschlüsse, die wir im Gesetzesbereich jetzt kurz vor 

Ende der Legislatur noch treffen. Wir haben gehört, dass offensichtlich an vielen Stellen keine 

breite Beteiligung stattgefunden hat, um tatsächlich das AG so weiterzuentwickeln, dass es 

tatsächlich Innovationen beinhaltet. Mir macht das schon Bauchschmerzen, wenn wir als 

Praktikerinnen und Praktiker – ich bin selbst auch ausgebildete Sozialarbeiterin – damit am 

Ende umzugehen haben, gerade in Bezug auf die Finanzierungslogik, die das Ganze nicht 

leichter macht und wo am Ende nicht mehr Gelder zur Verfügung stehen werden. Ich trage 

schon die Sorge mit, den Einsatz von Gruppenangeboten tatsächlich nur auf Kosten von Ein-

zelmaßnahmen umsetzen zu können. Ich weiß, warum Herr Zeddies das sagt. Ich kenne die 

Situation in Lichtenberg und auch in vielen anderen Bezirken und weiß, wie teuer Hilfen zur 

Erziehung geworden sind und dass das Finanzierungsproblem die Jugendämter immer wieder 

unter Druck setzt, am Ende Hilfen zu verweigern. Ich sehe darin tatsächlich eine konkrete 

Gefahr. 
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Ich möchte Herrn Scharf aber bitten, zum Familienbeirat und zu den Beiräten die Ausführun-

gen nachzuholen, die Sie in der ersten Runde nicht gemacht haben.  

 

Die Frage an den Senat ist, inwieweit bei den Kritikpunkten, die jetzt angebracht worden sind 

und die an einigen Stellen berechtigt sind, insbesondere bei der Jugenddelinquenz, aber auch 

bei der 30-Prozent-Quote und bei den Gruppenangeboten, die Formulierungen noch geändert 

werden, wenn wir in der nächsten Ausschusssitzung dann auch in der Plenarsitzung das Gan-

ze tatsächlich beschließen sollen? 

 

An Frau Berndt habe ich die Frage: Wie blockieren momentan die aktuellen Kostenstreitig-

keiten in Bezug auf die Wohnraumversorgung die Praxis? Was müsste im Gesetz stehen, da-

mit insbesondere in dem Themenbereich für junge Volljährige tatsächlich Abhilfe geschaffen 

werden kann? Das ist in Berlin wirklich flächendeckend ein Problem, das auch zunehmend 

größer wird. – Vielen Dank! 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Zum Abschluss Herr Simon. – Bitte sehr! 

 

Roman Simon (CDU): Herzlichen Dank, Frau Vorsitzende! – Kinderschutz hat für die 

CDU-Fraktion eine wahnsinnig hohe Priorität. – Herr Weickmann, Sie haben uns für den 

Landesjugendring im Vorfeld dankenswerterweise etwas Schriftliches zukommen lassen. Bei 

den anderen bedanke ich mich auch für die mündliche Darlegung ihrer Punkte. – In dem 

Punkt, den Sie uns schriftlich haben zukommen lassen, führen Sie zum Kinder- und Jugend-

medienschutz und der dort beabsichtigten Regelung in § 15a aus und schlagen vor, einen 

zweiten Absatz anzufügen, und zwar dergestalt, dass Sie dankenswerterweise auch gleich 

einen Formulierungsvorschlag mitliefern. Wie kommen Sie auf diesen Formulierungsvor-

schlag? Sie begründen das damit, dass die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung  

versucht, im Volk einen kompletten Verzicht auf Bildschirmmedien für unter Dreijährige zu 

verankern. Sie greifen dann aber auf andere Begrifflichkeiten zurück. Sie schreiben in Ihrem 

Formulierungsvorschlag eben nicht von Bildschirmmedien, sondern von Informations- und 

Kommunikationstechnologien. Welchen Hintergrund gibt es für Ihren Formulierungsvor-

schlag? Wie sehen das die anderen Anzuhörenden? Sehen Sie das ähnlich? Es gibt ja Fachleu-

te, die sagen, Bildschirmzeit, egal ob Fernsehen oder was auch immer, ist Gift für die Ent-

wicklung von Gehirnen. Da sich insbesondere kleine Gehirne sehr schnell und noch sehr weit 

entwickeln müssen, aber auch jugendliche Gehirne sich noch weiterentwickeln, ist die Frage, 

ob das dann mit drei Jahren enden sollte. 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Vielen Dank! – Dann kommen wir nun zur Beantwortung 

der entsprechenden Fragen. Sie haben schon alle fleißig mitgeschrieben. – Wir starten wieder 

mit Frau Berndt und gehen dann weiter vor. Sie schauen, welche Fragen für Sie passend wa-

ren. Dann bitte ich um Ihre Beantwortung und im Anschluss natürlich um die Beantwortung 

durch den Senat. – Frau Berndt, bitte sehr! 

 

Elvira Berndt (Gangway – Straßensozialarbeit in Berlin e. V.): Vielen Dank! – Ich greife mir 

drei Punkte heraus. Wenn ich etwas vergessen habe, schieben Sie es gern noch nach. – Die 

erste Frage war die nach der sozialräumlichen Ausrichtung der Jugendsozialarbeit und wie 

man das vielleicht anders fassen könnte. Ich wollte das gar nicht als Kritik verstanden haben, 

sondern als Ergänzung für die Debatte, weil wir den sozialraumübergreifenden Aktionsradius 

brauchen, wenn wir junge Menschen in ihren Bewegungsformen erreichen wollen. Ob man 
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das im Gesetzestext fassen kann, vielleicht mit genau diesen Worten, also „der sozialräumli-

chen Ausrichtung und eines entsprechenden Aktionsradiusses“, müssen Sie bewerten! 

 

Dann gab es die Frage zu § 16c. Diesen hatte ich gar nicht so sehr auf dem Schirm, folge aber 

dem Vorschlag von Herrn Weickmann, hier noch mal sehr sensibel mit der Frage der Anzei-

gepflicht umzugehen, die es im Strafgesetzbuch so nicht gibt. Es gibt nur sehr wenige Delikte, 

für die es überhaupt eine Anzeigepflicht gibt, und es ist natürlich fernab jeder pädagogischen 

Auseinandersetzung, wenn vor der Auseinandersetzung formuliert wird: Wir würden aber im 

Zweifelsfall eine Anzeige machen! Das gehört in unserem Arbeitsspektrum nicht dazu. Wir 

reden von Jugendlichen, von jungen Menschen in der Phase der Pubertät, also dort, wo sich 

eigene Weltanschauung überhaupt erst ausprägt. Dafür muss das Gesetz Rahmenbedingungen 

bieten, dass diese pädagogische Auseinandersetzung überall stattfinden kann. Gleichzeitig 

muss der Gesetzgeber natürlich für seine Einrichtungen Regelungen treffen. Ich denke, das ist 

der Spagat, den Sie mit diesem § 16c irgendwie hinbekommen müssen. 

 

Die dritte Frage, die ich mir noch herausgenommen habe, ist die zur Jugendberufsagentur und 

der Problematik der Wohnungslosigkeit, die nicht nur Careleaverinnen und Careleaver be-

trifft, sondern viele junge Menschen, auch aus anderen oder überhaupt aus prekären Wohn-

verhältnissen. Da gibt es mehrere Dimensionen. Ich glaube, das würde hier die Zeit sprengen, 

denn das eine ist das, was Zuständigkeitsregelungen und Kostenübernahmen zwischen Ju-

gendamt, sozialer Wohnhilfe, Jobcenter und Leistungsabteilung betrifft. Aber der Punkt, der 

auch aktuell ganz häufig bei der erschwerten Zugänglichkeit der Jobcenter für Jugendliche 

mit nicht so vielen Ressourcen hochproblematisch ist, ist die Zeit, die in diesen Zuständig-

keitsfragen verlorengeht, weil bei einem so heiß umkämpften Wohnungsmarkt junge Erwach-

sene, die nicht die Lobby haben, dass jemand bürgt und ihnen die Wohnung besorgt, schon 

deshalb hinten runterfallen, weil die Kostenübernahme nicht zeitig genug da ist, um die Woh-

nung am Ende zu bekommen. Das ist aber ein ganzer Rattenschwanz an Gründen, über die 

man noch einmal gesondert diskutieren müsste. – Vielen Dank! 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Vielen Dank, Frau Berndt! – Herr Kasper, bitte sehr! 

 

Thomas Kasper (Der Paritätische Wohlfahrtsverband, Landesverband Berlin e. V.): Erst 

einmal vielen Dank für die Nachfrage, Frau Usik! – Es ging hier um die Umsetzung von Kin-

derschutz und was die Träger brauchen. Dazu möchte ich erst einmal kurz das Problem dar-

stellen. Es ist so, dass die Schutzkonzepte zur Pflichtaufgabe werden, aber es werden dafür 

weiterhin keine ausreichenden Ressourcen zur Verfügung gestellt. Wenn es zur Pflichtaufga-

be wird, bedeutet das, dass man sie regelmäßig aktualisieren und evaluieren muss, die Mitar-

beiter müssen geschult werden, die Verfahren müssen dokumentiert werden. Das ist in der 

Logik, was über die Fachleistungsstunde dort bezahlt wird oder nicht, nicht weiter berück-

sichtigt worden. 

 

Ein weiterer Kritikpunkt: Erst einmal möchte ich grundsätzlich sagen, dass das zur Pflicht-

aufgabe wird, wird erst mal überhaupt nicht kritisch gesehen, das wird fachlich begrüßt. Ein 

zweiter Punkt ist, dass die Trägerschaft immer mehr Kontrolle übernehmen soll. Das heißt, 

wir haben trägerseitig faktisch immer mehr Verantwortung, auch für die Gefährdungsein-

schätzung. Auch hier die Dokumentation und Intervention: Es wird wahrscheinlich ein sehr 

hoher Dokumentationsaufwand nötig sein. Es gibt häufig auch eine unklare Abgrenzung zwi-

schen der Pflichtaufgabe des Jugendamtes und der freien Träger. Hier muss man auch die 
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Doppelrolle beachten. Ein Träger, der unterstützen und gleichzeitig kontrollieren soll, er-

schwert die Vertrauensentwicklung in der praktischen Arbeit mit dem Klienten.  

 

Wie gesagt, wenn ich das kurz zusammenfassen soll, begrüßen wir das. Wie diese Pflichtauf-

gabe finanziert werden soll, ist in dem Gesetz aber nicht erkennbar. 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Dann machen wir weiter mit Herrn Scharf. – Bitte sehr! 

 

Uwe Scharf (Caritasverband für das Erzbistum Berlin e. V.): Liebe Abgeordnete! Vielen 

Dank für die vielen Fragen! Ich werde jetzt nicht alle beantworten können, glaube versuche es 

aber. – Stichwort unabhängiger Landesbeauftragter gegen sexuellen Missbrauch: Das finde 

ich eine interessante Frage. Er hat zumindest auf der Bundesebene den Auftrag, Strukturen zu 

schaffen, die den sexuellen Missbrauch verhindern. Wir sind im Land Berlin bei den Trägern 

und Einrichtungen dabei, bestimmte Regelungen und Maßnahmen umzusetzen. Die Frage der 

Kontrolle und was wir hier noch berlinspezifisch brauchen, ist, glaube ich, eine wichtige und 

richtige Fragestellung. Ob das jetzt durch einen unabhängigen Landesbeauftragten erreicht 

werden wird, sehen Sie es mir nach, kann ich noch nicht abschließend sagen. Das Thema ist 

aber, und das haben wir auf der Bundesebene gesehen, durch den unabhängigen Bundesbeauf-

tragten gegen sexuellen Missbrauch permanent gespielt worden, und es ist auch vieles zum 

Kinderschutz erreicht worden, insbesondere in dieser Frage. 

 

Zur Finanzierung der Fachberatungsstellen: Im Detail bin ich da jetzt etwas überfragt. Nach 

meiner Kenntnis haben sie mir aber immer wieder geschrieben – ich sitze dem Unteraus-

schuss Hilfen zur Erziehung des Landesjugendhilfeausschusses vor, wo die Fachberatungs-

stellen immer wieder vortragen –, dass sie entsprechend in Anspruch genommen werden, 

auch viel in Anspruch genommen werden, und sie sich durchaus immer wieder einen Auf-

wuchs wünschen würden. Ich glaube, das kann ich unterstreichen. Wenn wir Beratungsstellen 

haben, die nicht in Anspruch genommen werden, dann brauchen wir sie nicht. Die Fachbera-

tungsstellen werden sehr stark in Anspruch genommen. Wenn wir an der Stelle eine Stärkung 

des Systems hinbekämen, wäre uns in Berlin insgesamt geholfen.  

 

Zum Pooling habe ich im Vorgriff auf die jetzige SGB-VIII-Novellierung schon etwas gesagt. 

Ich habe nach wie vor die Sorge. Der Passus hier drin ist sehr eindeutig. Da steht, es sollen 

grundsätzlich vor Inanspruchnahme Gruppenangebote eingesetzt und geprüft werden. Daher 

haben Sie mich noch nicht ganz überzeugt.  
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Ich komme zu der Frage zur Inklusion – Frau Usik, Sie hatten das gesagt – und insbesondere 

zu § 3a, wo noch mal die inklusive Ausrichtung der Kinder- und Jugendhilfe beschrieben ist. 

Es soll mehr als bloß ein programmatischer Hinweis sein, wir wollen mal irgendwie, irgend-

wann inklusiv sein, sondern wir möchten das eigentlich sofort. Es ist ein bisschen schwam-

mig: Die Angebote berücksichtigen bei der Umsetzung dieses oder jenes. –  Also das ist an 

der Stelle juristisch ein bisschen weich formuliert. Ich würde mir tatsächlich eine stärkere 

Formulierung wünschen, die dann aber auch zur Folge hat, dass wir dann ein Programm in 

Berlin entwickeln, wo wir dieses auch ermöglichen. Dahinter stehen viele Detailfragen, wie 

wir es dann auch umsetzen. Da geht es nicht nur um die Rampe. Da geht es um Haltungsfra-

gen, Fortbildungsfragen und Qualifizierungsfragen im Bereich der Fachkräfte und aller, die 

hier beteiligt sind, diesen inklusiven Auftrag umzusetzen. Deswegen bin ich auch auf der 

Bundesebene nicht – –  Ach so, drei Minuten habe ich jetzt auch wieder, ja? – Entschuldi-

gung! Ich schaue hier gerade auf den Counter. Der ist neu. Ich finde den beeindruckend. 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Ja, das hatte eine Notwendigkeit. Es hilft der Transparenz.  

Sie haben aber schon Zeit zur Beantwortung der Fragen. – Bitte sehr! 

 

Uwe Scharf (Caritasverband für das Erzbistum Berlin e. V.): Wenn Berlin also wirklich die-

sen programmatischen Text umsetzen will, muss Berlin an der Stelle auch Geld in die Hand 

nehmen. Vielleicht kann man das in erster Linie durch ein Programm machen. Wir können es 

auch über die Entgeltvereinbarungen regeln, nur weiß ich, dann werden die Hilfen zur Erzie-

hung wieder teurer. Es ist auch an sich logisch: Wenn wir sagen, wir sind inklusiv im Bereich 

Hilfen zur Erziehung, dann hat das seinen Preis. Das muss man an der Stelle ganz klar so be-

nennen. Ansonsten finde ich das programmatisch okay, aber es muss untersetzt werden. Es 

reicht nicht, das nur hier drinstehen zu haben.  

 

Dann ging es um die Frage der Beteiligung. Die Beteiligung junger Menschen aus den Ein-

richtungen der Erziehungshilfe in Form eines Kinder- und Jugendhilferates – das Stichwort 

Brandenburg kam schon – finde ich tatsächlich wichtig. Ich glaube, Berlin ist eines der letzten 

Bundesländer, die jetzt einen entsprechenden Beteiligungsrat etabliert oder eingeführt haben. 

Ich würde mir für die Zukunft wünschen, dass wir noch mal genau hinschauen: Welche Rech-

te hat denn dieser Rat? Wie ist er wirklich zusammengesetzt? Wo kann er in bestehenden 

Strukturen auch verlässlich verankert werden? Er ist jetzt als beratendes Mitglied in den Ju-

gendhilfeausschüssen vorgesehen und auch im Landesjugendhilfeausschuss. Ich glaube, wenn 

wir das ernst nehmen, müssen wir einen Schritt weiter gehen. Wenn wir eine echte Beteili-

gung auch von diesen jungen Menschen möchten, dann brauchen diese wirklich klare Rechte, 

eine echte Einflussmöglichkeit und nicht nur in Form von beratend, und sie müssen auch noch 

viel deutlicher in die bestehenden Entscheidungsstrukturen eingebunden werden. Mein Peti-

tum ist: Nehmt sie doch als stimmberechtigtes Mitglied in den Landesjugendhilfeausschuss 

oder auch in die Jugendhilfeausschüsse in den Bezirken auf!  

 

Familienbeirat, letzter Punkt, den ich hier noch anzuführen gebeten wurde: Ich bin selbst Mit-

glied des Familienbeirates. Die Senatorin hat mich extra in den Familienbeirat berufen. Ich 

finde es wirklich sehr schön, dass wir einen Familienbeirat haben, der die Breite der Stadtge-

sellschaft abbildet, die mit Familienfragen, mit familiären Themenstellungen und so weiter zu 

tun hat, und dass wir dort ein wichtiges Austauschgremium haben, um den Senat zu beraten, 

ihm Hinweise zu geben und einen Bericht abzugeben. Dieser Bericht, finde ich, ist immer 

wieder ein guter Spiegel der Situation von Familien in dieser Stadt. Wir sollten diesen Famili-
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enbeirat auch wirklich als ein festes Gremium in dieser Stadt erhalten. Ich finde die alte For-

mulierung, der Familienbeirat ist einzusetzen – im Ausführungsgesetz ist es so beschrieben 

worden –, völlig richtig und ausreichend. Aus meiner Sicht müsste da gar nichts geändert 

werden. Dementsprechend würde ich Ihnen in dieser Richtung vorschlagen, diesen Passus 

nicht so stark anzufassen. – So weit von mir dazu. – Danke! 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Vielen Dank, Herr Scharf! – Herr Weickmann, bitte sehr! 

 

Tilmann Weickmann (Landesjugendring Berlin e. V.; Landesjugendhilfeausschuss): Ich 

ergänze noch zum Familienbeirat, das habe ich auch schon aufgeschrieben: Er hat laut Gesetz 

Sitz und Stimme im Landesjugendhilfeausschuss. Das stelle ich mir tatsächlich ein bisschen 

schwierig vor, wenn der Senat beschließt, dass es den Familienbeirat mal nicht gibt, müssen 

wir das AG KJHG wieder ändern. Also das ist, glaube ich, wirklich noch mal eine Überle-

gung wert. Nach meiner Erfahrung wird die Arbeit des Familienbeirats weithin geschätzt. 

Deswegen fände ich eine verbindliche Absicherung im Gesetz an der Stelle richtig. 

 

Noch mal zu § 28, die selbstorganisierten Zusammenschlüsse: Was ich dargestellt habe – da 

muss ich dich noch mal kurz ansprechen –, in der momentanen Regelung, glaube ich, hätte 

der Landesbeirat eben genau nicht die Möglichkeit, am Landesjugendhilfeausschuss beratend 

teilzunehmen, weil er sich nach diesem Gesetz, nach § 4a, nicht als selbstorganisierter Zu-

sammenschluss konstituiert. – [Zuruf] – Nein, er ist nicht drin. Im Gesetzentwurf steht, dass 

selbstorganisierte Zusammenschlüsse nach 4a beratend im Landesjugendhilfeausschuss teil-

nehmen sollen. Der Landesbeirat ist aber ausdrücklich nicht als Zusammenschluss nach § 4a 

organisiert in dem Gesetz, sondern als ein Beirat, den die Senatsverwaltung einsetzt. Das ist 

nicht das, was das SGB VIII unter § 4a meint. Das spricht sehr deutlich dafür, sich noch ein-

mal zu überlegen, ob der Landesbeirat nicht der Idee nach § 4a SGB VIII folgen sollte. 

 

Zum Kinder- und Jugendmedienschutz bin ich noch mal speziell gefragt worden. Ich bin als 

Geschäftsführer des Landesjugendrings und stellvertretender Vorsitzender des LJHA vorge-

stellt worden. Das ist fast ein bisschen komisch, wenn die Frau Vorsitzende auch da ist und 

nicht als solche vorgestellt wird, aber gut. Diese Formulierung für die Null- bis Dreijährigen 

kommt tatsächlich aus dem LJHA und ist in die Diskussion und den Referentenentwurf ein-

gebracht worden, von der Senatsverwaltung aber nicht aufgenommen worden. Die Formulie-

rung, dass wir hier von Informations- und Kommunikationstechnologien sprechen, ist tatsäch-

lich dem Gesetzentwurf geschuldet, um hier jetzt nicht auf einmal einen völlig neuen Begriff, 

Bewegtbilder, einzubringen. Deswegen unterscheidet sich das von der Empfehlung der Bun-

deszentrale. Das hat jetzt keinen ausgetüftelten fachlichen Hintergrund. Ich halte es für rich-

tig, und die Empfehlung kam aus dem Unterausschuss für Familienhilfe und Familienpolitik, 

das deutlich in das Gesetz aufzunehmen, gerade auch, weil Jugendhilfe an der Stelle eine 

Vorbildfunktion für ältere Personen und Sorgeberechtigte übernehmen kann, weil wir im 

LJHA dieser Empfehlung der Bundeszentrale durchaus folgen würden.  

 

Grundsätzlich halte ich 15a, wie er jetzt formuliert ist, für sehr sinnvoll. Ich kann an der Stelle 

vielleicht anknüpfen. Ich würde Herrn Zeddies und auch anderen durchaus zustimmen, dass 

die Diskussion des Referentenentwurfs sehr gut, sehr partnerschaftlich, sehr konstruktiv war. 

An manchen Stellen hätte ich mir gewünscht, dass es noch vor dem Referentenentwurf einen 

stärkeren fachlichen Dialog gegeben hätte, beispielsweise über das Thema Kinder- und Ju-

gendmedienschutz. Ich glaube, an vielen Stellen wären dann vielleicht noch bessere Formu-
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lierungen im Gesetzentwurf, und manche anstrengende Diskussion unter hohem Zeitdruck 

hätte man auch anders führen können, wenn es vorher fachliche Dialoge zu bestimmten The-

men gegeben hätte. 

 

Zur Umsetzung des Kinderschutzes: Es ist richtig, nach meiner Wahrnehmung ist das Gesetz 

zur Einrichtung der oder des Unabhängigen Bundesbeauftragten gegen sexuellen Missbrauch 

von Kindern und Jugendlichen – UBSKMG – und die Umsetzung im Land Berlin hier noch 

nicht berücksichtigt. Ich habe das so verstanden, dass das zu einem späteren Zeitpunkt erfol-

gen soll. Da bin ich aber im Moment gar nicht so – –  Das möchte ich so nicht formulie-

ren. Die Verwaltung ist schon auf uns zugekommen und hat angekündigt, dass es dazu Fach-

dialoge geben soll. Das finde ich sehr gut. Ich fand das auf der Folie, das eben Gesagte, sehr 

gut, dass es erst Fachdialoge gibt und dann geschaut wird, wie gesetzliche Regelungen gut 

gestaltet werden können. – Danke! 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Danke Ihnen, Herr Weickmann! – Herr Zeddies, bitte sehr! 

 

Rainer Zeddies (BA Lichtenberg): Sehr geehrte Frau Vorsitzende, vielen Dank! – Sehr ge-

ehrte Abgeordnete! Ich bedanke mich für die Fragen und will auf drei Punkte eingehen. – 

Frau Usik, Sie haben konkret nach den Kinderschutzteams gefragt. Es ist ja so, dass die über-

wiegende Mehrheit der Berliner Jugendämter mit Kinderschutzteams in durchaus etwas unter-

schiedlicher Nuancierung arbeitet. Die Jugendamtsleitungen haben, wenn sie die Organisation 

ihrer Ämter bauen, immer Abwägungsentscheidungen zu treffen, und hier wurden diese ge-

troffen. Sie haben nämlich zwischen der Spezialisierung auf der einen Seite und zusätzlichen 

internen Schnittstellen auf der anderen Seite abzuwägen, denn der Fall, der von den einen 

bearbeitet wird, muss von den anderen trotzdem noch bearbeitet werden, und diese Schnitt-

stellen müssen auch gut, professionell und sorgfältig gehandhabt werden. Aber auch für mich 

selber und für uns in Lichtenberg überwiegt ganz eindeutig in diesem Fall der Vorteil von 

Spezialisierung. Wir haben das insbesondere auf die Ersteinschätzung, das heißt auf die Kri-

senintervention, fokussiert. Es ist sehr sinnvoll, dass sich Kolleginnen und Kollegen in das 

Krisengeschäft professionalisieren. Sie machen das mit beeindruckendem Know-how und 

Souveränität, aber geben die Fälle dann, wenn sie vorgearbeitet, wieder weiter in den regulä-

ren Regionalen Sozialpädagogischen Dienst – RSD –. Diese Schnittstelle muss dafür gut 

funktionieren. Das ist eine intern zu lösende Bedingung. Ich kenne einige Bezirke, die sagen: 

Mein RSD ist zahlenmäßig gar nicht so groß wie eurer. Bei uns sind es nur vier Personen. Das 

lässt sich viel schwieriger mit Urlaubsvertretung und so organisieren. – Das sind alles Dinge, 

die man berücksichtigen muss. Dennoch ist ein solches Kinderschutzteam aus meiner Sicht, 

da spreche ich jetzt aber für Lichtenberg, im Sinne der Professionalisierung eine wirklich gute 

Lösung, aber die Schattenseiten, die zusätzlichen Schnittstellen, muss man dann gut handha-

ben.  

 

Herr Freier-Winterwerb, Sie haben nach dem Einfluss des Gesetzes auf Produkte gefragt. Ei-

gentlich ging die Frage, glaube ich, an den Senat, und er wird sie auch gleich beantworten. Ich 

wollte darauf hinweisen, dass es einzelne Elemente gibt, die ganz unterschiedlichen Einfluss 

haben werden. Ich selbst habe gesagt, wenn wir uns bei § 50 auf Jugenddelinquenzteams ver-

ständigen und eine künftige Regelfinanzierung her muss, muss diese Regelfinanzierung erst 

einmal über ein Produkt in den entsprechenden Budgets erzeugt werden. Das wäre ein Bei-

spiel, an dem das Gesetz dann eine Wirkung auf die Produkte hätte. In anderen Fällen wird es 

hier oder dort Mengenveränderungen geben. Meine Meinung ist, dass es ganz unterschiedli-
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che Auswirkungen in den einzelnen Tatbeständen gibt, die man jetzt nicht verallgemeinern 

kann und sollte. 

 

Frau Engelmann, Sie haben nach der Finanzierungslogik gefragt. Ich weiß nicht ganz genau, 

ob Sie mich damit meinen, Sie haben aber mich und Lichtenberg ausdrücklich angesprochen. 

Ich glaube, es ist hier allgemein bekannt, dass wir ein schwieriges Jahr 2025 zu bewältigen 

hatten, aber die Verweigerung von Hilfe stand nicht auf unserem Maßnahmezettel. Darauf 

lege ich Wert. Wir haben auch schmerzhafte Maßnahmen getroffen, und wir haben im ver-

gangenen Jahr Angebote eingeschränkt, aber es war für mich eine sehr wichtige Maßgabe, 

dass wir rechtmäßig handeln und nicht das Recht verletzen. In keinem einzigen Fall sind am 

Ende Klageverfahren entstanden oder wären Beschwerden in diesem Sinne erfolgreich gewe-

sen. Worauf ich eigentlich hinaus will: Wir reden ja nach vorn, und wir reden da, glaube ich, 

auch über den § 3 und das mögliche Pooling. Auch hier steht nicht etwa, dass wir individuelle 

Hilfen verweigern würden, sondern hier steht, dass wir Gruppenangebote vorbereiten und 

anbieten – und anbieten heißt anbieten. Vorhin ist das auch in der Diskussion gesagt worden. 

Ich möchte daran erinnern, dass jede Hilfegewährung ein Commitment zwischen drei Akteu-

ren im sozialrechtlichen Dreieck bedeutet: uns als Leistungsgewährer, den Trägern als Leis-

tungserbringer und der Familie als Leistungsberechtigte. Wir brauchen die Zustimmung. Ich 

finde, dass das bundesgesetzlich ein sehr tragfähiger Anker ist. Unter diesem Dach sollten wir 

aber mehr Beweglichkeit in den Angebotsformen erzeugen. Ich habe vorhin ein Beispiel am 

Ort Schule genannt, und es gibt möglicherweise weitere Beispiele. Ich glaube, dass wir immer 

da, wo wir sowieso in infrastrukturellen Formen unterwegs sind, erfolgreich sein könnten. – 

Danke schön! 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Vielen Dank! – Dann kommen wir nun zur Beantwortung 

der Fragen durch den Senat. Wir starten mit Herrn Staatssekretär Liecke, gehen dann weiter 

zu Frau Stappenbeck – ein herzliches Willkommen hier vorn – und zu Herrn Hilke. So wurde 

es mir mitgeteilt, aber sicherlich sind wir da flexibel. – Herr Staatssekretär, bitte sehr!  

 

Staatssekretär Falko Liecke (SenBJF): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren Abgeordnete! Ich will nur einige Schwerpunkte setzen. Das Thema Fi-

nanzierungsvorbehalt ist hier verschiedentlich angesprochen worden. Mir ist ehrlich gesagt 

aktuell kein Gesetz bekannt, in dem ganz konkret steht, was in welchem Umfang zu finanzie-

ren ist. Das wäre übrigens auch nicht systemlogisch, denn der Haushaltsgesetzgeber oder die 

Haushaltsgesetzgeberin, die hier am Tisch sitzt, hat die Hoheit darüber. Daher: Nice try, aber 

so funktioniert es in der Systematik nicht, auf die es angelegt ist. Wenn der Gesetzgeber oder 

die Gesetzgeberin es so beschließt oder verlangt, dann werden wir als Verwaltung das ent-

sprechend umsetzen. Daher kann man so etwas nicht untergesetzlich oder überhaupt gesetz-

lich regeln.  

 

Frau Kittler hatte angesprochen, ob Zugang besser ist als Teilhabe. Das ist von der Begriff-

lichkeit her jetzt wahrscheinlich eine Geschmacksfrage. Wenn ich einen Zugang habe, dann 

habe ich zumindest die Möglichkeit und die Notwendigkeit, auch eine entsprechende Leistung 

zu bekommen. Das war vermutlich der Gedanke. Die Kollegen können das vielleicht noch 

herausarbeiten, warum dieser Begriff geändert wurde. Ich finde jedenfalls, dass das keine ne-

gativen Auswirkungen auf die Familien oder auf diejenigen hat, die es betrifft. Daher wäre 

das für mich jetzt okay.  
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Der Familienbeirat wurde auch immer angesprochen, also die Anzahl der Tagungen und ob es 

einen Familienbeirat geben soll oder nicht. Ich finde, dass die Landesregierung da eine Option 

der Weiterentwicklung haben muss. Ich sage vielleicht mal ein bisschen kritisch: Das Versen-

den von Forderungen in Presseerklärungen ist jetzt nicht unbedingt eine Beratungsleistung. So 

empfinde ich die Arbeit der letzten Jahre. Das ist aber eine Geschmacksfrage oder so, wie ich 

das derzeit einschätze. Das muss ich dann wahrscheinlich mit dem Beirat selbst klären. Unab-

hängig davon sollte es aber keine Festlegung und schon gar keine gesetzliche Festlegung ge-

ben müssen, dass Beiräte installiert werden oder Ähnliches. Das haben wir in anderen Berei-

chen auch nicht.  

 

Die Umsetzung des Antimissbrauchsbeauftragtengesetzes im Bereich Kinderschutz, die ange-

sprochen wurde: Da werden wir perspektivisch noch mal rangehen müssen, das ist klar. Das 

machen wir dann im Kontext der Novellierung des SGB VIII. Ob es jetzt die 138. Beauftragte 

braucht, weiß ich nicht. Wir haben Kinderschutzstrukturen, die sehr ausgefeilt sind. Wir ha-

ben die Verantwortung in den Bezirken. Wir haben die Verantwortung des öffentlichen Trä-

gers in meiner Verwaltung, was die Sicherstellung des Kinderschutzes angeht et cetera pp. 

Wir haben das Berliner Kinderschutzgesetz. Wir haben diverse Regelungen und Strukturen. 

Ob es dafür eine weitere Beauftragte braucht, stelle ich mal infrage.  

 

Auch das Thema, ob nicht in jedem Bezirk ein, zwei, drei Fachstellen benötigt werden, hat 

etwas mit öffentlichen Mitteln zu tun, und irgendwann muss man auch mal schauen, ob diese 

Strukturen noch effizient funktionieren. Die Maßgabe ist nicht viel hilft viel, sondern wir 

müssen klug schauen: Was wirkt wo und in welchem Umfang, und erreichen wir damit die 

Zielgruppen? Bei den Erziehungs- und Familienberatungsstellen haben wir einen Wirkungs-

nachweis, das ist nicht mein Punkt, aber ob wir das jetzt auch noch auf Fachberatungsstellen 

ausweiten? Ich finde, die Struktur, die wir haben, ist in jedem Fall eine sehr gute Ausstattung 

für die Stadt, auch bezogen auf diejenigen, die sie im Fokus hat und berät.  

 

Warum haben wir die Jugendberufsagentur nicht ins Gesetz genommen? – Weil die Jugend-

berufsagentur keine Institution ist. Die Jugendberufsagentur ist so angelegt, dass sie in einem 

Dreiklang funktioniert, nämlich aus einer Bundesbehörde, aus einer Zwitterbehörde zwischen 

Bund und Land und aus einer Landesbehörde. Deshalb geht das nicht. Das wäre auch nicht 

sinnvoll. Wenn sich da mal etwas in der Struktur oder Ähnliches verändern sollte, halte ich 

das auch nicht zwingend für notwendig. Die Jugendberufsagenturen – es gibt ja nur eine mit 

zwölf Außenstellen – haben sich in den letzten zehn Jahren etablieren und funktionieren gut. 

Das muss ich jetzt nicht unbedingt ins Gesetz schreiben. Welchen Zweck sollte ich damit ver-

folgen oder erreichen, da jetzt eine gesetzliche Regelung zu haben?  

 

Die Senatorin hat vor Kurzem das Rahmenkonzept Schule-Jugend vorgestellt. Wir haben in 

der Senatsbildungsverwaltung eine Landesstruktur. Es gibt in jedem Bezirk eine Kooperation 

Schule-Jugend. Das ist ebenso etabliert und auch gefestigt. Ich sehe keine Notwendigkeit, 

dafür extra eine gesetzliche Struktur festzulegen. 

 

Die Frage von Frau Schedlich zu Strafmündigkeit war: Warum diese Formulierung? – Diese 

Formulierung kommt von der Justizverwaltung. Wir haben sie im Mitzeichnungsprozess so 

übernommen. Da hat sich keiner irgendetwas Böses überlegt oder keiner führt etwas im 

Schilde, das subversiv, unterschwellig möglicherweise irgendwelche niederträchtigen Aus-
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wirkungen haben könnte. Nein, es ist schlichtweg eine Formulierung von SenJustV, die wir so 

übernommen haben. Dazu kann vielleicht Herr Hilke auch noch etwas sagen.  

 

Beim Thema der Gruppenangebote und der Formulierung „soll grundsätzlich“ teile ich logi-

scherweise eher die Einschätzung von Herrn Zeddies. Da kam jetzt die Diskussion auf Bun-

desebene auf – das ist jetzt eher zufällig so –, die dort hineingrätscht, und irgendwelche 

geleakten Papiere aus dem Kanzleramt, die dort hineingrätschen. Das war überhaupt nicht 

unser Ansinnen, sondern unser Ansinnen ist, dass wir durchaus Steuerungsnotwendigkeiten 

und -mechanismen haben. Ich sage es noch mal: Es geht um einen klugen Einsatz von öffent-

lichen Mitteln, um eine gute Versorgung hinzubekommen. Um Hilfen zu steuern, muss es 

auch andere Möglichkeiten geben. Das alles immer auf den individuellen Rechtsanspruch 

abzustellen, ist in einigen Teilen auch Ressourcenverschwendung, weil man das gleiche Ziel 

oder den gleichen Zweck auch mit anderen Mitteln erreichen kann. Darauf haben Sie als Trä-

ger- und Verbandslandschaft vielleicht eine andere Sicht. Das ist alles legitim und okay. Ich 

finde aber, dass wir hier als öffentliche Hand schauen müssen, wie wir das mit Angeboten, die 

die gleiche Wirkung erzielen, aber auch entsprechend Geld kosten, so steuern, dass wir den 

gleichen Effekt erzielen. 

 

Zum Thema Verfahrenslotsen wird Frau Stappenbeck gleich noch etwas sagen. Nach dem, 

was ich so auf den Fluren dieses Hauses gehört habe, kann ich mir sehr gut vorstellen, dass es 

dazu im parlamentarischen Verfahren noch Änderungsmöglichkeiten gibt. Daher mache ich 

mir darum gerade nicht so viele Sorgen. 

 

Das Thema Anzeigeverhalten, Herr Tabor: Grundsätzlich, wenn da Extremismus steht, ist 

Extremismus gemeint. Das beinhaltet links, rechts und Islamismus, Punkt. Wir haben uns hier 

für keine explizite Form von Extremismus entschieden, sonst hätten wir es anders benannt. 

Das war mir auch ein wichtiger Punkt. 

 

Was hier beim Thema Anzeigeverhalten gemacht wurde, ist ein bisschen Whataboutism: Na 

ja, es gibt ja gar keine Anzeigepflicht. – Darum geht es nicht. Es geht darum, dass Sie prüfen 

und dokumentieren, ob ein strafbares Verhalten vorliegen könnte, und dann im Zweifel auch 

eine Anzeige stellen. Ich finde, ehrlich gesagt, wenn die Fachkraft das für sich betrachtet, hat 

das überhaupt keine Auswirkungen auf die Arbeit mit dem Jugendlichen. Es muss auch nicht 

unmittelbar erfolgen. Da geht es um krasse Straftaten, nicht um kleinere Delikte wie einen 

Kaugummidiebstahl oder so etwas, sondern da haben wir etwas anderes im Blick, und deshalb 

haben wir das so aufgezeigt. 

 

Zur Kosten- und Leistungsrechnung – KLR – sagt Frau Stappenbeck etwas. – Jugenddelin-

quenzteam, Kinderschutzteams: Bei den Kinderschutzteams haben wir immer noch drei Be-

zirke, die es nicht machen. Ich habe dafür, ehrlich gesagt, kein Verständnis mehr. Wir brau-

chen eine einheitliche Struktur im Bereich des Kinderschutzes in allen Bezirken. Die Familien 

und die Kinder und Jugendlichen müssen sich auf gleichermaßen funktionierende Strukturen 

verlassen können, und das ist eben nicht so. Deshalb haben wir gesagt, ist das ein so wichtiger 

Punkt, dass wir hier den Bezirken eine einheitliche Struktur vorgeben müssen, weil es eben 

eine besondere Bedeutung hat. Wir müssen nicht nur als Wächteramt die Verantwortung 

wahrnehmen, sondern haben auch die gesellschaftliche Verantwortung dafür inne. Das muss 

funktionieren. Ich habe selbst die Erfahrung gemacht und bin felsenfest überzeugt: Das ist der 
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richtige Weg. Damit erreicht man eine deutlich bessere Qualität in der Bearbeitung von Kin-

derschutzmeldungen. Deshalb ist uns das als Bildungsverwaltung so wichtig. 

 

Ähnlich verhält es sich übrigens mit dem Thema Jugendgewalt. Wir werden in Berlin alsbald 

über diese Frage sehr intensiv diskutieren müssen. Auch hier ist es zwingend, dass es nicht 

nur in unseren Schulen, sondern auch auf unseren Straßen und in unseren Jugendfreizeitein-

richtungen gute Konzepte der Prävention gibt. Die Jugenddelinquenzteams haben sich be-

währt. Wir haben die Strukturen dafür geschaffen. Wir haben die Finanzierung dafür festge-

legt. Es gibt ein Rahmenkonzept. Ich war gerade in dieser Woche mit den Kolleginnen und 

Kollegen bei einem Termin im Austausch. Wir haben 34 Stellen dafür bereitgestellt. Ich bin 

mir sicher, dass der Haushaltsgesetzgeber das auch fortführt, wenn er es im Gesetz festlegt. 

Auch das ist eine immanent wichtige Angebotsstruktur, die wir haben müssen, denn ohne 

diese Struktur funktioniert es nicht. Die Jugendgerichtshilfen können das nicht leisten. Sie 

brauchen zusätzliche Kapazitäten, bei all dem, was in unseren Schulen los ist und was im 

Kontext mit häuslicher Gewalt und anderenorts stattfindet, übrigens auch medial, über Social 

Media, online und so weiter und so fort. Das sind alles Punkte, die dort hineinspielen. Dafür 

brauchen wir eine eigene Struktur. Deshalb bin ich der festen Überzeugung, dass wir das so 

machen müssen, und plädiere dafür, dass das entsprechend im Gesetz verankert wird. 

 

Frau Engelmann, Sie haben gefragt, ob der Senat hier noch nachschärfen kann. Sie sind Par-

lamentarierin und müssten wissen, dass das Gesetz jetzt im parlamentarischen Verfahren ist 

und der Senat hier keine Möglichkeiten mehr hat. Das heißt, wenn es Änderungswünsche 

gibt, kommt das von Ihnen und nicht mehr von uns. – Damit bin ich jetzt mit meinen Punkten 

durch und würde mit Zustimmung der Vorsitzenden an Frau Stappenbeck übergeben. 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Sehr gern. – Bitte sehr, Frau Stappenbeck! 

 

Kerstin Stappenbeck (SenBJF): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Abgeordnete! Ich 

fange mal mit der kleinen Kritik an: Warum haben Sie uns im Vorfeld nicht stärker betei-

ligt? – Wir waren in einer relativ schwierigen Situation, weil uns im vorigen Jahr, im Herbst 

und auch zum Ende des Jahres, bereits das neue Gesetz des Bundes angekündigt wurde. Wir 

haben immer gesagt, wenn das da ist, müssen wir sowieso das AG KJHG anpassen, also war-

ten wir darauf. Als uns dann klar war, dass das im Dezember nicht kommt, haben wir gesagt: 

Alles das, was wir in dieser Legislaturperiode gesammelt haben, geben wir jetzt ins 

AG KJHG hinein. Es ist richtig, es war nicht der große Wurf. Ich denke aber, es ist nach den 

gesamten Anhörungen besser geworden. Ich denke, wenn das Bundesgesetz jetzt kommt, – es 

ist jetzt avisiert, dass es im Juli im Kabinett ist –, und wenn es im Kabinett ist, werden wir 

auch vieles noch einmal ändern beziehungsweise weiterentwickeln müssen.  

 

Der zweite Grund war, dass wir auch die Haushaltsberatungen abgewartet haben, die im vori-

gen Jahr sehr intensiv waren, und wir auch schauen mussten, dass wir bestimmte Maßnah-

men, die wir zum Beispiel im Rahmen des Jugendgewaltgipfels eingeführt haben, wie Ju-

genddelinquenzteams, mehr Streetworkerteams, also die Aufstockung des Programms, auch 

im nächsten Doppelhaushalt weiterführen können, weil das für uns ein Garant war, dies jetzt 

erst einmal mit ins Gesetz hineinzunehmen; das zu der Begründung, warum wir nicht größere 

Anhörungen gemacht haben. 
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Zu der Frage von Frau Kittler: Warum habt ihr nicht das UBSKM-Gesetz stärker mit hinein-

genommen, und wie steht ihr zu einem Kinderschutzbeauftragten? Dazu gibt es übrigens ge-

rade eine große Abfrage aller Länder, wie das in den Ländern aufgebaut ist, also zum ersten 

Mal eine Evaluation der Strukturen des Kinderschutzes. Das Land Berlin hat sich damals ent-

schieden, ein Netzwerk Kinderschutz einzurichten, das den großen Vorteil hat, dass ressort-

übergreifend gearbeitet wird. Wir sind übrigens auch das einzige Bundesland, das ein Budget 

dafür hat, sodass wir wirklich sehr schnell neue Maßnahmen entwickeln können. Darin sitzen 

wirklich auch alle Staatssekretäre, die LIGA der Wohlfahrtsverbände, die Polizei und die Be-

zirke. Dort ist die Idee: Was brauchen wir in dieser Stadt? Was müssen wir entwickeln? Das 

hat sich bis jetzt, wenn ich mir die Ergebnisse anschaue, sehr gut bewährt.  
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Noch mal zu dem Thema Fachberatungsstellen: Diese waren gerade gestern bei mir. Es ist 

völlig richtig, dass wir sie in den letzten Jahren nicht finanziell gestärkt haben. Es gab aus 

dem Parlament eine Initiative, einmal für Wildwasser, die kam von den Grünen, daran kann 

ich mich sehr gut erinnern, und wir haben natürlich die Tarife erhöht. Wir sind aber nicht an 

die Erhöhung der Strukturen herangegangen, sondern wir haben uns in den letzten Jahren ent-

schieden, die Erziehungs- und Familienberatungsstellen – EFB – sehr stark auszubauen. Wir 

haben damit die EFB gestärkt. Diese haben wir – und das war eine Frage von Frau Sched-

lich – jetzt auch mit zwei EFB sehr verbindlich ins Gesetz hineingenommen. Das hatten wir 

davor nicht. Wir haben die EFB mit 33 neuen Stellen gestärkt. Wir haben dieses Platzausbau-

programm gemacht. Wir haben den Berliner Notdienst Kinderschutz mit zwei neuen Einrich-

tungen ausgebaut, die sechste Kinderschutzambulanz und das Childhood-Haus eröffnet, und 

wir haben eine Fachberatungsstelle Kinderschutz dazugenommen, nämlich die zum Men-

schenhandel. Das heißt, das waren schon die Prioritäten der letzten Legislaturperiode und sind 

es auch in der jetzt laufenden. Wenn der Gesetzgeber es will, müssen wir uns jetzt auch dieses 

Thema Fachberatungsstellen Kinderschutz anschauen, denn da gab es in der Tat nur die tarif-

liche Erhöhung.  

 

Jetzt gehe ich noch einmal auf § 13 Jugendsozialarbeit ein. Warum ist dieser Begriff sozial-

räumlich hineingekommen? Das war ein Stück weit der Vorschlag der Fachverwaltung. Mir 

war es wichtig abzubilden, dass wir im Jugendgewaltgipfel das Streetworkprogramm enorm 

ausgeweitet haben. Ich erinnere daran: Wir haben mittlerweile in Mitte sechs Teams. Die sind 

nicht alle im Sozialraum X oder Y eingesetzt, aber es ist mehr als nur ein Team, das wir vor 

ungefähr zehn Jahren hatten. Das heißt, es sollte dieser Maßnahme, die wir im Jugendgewalt-

gipfel haben, Rechnung getragen werden, dass mehr Streetworkteams in den Bezirken tätig 

sind, und diese für alle wichtige Maßnahme aus dem Jugendgewaltgipfel ein Stück weit ge-

halten werden. Deswegen ist das dort hineingekommen.  

 

Jetzt zum Thema – darauf ist auch noch keiner eingegangen – dieser berühmten 30 Prozent 

bei der Jugendarbeit: Wir haben das abgeschwächt, nachdem es ein Thema im Rat der Bür-

germeister war. Es war aber auch ein Thema, dass wir natürlich noch Einrichtungen in öffent-

licher Trägerschaft haben, gerade klassisch in den alten Westbezirken, und dass diese 

30 Prozent so etwas wie eine planerische Größe sind, mehr nicht. Es wird keine Arbeitsgrup-

pe geben, die auszählt, weil das gar nicht zu halten ist. Wir tragen damit aber auch ein Stück 

weit der Pluralität Rechnung, obwohl uns natürlich das Thema Subsidiarität klar ist. Wir ha-

ben aber nun einmal unterschiedliche Verhältnisse in den einzelnen Bezirken. Ich denke, mit 

der Abschwächung auf die planerische Größe ist das sehr angemessen.  

 

Dann hatten wir noch das Thema KLR. Herr Zeddies hat es schon sehr schön erklärt: Immer 

wenn es eine konkrete Leistung ist, müssen wir ein Produkt schaffen, sodass es dann eine Re-

finanzierung der Mengen für die Bezirke gibt. Bei den Jugenddelinquenzteams werden wir es 

jetzt machen müssen, sodass wir anfangen, wirklich Mengen zu zählen, damit die Bezirke 

eine Refinanzierung haben. Richtig ist, was der Staatssekretär gesagt hat: Dem Parlament 

steht es frei, diese Teams noch zu stärken, die wir jetzt mit einer weicheren Formulierung drin 

haben. Deswegen ist da auch die Begründung, dass es die Bezirke durch Umstrukturierung 

machen müssen. Mir ist klar, dass das bei den Delinquenzteams nicht klappt, weil ich nicht in 

den RSD eingreifen kann. Das ist eine Organisationsfrage der Kinderschutzteams, aber nicht 

der Jugendhilfe im Strafverfahren. Diese ist viel zu klein. Hier sollte es also mehr Stellen für 

den Bezirk geben. Das ist eine Frage des Haushaltsgesetzgebers, und selbstverständlich wer-
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den wir das auch anmelden. Uns waren diese Teams aus unterschiedlichen Gründen so wich-

tig. Einige hat der Staatssekretär genannt. Fachlich haben wir aber gesagt: Das Jugendamt 

macht zum ersten Mal wieder Sozialarbeit. – Das empfinden wir als etwas sehr Wichtiges, 

auch als einen Paradigmenwechsel, dass nicht nur alles beauftragt wird, sondern dass man 

sich wieder Fälle anschaut, und dass das auch an der Schnittstelle zum RSD ist. 

 

Was die einzelnen Formulierungen anbetrifft, Delinquenz bei Kindern, war das wirklich eine 

harte Diskussion mit der Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz. Wir hatten da 

durchaus eine andere Auffassung, aber diese Version wurde von SenJustV mitgezeichnet. 

Wenn wir hier noch einmal herangehen, kann das nur im Rahmen des parlamentarischen Ver-

fahrens sein. Hier hat SenJustV aber ganz klar ein Stück weit eine Vorgabe gemacht, denn bei 

jedem Gesetz muss es eine Mitzeichnung aller Häuser geben, und dem haben wir natürlich 

Rechnung tragen müssen. 

 

Zur Anzeigenpflicht hat Herr Liecke schon etwas gesagt. Es steht auch wirklich nicht so rich-

tig mit einer Pflicht drin. Uns war es wichtig, dass der Einzelfall geprüft wird, dass es doku-

mentiert wird, ob ich es mache oder nicht, und dass man sich immer mit dem Einzelfall be-

schäftigt. Dass natürlich der Vorrang immer sozialpädagogische Leistungen sind, das ist letzt-

endlich unsere Profession, aber diese Dokumentation wollten wir hier gern hineinnehmen. So 

steht es übrigens in der Begründung. 

 

Zu § 3 Absatz 1a: Ich halte das für einen Paradigmenwechsel. Berlin ist beim Thema Flexi-

budget vorangegangen. Der Bund nimmt es in seinem neuen Gesetz mit dem Thema Infra-

strukturleistungen auf. Ich bin sehr gespannt. Hier sagen wir, und das sagen wir sehr klar, 

dass im Einzelfall geprüft werden muss, ob es eine Einzelfallleistung ist. Wir müssen aber 

auch schauen, ob bei bestimmten Sachen Gruppenangebote möglich sind, also das berühmte 

Thema: Muss jedes Kind einen einzelnen Schulhelfer haben oder nehmen wir eine Gruppe, 

die begleitet und Schule unterstützt? Das geht natürlich nicht bei einem schwerstmehrfachbe-

hinderten Kind. Das ist völlig klar. Dort wird es die Einzelfallhilfe bleiben. Hier besteht aber 

zum ersten Mal die Möglichkeit, dass die Jugendämter etwas entwickeln können. Wir nehmen 

natürlich die Träger mit ins Boot, denn das Ganze ist ein Rahmen, und wir werden dazu eine 

Ausführungsvorschrift machen. Das kann dieses Landesgesetz nicht im Einzelnen klären. Es 

kann nur den Rahmen eröffnen, und wir werden eine Ausführungsvorschrift machen, und 

dann kommt auch sicherlich, Herr Scharf, eine Entgeltvereinbarung dazu, denn so ist das Ge-

schäft, wenn die Träger es dann machen. – Ich denke, das waren die Fragen, die an uns ge-

stellt wurden. – Vielen Dank! 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Herr Hilke, bitte sehr! 

 

Andreas Hilke (SenBJF): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren 

Abgeordnete! Ich habe nur Kleinigkeiten zur Ergänzung: Es fiel vorhin das Wort Leitbild im 

Rahmen der Kooperation Schule-Jugendhilfe. Das steht zwar nicht im Gesetz, aber aufgrund 

eines Impulses des Landesjugendhilfeausschusses haben wir ein solches Leitbild in Berlin 

erarbeitet. Man muss natürlich nicht alles im Gesetz regeln, sondern man kann es dann auch 

in der gelebten Kooperation umsetzen. Das heißt, das Leitbild Kooperation Schule-Jugend-

hilfe in Berlin haben wir tatsächlich, auch wenn es nicht im Gesetz steht.  
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Zum Begriff Teilhabe oder Zugang gab es eine Nachfrage. Wenn man sich den § 3a anschaut, 

ist der Teilhabebegriff übergreifend. Dort steht „Teilhabe“, und dann kommt „insbesondere“ 

und eine Aufzählung. Auch im Paragrafen mit der Zugänglichkeit und Nutzbarkeit von Ange-

boten der Jugendarbeit ist das ein Element, das noch einmal besonders betont wird. Also Teil-

habe ist völlig unstrittig, die große Inklusion als Aufgabe. Man hat etwas herausheben wollen, 

was den Zugang zu der Einrichtung betrifft. Das kam aus der Anhörung. Das haben wir uns 

also gar nicht selbst ausgedacht. 

 

Als Letztes Landesgremium stationäre Einrichtungen: Es wurde darauf verwiesen, dass ande-

re Bundesländer eine sehr viel tiefergehende Regelung haben. Wir haben bewusst eine schma-

le Regelung gewählt, die im Rahmen der Anhörung – da gab es Hinweise – noch bestimmte 

Faktoren aufgenommen hat, also wer in diesem Gremium sein soll und wie es sich zusam-

mensetzt. Es ist aber ausdrücklich ein Gremium, das sich selbstbestimmt entwickeln soll. Die 

Regelung ist ausdrücklich so, dass die jungen Menschen, die es betrifft, selbst überlegen sol-

len, wie sich dann dieses Gremium gestaltet. Unter uns: Wenn es einer darüber hinausgehen-

den Regelung bedarf, gibt es untergesetzlich immer noch Möglichkeiten, durch Verwaltungs-

vorschriften etwas nachzujustieren. – Das ist aus meiner Sicht alles. – Danke! 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Vielen Dank! – Frau Kittler, Ihre Wortmeldung hatte sich 

mit der Beantwortung durch Frau Stappenbeck erledigt? – Dann bitte ganz kurz, denn wir 

haben noch weitere Dinge zu tun. – Bitte sehr! 

 

Regina Kittler (LINKE): Ein Teil sehr wohl. – Vielen Dank, Frau Stappenbeck! – Meine 

Hand ging nach Herrn Liecke hoch. Dazu habe ich jetzt noch ein paar Fragen. Ich hatte nach 

einer Bewertung der Arbeit des Familienbeirates gefragt. Wenn ich Sie, Herr Liecke, jetzt 

richtig verstanden habe, sagen Sie: Wenn es sich in der Versendung von Pressemitteilungen 

erschöpft, sind das keine Beratungsleistungen. – Ich möchte darauf hinweisen, vielleicht wis-

sen Sie das nicht, dass der Familienbeirat einen Familienbericht für Berlin erstellt, Familien-

foren durchführt und in diesem Jahr sogar einen Familiengipfel. Sie schmelzen das jetzt ab 

und sagen: Pressemitteilungen sind keine Beratungsleistungen. – In denen sind übrigens Be-

wertungs- und Änderungsvorschläge für die Politik enthalten. Die wollen Sie also nicht. Das 

verstehe ich nicht. Das können Sie mir gern noch mal erklären.  

 

Was den Finanzierungsvorbehalt angeht, sagen Sie: Na, das ist ja normal! – Entschuldigung, 

aber richtigerweise haben Sie zum Beispiel bei den zusätzlichen Stellen für die Erziehungs- 

und Familienberatung durchaus die Finanzierung gesichert. Das finde ich sehr gut. Wenn ich 

ansonsten einen Rechtsanspruch auf Leistungen habe und dann aber sage: Na ja, gut, dann 

stellen wir das mal unter den Finanzierungsvorbehalt –, Entschuldigung, dann sind das un-

gleiche Maßstäbe, die hier angelegt werden.  

 

Was die Fachberatungsstellen angeht, habe ich Sie jetzt offensichtlich auch richtig verstan-

den. Sie sagen, die Wirkung können Sie gar nicht so richtig einschätzen. Ihre Nachrednerin 

hat das ein bisschen anders dargestellt. – Vielen Dank dafür! – Sie sind übernachgefragt. Sie 

können also im Prinzip die Leistungen, die sie erbringen könnten, weil die Leute Bedarf ha-

ben und Fortbildungen, Beratungen und so weiter gefordert sind, gar nicht im vollen Umfang 

erbringen. Deshalb hatte ich diese Frage gestellt, inwiefern nicht darüber nachgedacht werden 

muss, hier noch nachzubessern. 
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Vorsitzende Sandra Khalatbari: Herr Staatssekretär Liecke, bitte sehr!  

 

Staatssekretär Falko Liecke (SenBJF): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren Abgeordnete! Ich habe zu keinem Zeitpunkt gesagt, dass die Fachberatungsstellen zu 

viel sind, oder die Formulierung, die Sie gerade getroffen haben. Das habe ich jedenfalls nicht 

gesagt. Ich habe gesagt: Wir können nicht für jeden Bezirk – weil Sie die Analogie zu den 

EFB hergestellt haben –, zusätzlich neben den EFB auch noch zwei Fachberatungsstellen pro 

Bezirk einsetzen. – [Regina Kittler (LINKE): Es geht um die acht!] – Ja, das ist doch super, 

dann sind wir uns ja einig. Ich habe gar nichts anderes gesagt. – [Regina Kittler (LINKE): Das 

steht da nicht drin!] – Was steht nicht drin? Ach so, dass sie nicht gesichert sind, also finanzi-

ell abgesichert. Wir haben unzählige Leistungen und Strukturen, die nicht finanziell abgesi-

chert sind. Wo wollen Sie da anfangen und wo aufhören? Das ist dann eben einfach in der 

politischen Schwerpunktsetzung notwendig. Wir haben sie eingerichtet und erweitert. Das 

könnten Sie vielleicht auch anerkennen; aber gut, sei es drum. 

 

Zum Beirat: Natürlich weiß ich, dass es diesen Bericht gibt. Da kann man sich auch mal über 

die Qualität des Berichts auseinandersetzen. Ich sage noch mal: Der Familiengipfel ist keine 

Veranstaltung des Beirats allein. Das ist eine Veranstaltung meiner Verwaltung unter Beteili-

gung des Beirats. Das wäre jetzt das richtige Wording gewesen. Natürlich machen wir das 

zusammen. Daher darf es in einer solchen Debatte wohl auch möglich sein, dass mal Kritik-

punkte geäußert werden, wenn ich gefragt werde. Das finde ich völlig legitim.  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Dann haben wir uns auch dazu ausgetauscht. – Bevor ich 

den Anzuhörenden herzlichen Dank sage, möchte ich noch kurz auf die Anmerkung von 

Herrn Weickmann eingehen: Das Ausschussbüro lädt immer mit den Titeln und Funktionen 

ein, wie die entsprechenden Fraktionen es gemeldet haben. Dass das einfach nur noch mal 

klargestellt ist, liebe Frau Berndt, dass es keine böse Absicht ist, Funktionen unter den Tisch 

fallen zu lassen, sondern immer so, wie die entsprechenden Fraktionen das benennen; das 

einfach nur zur Transparenz und Klarstellung. – Dann bleibt mir an dieser Stelle nur, Ihnen 

ganz herzlichen Dank zu sagen, dass Sie heute an der Sitzung teilgenommen haben und uns so 

vielfältig mit Ihrer Expertise bei Fragen und Antworten zur Verfügung gestanden haben. Vie-

len Dank!  

 

Da wir gleich eine weitere Anhörung haben, müssten wir kurz eine Veränderung hinsichtlich 

der Namensschildchen und der entsprechenden Personen und Anzuhörenden für den Tages-

ordnungspunkt 4 vornehmen. – Als Ergebnis möchte ich zu Tagesordnungspunkt 3 aber noch 

festhalten, dass dieser Punkt auf unsere nächste Sitzung am 11. Juni 2026 vertagt wird.  

 

Dann machen wir weiter mit  
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Punkt 4 der Tagesordnung 

 
 Vorlage – zur Beschlussfassung – 

Drucksache 19/3105 

Drittes Gesetz zur Änderung des Schulgesetzes und 

weiterer Rechtsvorschriften 

 

Hierzu: Anhörung 

0428 

BildJugFam 

Zu diesem Punkt führen wir eine Anhörung durch. Ich gehe erneut davon aus, dass ein Wort-

protokoll erstellt werden soll. – Dann ist das so der Fall. Zu diesem Punkt liegt ein Ände-

rungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor. Dieser wurde Ihnen am 30. April 2026 

per E-Mail zur Verfügung gestellt.  

 

Dann darf ich nun die Anzuhörenden zu Punkt 4 herzlich begrüßen, und zwar sind das Frau 

Prof. Dr. Petra Anders, Leiterin des Arbeitsbereichs Deutschunterricht und seine Didaktik in 

der Primarstufe im Institut für Erziehungswissenschaften der Humboldt-Universität zu Berlin 

– herzlich willkommen! –, Frau Giorgina Kazungu-Haß, Schulleitung der Grundschule 

Schleizer Straße – auch Ihnen ein herzliches Willkommen! –, Frau Lydia Puschnerus, Leitung 

Vorstandsbereich Schule der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Landesverband Ber-

lin – GEW Berlin –. Ferner möchte ich Frau Dr. Claudia Federrath, Leitung der Abteilung II, 

Recht, bei der Berliner Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit begrüßen, die 

im Rahmen dieses Tagesordnungspunktes von Ihrem Rederecht gemäß § 10 Absatz 7 Satz 2 

des Berliner Datenschutzgesetzes Gebrauch machen möchte. – Auch Ihnen natürlich ein herz-

liches Willkommen!  

 

Wir kommen zur Erläuterung der Vorlage zur Beschlussfassung durch den Senat. Hier darf 

ich an den Staatssekretär Herr Dr. Kühne, der jetzt hier vorn Platz genommen hat, das Wort 

übergeben. – Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

 

Staatssekretär Dr. Torsten Kühne (SenBJF): Herzlichen Dank! – Sehr geehrte Frau Vorsit-

zende! Sehr geehrte Abgeordnete! Sehr geehrte Anzuhörende! Ich möchte für den Senat kurz 

entsprechend einführen. Nach der ersten und zweiten kommt logischerweise die dritte Schul-

gesetznovelle. Wir haben in der dritten Schulgesetznovelle jetzt einen Schwerpunkt auf die 

Umsetzung unserer Bildungsqualitätsstrategie gesetzt. In der Bildungsqualitätsstrategie ist die 

datengestützte Schul- und Unterrichtsentwicklung ein Schwerpunkt, weil wir hier auch noch 

mal systemisch den wichtigen Ansatz haben, dass wir hier mit den Bildungsdaten unserer 

Kinder und Jugendlichen systemisch die Bildungsqualität und Bildungsgerechtigkeit steigern 

wollen. Deshalb haben wir hier insbesondere, was die rechtlichen Grundlagen für die Verar-

beitung von personengebundenen Bildungsdaten betrifft, die Regelung in § 64 entsprechend 

angepasst.  

 

An dieser Stelle schon einmal ganz herzlichen Dank für den sehr intensiven Austausch mit 

unserer Berliner Datenschutzbeauftragten! – Herzlichen Dank, Frau Dr. Federrath, dass Sie 

heute auch anwesend sind! – Ich habe aus unserem intensiven Dialog sehr viel gelernt, inso-

fern auch danke für die Beratung, was diese Regelung betrifft! Uns ist wichtig, dass wir auch 

im Sinne der Digitalisierung und Digitalität eine rechtssichere Grundlage für die moderne 

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/BildJugFam/vorgang/bjf19-0428-v.pdf
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Bildungslandschaft haben; insofern hier viele Anpassungen für die datengestützte Schul- und 

Unterrichtsentwicklung. 

 

Wir sind eines der Bundesländer, das eine Regelung für die Verwendung von künstlicher In-

telligenz geschaffen hat. Auch hier haben wir uns auf den Weg gemacht, Stichwort adaptive 

intelligente Systeme, wo wir im Sinne der Bildungsgerechtigkeit und Bildungsqualität immer 

mehr digitale IT-Tools und Bildungstools anbieten wollen, um die Bildungsqualität zu stei-

gern. Auch dort brauchen wir eine gute und saubere rechtliche Grundlage, um das, was tech-

nisch möglich ist, entsprechend umzusetzen. 

 

Wir haben auch eine Regelung geschaffen, was die Weitergabe von Daten betrifft, aber in 

anonymisierter und aggregierter Form für Bildungswissenschaft, auch für Wissenschaft insge-

samt, damit wir hier auch eine saubere rechtliche Regelung haben. Auch das war in der Ver-

gangenheit durchaus immer ein Thema. Das ist das Stichwort für die Bildungsverlaufsregister 

und so weiter. Für uns stehen wie gesagt immer die Kinder und Jugendlichen im Mittelpunkt. 

Für uns ist das Grundrecht auf Bildung wichtig, und trotzdem wollten wir auch eine saubere 

rechtliche Regelung für die Datenverarbeitung in der Wissenschaft haben.  

 

Dann haben wir die dritte Schulgesetznovelle auch genutzt, um eine Regelung zu schaffen, 

wenn die Schulen das Gefühl haben, dass das krankheitsbedingte Fernbleiben gegebenenfalls 

doch andere Ursachen haben könnte. Wir hatten durchaus von zahlreichen Schulstandorten 

den Hinweis, dass wir dazu noch keine saubere rechtliche Regelung hatten. Hier haben wir 

eine Grundlage geschaffen, damit der Amtsarzt und das Gesundheitsamt sich diese Kinder 

anschauen können. 

 

Dann haben wir die Schulgesetznovelle auch genutzt, eine Anpassung vorzunehmen, was die 

schulischen Gremien betrifft, was auch ein Wunsch aus den Gremien war, nämlich die ent-

sprechende Wahlperiode auf zwei Jahre zu verlängern. Gerade, was die Gremien Bezirksel-

ternausschüsse, Bezirksschülerinnen- und -schülerausschüsse, Bezirksausschüsse des pädago-

gischen Personals betrifft, kam immer wieder der Hinweis: Na ja, so ein Jahr ist sehr kurz. 

Ehe man sich eingearbeitet hat und es anfängt, Spaß zu machen, ist dann die Wahlperiode 

vorbei. – Insofern gibt es hier die Verlängerung auf zwei Jahre, damit es noch mehr Spaß ma-

chen kann. Wir empfehlen immer die Mitarbeit in den Gremien. Sie ist auch für die inner-

schulische Demokratie sehr wichtig. 

 

Schließlich haben wir die Schulgesetznovelle auch für ein paar rechtliche Anpassungen ge-

nutzt, die einfach notwendig werden, so etwas wie die Anpassung an das Pflegeberufereform-

gesetz, um hier einen Passus zu den Berufsschulen in diesem Bereich zu schaffen. Auch eine 

Regelungslücke im Tagesbetreuungskostenbeteiligungsgesetz kann mit dieser Novelle ent-

sprechend geschlossen werden. – So weit die kurze Einführung zur dritten Schulgesetznovel-

le. – Herzlichen Dank! 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Vielen Dank, Herr Staatssekretär! – Ich nehme an, dass der 

Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erst in der nächsten Sitzung, wenn wir 

das Schulgesetz abschließend beraten, begründet werden soll. – Prima! Dann können wir so 

verfahren. – Dann kommen wir nun zu Punkt 4 unserer Anhörung. Sofern bei Ihnen keine 

anderweitigen Verabredungen getroffen worden sind, würden wir in alphabetischer Reihen-

folge starten. Wir beginnen dann mit Frau Prof. Dr. Anders. – Bitte sehr! 
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Dr. Petra Anders (Humboldt-Universität zu Berlin; Leiterin des Arbeitsbereichs Deutschun-

terricht und seine Didaktik in der Primarstufe im Institut für Erziehungswissenschaften): Vie-

len Dank! – Sehr geehrte Vorsitzende! Sehr geehrte Senatorin! Sehr geehrte Abgeordnete! 

Meine Name ist Petra Anders. Ich bin Vorsitzende des Fachverbandes Symposion Deutschdi-

daktik und arbeite an der Universität, aber bin mit Studierenden ein- bis zweimal pro Woche 

in den Schulen. Frau Günther-Wünsch weiß das, sie kennt unsere Projekte. Ich möchte mich 

heute für die Schule als Lernraum starkmachen und nicht, überspitzt gesagt, für die Schule als 

Datentankstelle für die empirische Bildungsforschung. Ich habe auch eine didaktische Ebene 

in meinen kurzen Input eingebaut, wo es um den § 9a Schulgesetz Berlin geht, und zwar wer-

de ich Ihnen allen eine Testfrage am Ende des Inputs stellen.  

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Worum geht es? – Ich denke, das ist bekannt. Es geht um eine einmal jährlich standardisierte 

Lernstandserhebung in den Klassen 1 bis 10. Mein Fach ist da natürlich besonders im Visier, 

das Fach Deutsch, und auch die Mathematik. Schon hier möchte ich sagen: Die Mathematik 

ist auch sprachlich, und der Deutschunterricht ist nicht nur Sprache. Es geht darum, dass das 

Testverfahren durch die Schulaufsicht festgelegt wird und Daten auch für individuelle Förde-

rung genutzt werden. Von der Förderung habe ich bis jetzt wenig gelesen. Deswegen denke 

ich, dass wir mit dieser Schulgesetzänderung zu früh sind. Ich halte sie aber prinzipiell für 

positiv.  

 

Es geht darum, ein pädagogisches Diagnoseinstrument zu schaffen. Es ist aber auch, und das 

dürfte man wohl nicht vergessen, ein Instrument der Schul- und Systemsteuerung. Das heißt, 

es geht vielleicht weniger um Förderung, sondern vor allen Dingen um Monitoring. Die Früh-

erkennung ist sicherlich gut, wenn wir von einer Diagnostik ausgehen. Das wird oft mit dem 

medizinischen Bereich verglichen. Sie kennen das alle, Früherkennung ist schon mal gut. 

Man soll etwas frühzeitig erkennen. Aber was genau ist das eigentlich in Sachen von Bil-

dung?  

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Das soll auch Ressourcensteuerung ermöglichen. Auch das ist wichtig, nur braucht man dafür 

Personal und müsste auch ein bisschen mehr Geld anfassen, damit ein Förderkreislauf entsteht 

und aus dieser Diagnose auch eine Unterrichtsanpassung erfolgen kann. Diese erfolgt durch 

die Lehrkräfte, denn sie sind ausgebildet und auch erst einmal für den Unterricht verantwort-

lich. Das Startchancen-Programm ist ein ganz wunderbares Programm, aber es wird natürlich 

gerade sehr unter Druck gesetzt, indem gerade die Schulen mit besonderen sozialen Heraus-

forderungen genauso Daten liefern müssen wie alle anderen Schulen. Das ist vielleicht ein 

bisschen schwierig, denn diese Daten, die wir jetzt erheben, verbessern noch keinen Unter-

richt und fördern auch noch keine Kinder. Wir brauchen also diese Ressourcen,  

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Wir brauchen auch Rückmeldung, und wir wissen alle von John Hattie – ich denke, die Studie 

ist in aller Munde –, dass Feedback ganz wichtig ist. Es geht aber nicht nur um ein summati-

ves Feedback, das heißt am Ende eines Schuljahres oder eines Halbjahres. Wann genau diese 
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jährliche Lernstandserhebung stattfinden soll, steht gar nicht in dem Gesetzesentwurf. Es geht 

stattdessen, und das ist wirklich international nachgewiesen, eigentlich eher um ein formati-

ves Feedback. Formativ, das musste ich auch noch mal genauer nachschauen, was heißt das 

eigentlich? – Auf den Prozess und nicht auf das Ende bezogen.  

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Wir haben es hier auch noch mal in dieser Grafik. Sie können einmal selbst raten, was eigent-

lich teurer und was günstiger ist: Wenn ich für alle am Ende etwas als Test generiere oder 

wenn ich personenbezogen im Prozess, also auf dem Weg, Gespräche führe, Portfolios und 

auch andere Möglichkeiten der Lernstandserhebung habe, denn es geht um Lernen und nicht 

um ein Testergebnis. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Die Unterschiede könnte man sich noch einmal genauer anschauen. Ich denke, ganz wichtig 

ist die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen. Die letzten zwei Stunden wurde sehr viel 

über Partizipation und Inklusion gesprochen. Bei dieser Art der summativen Tests haben Kin-

der überhaupt keine Mitsprache.  

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

International sieht man aber, und da könnte man sich zahlreiche Beispiele anschauen, dass es 

darum geht, dass bei diesen prozessbezogenen Rückmeldeverfahren nicht nur individuelle 

Lernergebnisse nachweislich besser werden, sondern auch eine zukunftsorientierte Schulkul-

tur etabliert wird. Wir sehen das sehr deutlich an der Maria-Leo-Grundschule, die dieses Jahr 

den Deutschen Schulpreis bekommen hat. Darauf können wir sehr stolz sein. Sie arbeitet ge-

nau so. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Ich habe verschiedene Hinweise, die ich einbringen möchte. Entwicklungspsychologisch kann 

man sagen, dass diese Selbstzuschreibungen, die durch diese einmal jährlich stattfindende, 

sehr distanzierte Testung erfolgen, für Kinder natürlich mit Misserfolgserfahrungen verbun-

den sein können. Kinder wissen auch nicht, wohin ihre Daten gehen. Die Eltern können sich 

das dann auf dem Portal anschauen. Was sind das dann für Gespräche zu Hause, frage ich 

mich. 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Ich darf auf die fünf Minuten hinweisen. 

 

Dr. Petra Anders (Humboldt-Universität zu Berlin): Kinder entwickeln Lesen und Schreiben 

und auch mathematisches Denken nicht gleichmäßig. Diese Stufen würden wir gern haben, 

aber das sind durchaus Sprünge und auch Umwege.  

 

Gerade die Startchancen-Schulen, und das habe ich letzte Woche noch mal mit zwei Schullei-

tungen geklärt, möchten natürlich Ressourcen auslösen, sie möchten aber nicht zusätzlich 

unter Druck gesetzt werden, sondern brauchen Zutrauen. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 
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International können wir bei der Forschung in den letzten Jahren und auch aktuell ganz deut-

lich sehen, dass eine andere Form von Rückmeldeverfahren ganz wichtig ist.  

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Berlin geht einen Weg, der überhaupt nicht üblich ist, der sehr teuer sein wird, der über alle 

Maßen Testung in den ganzen Schuljahren etablieren möchte. Das ist international so nicht 

üblich.  

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Wir brauchen noch ganz andere Inhalte und Informationen, bevor wir dieses Schulgesetz ver-

abschieden können, vor allen Dingen diese verbindlichen Förderressourcen, die damit ver-

bunden sind.  

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Daher möchte ich Ihnen jetzt nur noch eine Frage stellen, die Testfrage: Wie viele Hinweise 

habe ich gegeben? Vier, sechs oder sieben? – Das ist die Verengung des Bildungsbegriffes. – 

Vielen Dank!  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Danke Ihnen! – Wir kommen weiter zu Frau Kazungu-

Haß. – Bitte sehr! 

 

Giorgina Kazungu-Haß (Grundschule Schleizer Straße; Schulleitung): Vielen Dank, Frau 

Vorsitzende! – Frau Senatorin! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Ich habe auch 

eine ganze Menge vorbereitet, vor allen Dingen anhand der Änderungen im neuen § 9a und 

dann § 64; all die Paragrafen, die jetzt dienlich sind, um den § 9a auch umsetzen zu können. 

Ich möchte aber nicht ein Replik auf die Vorrednerin Frau Prof. Anders machen, sondern ich 

möchte eigentlich sagen, dass wir an unserer Schule, und dafür bin ich heute als Schulleiterin 

einer Grundschule da, einen völlig anderen Blick auf diese Gesetzesnovelle haben, einen sehr 

positiven Blick. Wir haben darauf gewartet.  
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Warum haben wir darauf gewartet? – Und zwar, weil wir an unserer Schule schon lange mit 

Daten arbeiten, und zwar sehr intensiv. Wir verstehen Daten überhaupt nicht als Rückmel-

dung hauptsächlich an den Schüler, an die Schülerin. Wir arbeiten schon lange mit der Lern-

ausgangslage Berlin – LauBe –, mit den Individuellen Lernstandsanalysen – ILeA – natürlich. 

Das sind keine Rückmeldungen, die wir den Schülern direkt geben und dann diese Schüler 

einordnen, ganz im Gegenteil. Das sind Rückmeldungen an uns und an unsere Arbeit. Es geht 

hier um die Qualität der Arbeit von Lehrkräften, unserer eigenen Arbeit, und auch meiner 

Qualität als Schulleiterin, ob ich es hinbekomme, dass die Schülerinnen und Schüler die Min-

deststandards einhalten können, nachdem sie die Grundschule verlassen haben. Das ist der 

Elefant im Raum, der muss hier auch benannt werden, und da sind wir unter den Leistungen. 

Auch unsere Schule muss sich hier weiterentwickeln, und dazu brauchen wir evidenzbasierte 

Arbeit. Das kann nicht anders funktionieren.  

 

Ich mache ein Beispiel, wie wir arbeiten: Ganz aktuell haben wir die VERA-Ergebnisse zum 

ersten Mal. Ich bin Schulleiterin einer Compartmentschule. Sie ist im Aufbau. Sie kommt 

jetzt ins vierte Jahr, und wir haben jetzt zum ersten Mal VERA an dieser Schule geschrieben, 

und wir haben uns sehr intensiv mit den Daten auseinandergesetzt, in einem kollegialen Um-

feld, in dem wir arbeiten, in dem wir kein Bashing betreiben, sondern schauen, wie wir zum 

Beispiel Ressourcen steuern. In einer Klasse ist es so, dass wir dort sehen, dass vor allen Din-

gen im Bereich Lesen die Defizite zu groß sind, dafür gibt es unterschiedliche Gründe, aller-

dings auch im Sprachgebrauch die Defizite größer waren als in den beiden Vergleichsgrup-

pen. Also haben wir kollegial entschieden, dass eine weitere Lehrkraft in diese Klasse hinein-

kommt, in Klasse vier, nicht um Lücken zu schließen, sondern um die Arbeit zu intensivieren, 

und dass wir auch an der einen oder anderen Stelle den Unterricht teilen können. Dazu haben 

wir durchaus Ressourcen. Wir wünschen uns immer mehr Ressourcen, aber wir haben eine 

verlässliche Grundausstattung. Sie ist dafür gedacht, und sie soll da eingesetzt werden.  

 

Wir machen das in einem Förder- und Forderband. Das heißt bei uns das „bärenstarke Grund-

schulkind“. Da gibt es Kinder, die gefördert werden, weil sie das brauchen, aber es gibt auch 

Kinder, die gefordert werden, weil sie das auch brauchen. Da teilen wir uns nach den Fähig-

keiten der Lehrkräfte ein. Das ist eine sehr ressourcenschonende Art, damit umzugehen. Aber 

das nicht allein, das ist auch die Unterrichtsentwicklung selbst. Wir haben dann überlegt: Was 

ist denn hier das Problem? Wir haben nämlich das Leseband längst eingeführt gehabt. Das 

Leseband müssten wir nicht einführen, wir sind keine Startchancen-Schule, wir finden es aber 

gut. Es hat dazu geführt, dass die Leseflüssigkeit massiv zugenommen hat. Das ist wunderbar. 

Wir haben den Stolperwörterlesetest gemacht und sehen das absolut. Was ist aber auch pas-

siert? – Das Textverständnis wird dort nicht gefördert. Das ist im Leseband auch nicht so ge-

dacht. Wenn man das nicht mitdenkt und dann den Unterricht nicht in die Tiefe so entwickelt, 

Stunde für Stunde, dass auch das Textverständnis geschult wird, dann wird es nicht funktio-

nieren. Das konnten wir in VERA ganz eindeutig sehen. Nicht Bauchgefühl, wir haben dafür 

lange an Universitäten studiert, wir brauchen kein Bauchgefühl. Wir brauchen Daten, und wir 

sahen an den Daten, dass es so nicht reicht. Also ist natürlich in dieser Klasse jetzt der 

Schwerpunkt im Textverständnis zu suchen. Das gilt übrigens für alle drei Gruppen, die da 

untersucht worden sind. Das finde ich sehr wichtig, dass ich vielleicht einfach mal greifbar 

mache: Was machen Schulen eigentlich? – Das machen schon viele Schulen.  

 

Dabei ist wichtig, dass wir eine Kultur haben, die das zulässt, bei der Lehrerinnen und Lehrer 

kooperieren. Wir haben im Schulgesetz ganz eindeutig ein Kooperationsgebot der Lehrkräfte, 
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das wird viel zu selten betont, in § 67 Absatz 5, und das verpflichtet uns dazu zusammenzuar-

beiten. Das fällt uns nicht immer leicht. Dass man da noch mal genauer hinguckt, da bitte ich 

auch das BLiQ noch mal, sich auf den Weg zu machen, die Kooperationsmöglichkeiten noch 

mal zu schulen und uns auch im Gebrauch von Daten zu schulen. Dazu habe ich jetzt die eine 

oder andere Fortbildung besucht. Das war ziemlich unbefriedigend.  

 

Ich möchte ganz schnell, weil ich nicht viel Zeit habe, trotzdem noch ein paar offene Fragen 

mitgeben, und zwar ist es mir wichtig, dass zu § 9a die Rechtsverordnung relativ zügig 

kommt. Das hängt auch damit zusammen: Wir haben jetzt die Lösung mit VERA 3 und quasi 

mit VERA 4. Das war überfällig. Warum wir nur VERA 3 gemacht haben und dann nie ge-

schaut haben, was daraus geworden ist, habe ich nie verstanden. Wir können aber alle anderen 

Dinge natürlich ohne diese Rechtsverordnung nicht regeln.  

 

Dann ist es mir wichtig, dass es zu dem wissenschaftlichen Institut, das in § 64a Absatz 13 

festgelegt wird, bitte ein Auswahlgremium gibt, in dem Schulleitungen beteiligt sind; gern 

auch andere, aber ich spreche für uns. 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Ich will nur noch mal kurz auf die fünf Minuten hinweisen.  

 

Giorgina Kazungu-Haß (Grundschule Schleizer Straße): Ja, genau, richtig! – Noch sehr 

wichtig ist mir, dass wir die datenschutzrechtliche Verantwortung Schule/Schulaufsicht im 

Konfliktfall noch genauer klären. Das könnte auch in der Rechtsverordnung passieren. – 

Punkt. – Vielen Dank!  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Ich danke Ihnen! – Dann machen wir weiter mit Frau 

Puschnerus. – Bitte sehr!  

 

Lydia Puschnerus (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Landesverband Berlin; Lei-

tung Vorstandsbereich Schule): Danke schön! Vielen Dank! – Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Sehr geehrte Frau Senatorin! Sehr geehrte Abgeordnete! Ich weiß gar nicht, was ich noch sa-

gen soll. Ich habe kurz gedacht, ich gehe nach Hause, es wurde alles schon gesagt. Ich ergän-

ze gern, möchte aber hinten anfangen. Auch wir fanden zum Thema Ausgestaltung und Nach-

steuerung zu § 64, Fachverfahren Datenverwendung, gut, dass hier detailliert nachgearbeitet 

wurde und klar ist, welche Daten für welchen Zweck wie wo wann verwendet werden dürfen 

und wo nicht, wo auch die Grenzen liegen.  

 

Dann möchte ich jetzt zurückspringen zu § 9a, der uns auch sehr beschäftigt hat, wie sich das 

viele vorstellen können. Auch uns hat die Frage beschäftigt, was uns noch mehr Tests brin-

gen, denn jede Pädagogin und jeder Pädagoge macht, wie meine Vorrednerinnen gesagt ha-

ben, im Alltag schon das, was der Anspruch an diesen Test sein soll: zu schauen, wo ein Kind 

vielleicht noch Förderbedarf hat und wo es noch eine Nachsteuerung braucht. Die Frage ist 

aber: Kommen wir dann nicht weg von unserem breiten Bildungsbegriff, wenn wir uns so 

sehr dort verankern, wieder hin zu einem Teaching to the test, was, wie schon vielfach belegt 

wurde, keine gute Didaktik oder Pädagogik im allgemeinen Sinne ist? Natürlich wünschen 

wir uns auch, wenn das in einen großen Kontext eingebettet ist, dass uns die Daten etwas zei-

gen. Was sollen sie uns aber im besten Fall zeigen? – Welche Maßnahmen am besten greifen. 

Die Maßnahmenkataloge oder die Qualifizierungsmaßnahmen sind aber bisher noch vage 
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geblieben. Der Rahmen soll geschaffen werden, aber wo bleiben die konkreten Maßnahmen 

für die Förderung oder auch für die Qualifizierung der Lehrkräfte?  

 

Die Ressourcenfrage möchte ich ebenfalls noch einmal stellen, denn ich denke, wenn man 

diese Tests durchführt, wird dabei herauskommen, dass wir eine Tendenz mit Zahlen belegen: 

Wir haben einen großen Anteil Kinder, wir haben auch eine Tendenz von mehr Kindern mit 

einem erhöhten Förderungsbedarf allgemein. Die Förderung muss geschaffen werden. Ob das 

in einem Leseband oder in der Nachmittagsbetreuung, in einem Lernraum, in einem Lernbü-

ro, in kleinen Settings oder auch in offeneren Formaten stattfindet, kann man dann sicherlich 

auswählen. Die Frage ist: Was fällt denn dafür weg? Das fragen sich die Kolleginnen und 

Kollegen im Alltag immer wieder: Wenn ich jetzt noch mehr Bürokratie habe mit noch mehr 

Tests, wie schaffe ich dann das harte Korsett der Klassenarbeiten, das sehr eng ist? Was fällt 

runter, ist unsere Frage.  

 

Natürlich machen wir uns in unserer Didaktik schon jetzt Gedanken, wie wir die Kinder för-

dern. Es gibt jedes Jahr Förderpläne bis in die weiterführenden Schulen, und natürlich hätten 

wir auch gern die Ressource, um dann entsprechend zu fördern, damit das nicht nur auf dem 

Papier bleibt. Da ist die Frage, wo das dann nachgesteuert wird. 

 

Es sollte aber aus unserer Sicht auch keine Nachsteuerung sein, dass Ressource hineingege-

ben wird, wenn – ich nenne jetzt auch das Wort – Defizite erkannt wurden, sondern für uns ist 

viel wichtiger, eine rechtliche Grundlage zu schaffen, bei der verlässliche Förderung von An-

fang an mitgeplant wird, weil wir die Zahlen jetzt schon haben. Ich habe es eben genannt: Wir 

haben mehr Kinder mit erhöhtem Förderbedarf. Das lässt sich jetzt schon erkennen, ganz oh-

ne Test. – Ich bleibe unter fünf Minuten. Ich beantworte dann gerne noch Fragen.  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Vielen Dank! – Dann kommen wir zur Stellungnahme von 

Frau Dr. Claudia Federrath für die Berliner Datenschutzbeauftragte. – Bitte sehr, Frau 

Dr. Federrath!  

 

Dr. Claudia Federrath (Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit; Lei-

terin Abteilung II): Vielen Dank! – Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Senato-

rin! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Der Entwurf berührt in besonderem Maße 

datenschutzrechtliche Fragen. Deswegen war es uns wichtig, hier heute auch zu dem Gesetz-

entwurf noch einige Worte sagen zu können. Ich möchte voranstellen, dass wir sehr frühzeitig 

von der Senatsverwaltung eingebunden worden sind, dass wir sehr konstruktive Gespräche 

geführt haben, viele Gespräche auch auf der Arbeitsebene, insbesondere mit der Abtei-

lung VII, und dass wir verschiedene Formulierungen und Regelungen gemeinsam entwickeln 

konnten. Besonders hervorzuheben ist die Regelung in § 64e. Herr Staatssekretär Dr. Kühne 

hat es eben schon erwähnt, es wird dort eine Regelung geschaffen für den Einsatz künstlicher 

Intelligenz und die Nutzung personenbezogener Daten. Wir begrüßen sehr, dass dazu unsere 

Vorschläge aufgegriffen worden sind. Wir können nachvollziehen, dass ganz viele Ansätze 

zur Weiterentwicklung des Schulportals, der Lehrkräfte-Unterrichts-Schul-Datenbank – 

LUSD –, im Sinne einer wirksamen Schuldigitalisierung sehr sinnvoll und sehr gut nachvoll-

ziehbar sind. Wir haben grundsätzliche Kritik daran geäußert und haben das auch formuliert, 

dass an einigen Stellen noch nicht klar geregelt ist, welche gesetzlichen Aufgaben welche 

Datenverarbeitungen zu welchen Zwecken nach sich ziehen, und sehen da durchaus noch 

Schärfungsbedarf.  
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Wir können den Ansatz, dass für die Wahrnehmung gesamtstädtischer Aufgaben auch neue 

Befugnisse der Schulaufsichtsbehörde notwendig sind, ebenfalls sehr gut nachvollziehen und 

halten es für sinnvoll, das im Gesetz zu verorten, sehen da allerdings an einigen Stellen noch 

Schärfungsbedarf, also eine Klarstellung hinsichtlich der Bestimmtheit und auch hinsichtlich 

der Zweckbindung im Umgang mit den personenbezogenen Daten. Das gilt insbesondere vor 

dem Hintergrund, dass in vielerlei Hinsicht gerade für die Wahrnehmung von Aufgaben der 

Schulaufsichtsbehörde anonymisierte Daten ausreichend sind und der Weg dorthin nur vo-

raussetzt, dass aus den personenbezogenen Daten anonymisierte Daten gemacht werden. Da 

sehen wir Bedarf, das zu schärfen.  

 

Wir halten es auch für sehr sinnvoll, was in § 64a Absatz 2 geregelt ist, hinsichtlich des Da-

ten- und Berechtigungsmanagements eine Art Vertrauensstelle zu schaffen. Auch an der Stel-

le haben wir aber unsere Kritik durchaus bereits geäußert, dass auch diese Stelle einer Schär-

fung bedarf, weil es notwendig ist, dass sie organisatorisch-räumlich von den anderen Aufga-

ben des Verwaltungsvollzugs abgetrennt ist. Insoweit sehen wir an dieser Stelle noch Bedarf, 

Klarstellungen in das Gesetz aufzunehmen.  

 

Zu § 9a ist jetzt schon sehr viel gesagt worden. Ich würde deswegen nur ganz kurz darauf 

eingehen. Auch da kann ich nur noch mal hervorheben: Es gab ursprünglich im Referenten-

entwurf den § 9, in den diese Regelungen aufgenommen werden sollten. Wir haben sehr posi-

tiv wahrgenommen, dass jetzt ein § 9a geschaffen wird. Wir haben uns auch da intensiv in die 

Beratung eingebracht. Man muss bei dieser Vorschrift berücksichtigen, dass die Erhebung 

individueller Lernverläufe immer in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung ein-

greift, dementsprechend durch die Verknüpfung der personenbezogenen Daten von Schüle-

rinnen und Schülern über einen längeren Zeitraum natürlich auch Gefahren für das Recht auf 

informationelle Selbstbestimmung gegeben sein und Stärken und Schwächen in der Lernent-

wicklung deutlich werden können, sodass man besonderes Augenmerk darauf richten muss, 

dass ein Stigmatisierungsrisiko, das damit verbunden sein kann, reduziert wird. An der Stelle 

ist aus unserer Sicht auch in der Norm noch ein Bedarf an Schärfung hinsichtlich der ganz 

konkreten Zwecke. Auch hier, das ist es eben schon gesagt worden, ist es so, dass wir die 

Verordnungsermächtigung, die in § 9a enthalten ist, natürlich begrüßen, aber dass diese Ver-

ordnung im Moment noch fehlt. Da sehen wir schon den Bedarf, dass es hinsichtlich der Ver-

ordnung notwendig ist, dort noch sehr viel konkreter in die Regelung zu gehen.  

 

Abschließend: Neben allen Regelungen, die wir aus Datenschutzsicht sehr begrüßen, dem 

Weg, den die Senatsverwaltung in Richtung einer modernen Schuldigitalisierung einschlägt 

und den Wegen, dort mehr Befugnisse zu schaffen und mit Daten auch in Sachen Auswertun-

gen sinnvoll umzugehen, sehen wir trotzdem ein wenig Anpassungsbedarf. Das habe ich eben 

versucht kurz zu skizzieren. Wir sind auf jeden Fall weiterhin sehr gern bereit, den Weg kon-

struktiv zu begleiten und die Senatsverwaltung dazu auch im Weiteren intensiv zu beraten. – 

Vielen Dank!  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Vielen Dank! – Dann steigen wir nun in die Beratung ein. 

Wir starten erst einmal mit Frau Dr. Lasić. – Bitte sehr!  

 

Dr. Maja Lasić (SPD): Vielen Dank! – Vorab danke ich Frau Federrath, dass sie einen ande-

ren Aspekt in die Anhörung eingebracht hat, den Datenschutz, damit man sieht, wie vielfältig 
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die Schulgesetznovelle ist. Wenn der Landeselternausschuss da wäre, würde er auch auf die 

Aspekte der Gremienarbeit und so weiter eingehen. Auch ich werde mich am Ende zum § 9a 

äußern, weil das der politischste Aspekt der jetzigen Schulgesetznovelle ist. Aus den Äuße-

rungen der Anzuhörenden ist ersichtlich, und da stimme ich zu, dass hier ein Paradigmen-

wechsel vollzogen wird, dass wir uns immer mehr in Richtung mehr Daten erheben und einer 

systematischen Schulentwicklung ausgehend von Daten bewegen. Das können Parteien unter-

schiedlich bewerten, und es ist wichtig, dass wir eine differenzierte Debatte dazu führen, aber 

aus unserer Sicht und aus den Erfahrungen der letzten zehn, fünfzehn Jahre erachten wir dies 

als notwendig.  

 

An der Stelle eine Frage an die Verwaltung: Da war eine Äußerung von den Anzuhörenden, 

ich glaube, von Ihnen, Frau Anders, dass die Art und Weise, wie wir Daten erheben, einmalig 

sei. Das wäre mir neu. Vielleicht können Sie im Vergleich andere Bundesländer erwähnen, 

die ebenfalls zahlreiche Daten erheben. Ich bitte dafür um Verständnis, dass das hier eine Ge-

setzesberatung ist und keine rein fachliche Beratung, was alles im Zuge der Novelle umge-

setzt wird. Wir werden nicht alles, was dazugehört, im Gesetz regeln. Ein Gesetz schafft einen 

Rahmen, in dem wir uns bewegen. Ein großer Teil dessen, was danach als Folgeerscheinung 

eintreten wird, muss exekutiv begleitet werden. Das wäre eine weitere Frage an die Exekutive 

an der Stelle, wie zum Beispiel die Rolle des BLiQ, das mehrfach erwähnt wurde, im Zu-

sammenhang mit diesem Aspekt der Novelle ist und welche Form der Unterstützung mit 

Blick auf die Ressourcen seitens der Exekutive an der Stelle gewährleistet wird.  

 

Politisch erachte ich aber an der Stelle die Debatte als spannend. Wir schaffen jetzt einen 

Rahmen, um bei Grundkompetenzen systematisch Daten zu erheben. Die fügen sich dann ins 

Indikatorenmodell ein. Offen bleibt die Frage, ob es dadurch zu einer Verengung des Bil-

dungsbegriffs kommt. Das beantwortet das jetzige Schulgesetz nicht. Wenn wir nicht die De-

batte darüber führen, wie wir andere Aspekte der Bildung adressieren, wie wir uns mit denen 

befassen, wie wir da gegebenenfalls Qualität messen und wie wir das weiterentwickeln, wird 

es bei einem verengten Bildungsbegriff bleiben. Da würde mich die Meinung der Anzuhören-

den interessieren, ob Sie selbst glauben, wenn es um das Thema Messen geht, dass das eine 

Hopp-oder-top-Geschichte ist – das heißt, entweder misst man, und dann kommt es zu einem 

verengten Bildungsbegriff, oder man misst nicht –, oder ob die Möglichkeit besteht, zu einem 

breiten Bildungsbegriff zu stehen, andere Aspekte außer den Grundkompetenzen einzubezie-

hen und dann aber eine differenzierte Debatte darüber zu führen, wie man qualitativ misst, 

wenn es nicht nur um Datenerhebung bei Kernkompetenzen geht, was der einfachste Teil ist. 

Ich stehe dazu, dass wir damit anfangen, aber wir müssen uns zwingend als nächsten Schritt 

der Debatte stellen: Wie wollen wir überhaupt juristisch sauber andere Aspekte messen und 

die gesetzlich verankern?  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Vielen Dank! – Dann habe ich mich als bildungspolitische 

Sprecherin der CDU-Fraktion jetzt auch auf die Redeliste gesetzt und wechsele somit in dem 

Moment kurz meinen Hut.  

 

Sandra Khalatbari (CDU): Auch von unserer Seite herzlichen Dank, dass Sie da sind und 

dass Sie uns hier mit Ihrer Expertise und Erfahrung zur Verfügung stehen! – Ich habe einige 

Anmerkungen, aber auch Fragen. Frau Prof. Dr. Anders, Sie haben gesagt, dass Berlin einen 

übermäßig teuren Weg geht. Ich würde gern wissen: Wir haben das höchste Pro-Kopf-

Aufkommen, aber Sie haben gleichzeitig gefordert, es braucht mehr Geld im System. Wenn 
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wir schon die höchste Pro-Kopf-Ausgabe haben, wir aber trotzdem mehr Geld brauchen, wo-

für dann ganz konkret? Wo soll das dann eingesetzt werden? Wie soll es eingesetzt werden? 

Sie sprachen auch von dieser Datentankstelle, wenn ich das so richtig verstanden habe. Viel-

leicht können Sie dazu auch noch mal zwei Worte verlieren. 

 

Dann finde ich es sehr gut, Frau Kazungu-Haß, dass Sie deutlich gemacht haben, wie sehr 

Schule in ihrer Eigenverantwortlichkeit unterwegs ist und auch unterwegs sein muss, denn 

das Gesetz, Frau Kollegin Lasić hat es deutlich gesagt, gibt immer nur einen Rahmen, und mit 

den entsprechenden Vorschriften, die die SenBJF erlässt, hat man einen eigenen Spielraum 

vor Ort mit dem Kollegium. Das ist gut, richtig und notwendig, denn jede Schule ist unter-

schiedlich, jedes Kollegium ist verschieden. Wir haben in der Grundschule auch die Erzie-

herinnen und -Erzieher in der ergänzenden Förderung und Betreuung – eFöB – dabei. Wir 

haben im optimalen Fall die Schulsozialarbeiter dabei. Deshalb finde ich es sehr positiv und 

gut, dass Sie die unterschiedlichen Arten und Weisen dargestellt haben, wie man sich selbst-

ständig über die einzelnen Möglichkeiten der Fortbildung oder mit Unterstützung von außen 

über unterschiedliche Institutionen nicht nur auf den Weg machen kann, sondern sich auch 

auf den Weg machen muss, um letztendlich für sich persönlich vor Ort das beste System zu 

erstellen, wo sich ganz viele wohlfühlen und auch wiederfinden. Deshalb finde ich diese För-

der- und Forderbänder gut und notwendig. Sie haben über die TLGs, die temporären Lern-

gruppen, gesprochen, denn das ist für mich auch so ein Punkt: Ich habe gar keine Frage, denn 

als ehemalige Schulleiterin fühle ich total mit Ihnen und weiß ganz genau, worum es geht und 

welche Herausforderungen es sind, die man vor Ort letztendlich meistern muss.  

 

Das bringt mich zu Frau Puschnerus, die gefragt hat, wofür wir eigentlich Tests und Diagnos-

tik brauchen. Dann haben Sie gefragt: Für Förderung? –, und wir sagen: Ja, ganz klar für För-

derung, damit man nämlich auch in Elterngesprächen deutlich machen kann, wo es denn noch 

hakt oder wo eine positive Entwicklung da ist. Ich frage mich, ob Sie die Frage wirklich so 

gemeint haben, wie Sie sie gestellt haben, denn das Thema der kooperativen Förderpläne – –  

Wir brauchen eine Vernetzung zwischen den Lehrkräften, und die sitzen in einem Team vor 

Ort zusammen. Ich frage mich wirklich, wie Sie das denn anders machen wollen, denn Sie 

haben gefragt: Wer soll denn das tun? – Ich kenne die Antwort, aber ich würde gern noch 

hören, wie Sie darauf antworten. – Meine Redezeit ist abgelaufen. 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Wir machen weiter mit Frau Brychcy. – Bitte sehr!  

 

Franziska Brychcy (LINKE): Vielen Dank, Frau Vorsitzende! – Tatsächlich sind die jährli-

chen Vergleichsarbeiten beziehungsweise Lernstandserhebungen ein Stück weit ein Paradig-

menwechsel. Die Frage ist nur, ob das insgesamt ein Fortschritt ist, denn das ist es, was wir 

diskutieren müssen. Die Frage ist auch, wenn die Ressourcen in diese jährlichen Lernstands-

erhebungen und Vergleichsarbeiten fließen, wohin die Ressourcen dann möglicherweise nicht 

mehr fließen können.  

 

Da ist genau die Frage – ich möchte mit dem Senat beginnen –: Was ist Ihr Umsetzungskon-

zept, wenn Sie sagen, wir wollen diese jährlichen Lernstandserhebungen beziehungsweise 

Vergleichsarbeiten durchführen? Erst mal hätte ich gern eine Begriffsklärung, denn wir haben 

VERA 3 und VERA 8. Das ist mir bekannt. Wir haben die Lernausgangslagen, die auch in 

der Grundstufe gemacht werden. Welche Tests sollen in welchem Jahrgang durchgeführt 

werden, und welche personellen Ressourcen sind hierfür vorgesehen?  
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Dann wollte ich noch zu dem Thema krankheitsbedingtes Fernbleiben fragen: Es gibt die so-

genannte Attestpflicht. In welchem Zusammenhang steht an der Stelle die Neuerung mit dem 

Gesundheitsamt, wo der Amtsarzt eine Untersuchung vornehmen kann, im Vergleich zu die-

ser Attestpflicht? Werden dann möglicherweise Atteste von dem Hausarzt oder der Kinderärz-

tin ein Stück weit infrage gestellt? Wie läuft dieser Prozess ab? Das wollte ich gern den Senat 

fragen.  

 

Frau Prof. Dr. Anders, Sie haben großen Wert auf die Entwicklungsgespräche im Prozess 

gelegt. Dazu wollte ich noch mal fragen: Gibt es auch andere Formen der Rückmeldung und 

der Feedbackgespräche bezüglich des Lernstandes als die standardisierten Lernstandserhe-

bungen und Vergleichsarbeiten? Sie haben sie schon ein bisschen angesprochen. Das müssen 

wir unterscheiden. VERA 3 und VERA 8 sind standardisiert, da machen alle das Gleiche. Das 

kann man nicht individuell anpassen. Dass Sie vielleicht noch beantworten, welche Unter-

schiede es hier gibt und welche Möglichkeiten der Lernstandserhebungen es insgesamt gibt.  

 

Sie haben auch das Thema Ressourcen angesprochen. Da frage ich mich natürlich: Wir haben 

das Startchancen-Programm, das Bonusprogramm. Es soll auch eine Nachsteuerung über die 

Schulaufsichten geben, wenn Ressourcen nicht ausreichen. Welches Konzept hat der Senat, 

wenn die Lernstandserhebung ergibt, dass es eine Schule mit den Ressourcen oder der Stel-

lenbesetzung nicht schafft? Das Thema Marzahn-Hellersdorf: Wenn ich sowieso zu wenig 

Stellen an Bord habe, kann ich gar nicht individuell fördern. Dann soll ich jetzt noch die jähr-

lichen Vergleichsarbeiten und Lernstandserhebungen machen und habe gar keine Zeit mehr 

für die individuelle Förderung. Wie gehen wir mit solchen prekären Fällen um? Was hat der 

Senat hier vorbereitet?  

 

Dann wollte ich Frau Kazungu-Haß fragen: Sie haben sehr darauf abgestellt, dass es Koopera-

tion gibt. Wie viel Zeit wird aber für diese Kooperation zugemessen?  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Frau Kollegin Brychcy, drei Minuten.  

 

Franziska Brychcy (LINKE): Ich habe noch zwei Fragen, und dann bin ich gleich am 

Schluss.  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Super, danke schön!  

 

Franziska Brychcy (LINKE): Die Teamstunden sind bis jetzt nicht integriert. Wenn Schulen 

das machen, wie die Maria-Leo-Grundschule und so weiter, machen sie das, indem sie andere 

Stunden umwidmen. Wie machen Sie das mit Ihren Teamstunden für diese Kooperation?  

 

Frau Puschnerus wollte ich noch fragen: Welche Alternativen gibt es zu den standardisierten 

Testungen? – Frau Dr. Federrath hat § 64a mit der Vertrauensstelle angesprochen. Ich wollte 

fragen: Gibt es noch Stellen, wo die Datenverarbeitung bezüglich des Zwecks geschärft wer-

den muss? – Danke!  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Herr Krüger, bitte sehr! 
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Louis Krüger (GRÜNE): Auch ich danke den Anzuhörenden. Es wurde schon gesagt, wir 

haben noch einige Anmerkungen zum Schulgesetz, die in Änderungsanträgen beim nächsten 

Mal zum Tragen kommen. Deswegen konzentriere ich mich jetzt auf die Fragen an die Anzu-

hörenden und kann schon vorwegnehmen, dass wir bei § 9a sehr skeptisch sind und sich das 

auch in unserem Änderungsantrag widerspiegelt.  

 

Ich würde einmal Frau Prof. Anders fragen: Was brauchen denn Schulen für eine gute Diag-

nostik? Ich glaube, da gab es eine Folie, die wir ein bisschen zu schnell übergehen mussten. 

Vielleicht können Sie dazu noch einmal ausführen. Zur Frage der Tests: Wie gut können diese 

denn Rückmeldung zu den Kompetenzen geben? Das steht ja immer im Raum und ist die Be-

gründung dafür zu sagen: Wir müssen sicherstellen, dass die Mindeststandards erreicht wer-

den. Deswegen brauchen wir die Tests. – Deswegen haben wir die Frage: Was können diese 

Tests eigentlich abbilden und was aber vielleicht auch nicht?  

 

Frau Kazungu-Haß hat ein bisschen eine Dichotomie aufgemacht: Daten versus Bauchgefühl. 

Daher einmal an Sie, Frau Prof. Anders, die Frage: Ist denn alles, was nicht Daten sind, gleich 

Bauchgefühl, oder gibt es vielleicht auch noch etwas dazwischen? Was bringen Sie den Lehr-

amtsstudierenden bei, um die Kinder bestmöglich zu fördern? Ich habe auch ein Lehramtsstu-

dium gemacht und bin nicht vor allen Dingen Richtung Daten trainiert worden. Deswegen die 

Frage: Was taucht denn bei Ihnen auf? Was geben Sie den Lehramtsstudierenden mit? Ich 

weiß nicht, ob Sie das gut beurteilen können, aber wie verändert Ihrer Meinung nach die Kul-

tur des Testens auch die Schulkultur oder die Schulentwicklung? In welche Richtung entwi-

ckeln sich Schulen, wenn man von außen diese Setzung der Art des Lernens und der Schul-

entwicklung und Schulsteuerung vornimmt?  

 

An Frau Kazungu-Haß die Frage: Was bedeutet der Testaufwand für die Schulen? Wie ich 

das Gesetz lese, ist es vor allen Dingen etwas Zusätzliches. So, wie es gedacht ist, fällt also 

nichts weg. Deswegen die Frage: Welcher Testaufwand ist das, und wer setzt das um? Was 

brauchen Schulen, um eine sinnvolle Diagnostik umsetzen zu können und entsprechend die 

Förderung einzuleiten? Frau Dr. Federrath sprach von einem Stigmatisierungsrisiko. Das Ge-

setz, so, wie es geschrieben ist, würde ermöglichen, dass eine Lehrkraft der 8. Klasse sieht, 

wie ein Kind in der 2. Klasse in diesem Test abgeschnitten hat. Wie gehen Sie mit so einem 

Stigmatisierungsrisiko um? Sehen Sie das? Was könnte man tun, um das vielleicht auszuhe-

beln?  

 

An Frau Dr. Federrath: Der AIS.chat schließt nicht aus, dass Daten an die USA und Großbri-

tannien weitergegeben werden. Deswegen die Frage: Wie soll gewährleistet werden, dass das 

KI-System nach Absatz 3.4 als geschlossenes System betrieben wird und keine Daten abflie-

ßen? Wie realistisch sind die Vorschläge zur Umsetzung und zur Einhaltung des Datenschut-

zes? Sie hatten angesprochen, dass dazu mit der Senatsverwaltung einiges ins Gesetz hinein-

geschrieben wurde, aber die Frage ist: Wie realistisch ist das?  

 

Dann noch drei Fragen an den Senat und dann bin ich wirklich – –   

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Das sind drei Minuten. Zwei, die müssen aber schnell ge-

stellt werden. 
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Louis Krüger (GRÜNE): Die kommen ganz schnell. – Einmal an den Senat beziehungsweise 

die Koalition: Was sagen Sie denn zur Einschätzung von Frau Dr. Federrath zu den noch of-

fenen Stellen, was den Datenschutz angeht? Ich weiß, der Senat kann das jetzt nicht mehr 

ändern, aber die Koalition hätte noch Möglichkeiten. Wird es da noch Nachschärfung geben?  

 

Frau Lasić hat gesagt, dass es Begleitmaßnahmen braucht und so, wie ich es verstanden habe, 

auch geben wird. Deswegen die Frage: Wie sehen denn diese Begleitmaßnahmen aus?  

 

Als Letztes: Was nützt denn eine Bildungsstrategie, wenn es keine Ressourcen gibt, um sie 

umzusetzen? Das wurde von Frau Brychcy schon kurz angetippt. Wenn man in Marzahn-

Hellersdorf an einer Schule ist und die sagt, wir haben nur 60 Prozent Lehrkräfteausstattung, 

dann kann sie sich die Bildungsstrategie in die Haare schmieren, weil sie keine Kräfte hat, die 

umzusetzen, und diese neuen Tests dann als zusätzliche Belastung empfunden werden. Da 

gab es jetzt auch den Brief der Schulaufsicht, dass nicht einmal mehr der normale Unterricht 

gewährleistet werden kann.  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Herr Kollege, vier Minuten.  

 

Louis Krüger (GRÜNE): Dementsprechend die Frage: Wie unterstützen Sie die Schulen?  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Frau Burkert-Eulitz, bitte sehr!  

 

Marianne Burkert-Eulitz (GRÜNE): Ich glaube, ich hole es zeitlich wieder rein. – Ich hätte 

vor allem Fragen zu § 52 Absatz 2, die Frage der Anordnung von Untersuchungen durch das 

Gesundheitsamt. Da sind solche unbestimmten Rechtsbegriffe drin wie „begründete Zweifel 

am Fernbleiben“.  
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Was heißt denn „begründete Zweifel am Fernbleiben“? Gibt es ein Handbuch, einen Kom-

mentar dazu, was das heißt?  

 

Das andere ist: Auf die besonderen Belange chronisch kranker Schülerinnen und Schüler soll 

besonders Rücksicht genommen werden. – Das verstehe ich auch nicht, was das sein soll. 

Gerade bei diesen Kindern und Jugendlichen ist es oft so, dass es eine bestimmte Diskrepanz 

zwischen Schule, Jugendamt, Familiengericht und so weiter gibt, und das wird wahrscheinlich 

die Situation nicht so richtig verbessern, weil das Gesundheitsamt nicht unbedingt auf dem 

Standard des State of the Art ist, was zum Beispiel Long Covid angeht. Da habe ich gerade 

aktuelle Fälle, denn ich beschäftige mich durchaus auch mit solchen Fällen. Es ist ja infrage 

gestellt worden, ob ich ein bisschen Ahnung davon habe. Das heißt, dass zum Beispiel eine 

Universitätsklinik eine bestimmte Erkrankung festgestellt hat, sagt, das Kind soll nicht so oft 

in die Schule gehen und der Schulbereich eine komplett andere Meinung hat. Jetzt kommt 

noch das Gesundheitsamt dazu, das sicherlich Erstuntersuchungen für die Schule gut machen 

kann und bestimmte andere Standardsachen. Wie löst diese neue Regelung denn die Span-

nungen, die es jetzt schon gibt, und wie soll das praktisch umgesetzt werden, ohne dass das 

Ganze noch mal chaotischer wird, als es insgesamt schon ist?  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Danke sehr! Die Zeit ist eingeholt, liebe Frau Kollegin. – 

Frau Kittler, bitte sehr! 

 

Regina Kittler (LINKE): Ich möchte zu § 9 noch mal nachfragen. Die Frage geht an alle An-

zuhörenden: Sind Sie der Meinung, dass es wirklich erst durch standardisierte Tests ermög-

licht wird, den Lernstand zu erkennen? Wissen die Fachkräfte und Fachbereichsleiterinnen 

und -leiter das durch die Arbeit mit den Schülerinnen und Schülern nicht auch so? Ich setze 

mal hinzu: Ich habe 30 Jahre als Mathelehrerin gearbeitet – nur so. Braucht es nicht vielmehr 

eine andere Art des Unterrichtens? Frau Kazungu-Haß hat ein Beispiel dafür genannt. Wären 

Sie nicht auch ohne den Test dieser Klasse darauf gekommen, wäre meine Frage. 

 

Den Senat möchte ich fragen, dazu können Sie als Anzuhörende gerne auch etwas sagen: Se-

hen Sie nicht auch die Schwierigkeiten, dass wir nicht ausreichend Lehrkräfte in allen Bezir-

ken haben? Sehen Sie nicht auch die Notwendigkeit, endlich eine zentrale Steuerung in Berlin 

durchzusetzen? Hier ist mehrfach unser Bezirk genannt worden, Marzahn-Hellersdorf. Da 

wird die Stundentafel an Schulen zusammengestrichen, da kommt es zu hohen Ausfällen, 

einer hohen Vertretungsanzahl für Lehrkräfte, also Stundenvertretungen, die natürlich eine 

Belastungserhöhung darstellen, und diese Belastung für die Lehrkräfte wird doch noch mal 

erhöht, wenn die noch zusätzlich in jedem Jahr so einen Test durchführen sollen, übrigens 

auch für die Schülerinnen und Schüler nicht ganz unbedeutend. Sehen Sie da nicht auch Schü-

lerinnen und Schüler, die gerade in solchen Situationen versagen, weil sie Prüfungsangst ha-

ben und genau wissen, was da eventuell als Folgerung kommt? – Das wären meine Fragen, 

und ich würde mich sehr freuen, wenn Sie alle darauf eingehen könnten.  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Herr Tabor, bitte sehr! 

 

Tommy Tabor (AfD): Vielen Dank auch noch mal von meiner Seite an die Anzuhörenden! –

Meine Frage geht als Erstes an den Senat, im § 56 dreht es sich darum: Warum sollen Schüle-

rinnen und Schüler ohne entsprechende Eignung auf das Gymnasium gehen dürfen? Wie soll 

zieldifferenter Unterricht am Gymnasium praktisch funktionieren und mit welchem Personal, 
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wenn wir jetzt schon an vielen Schulen zu wenig Personal haben? Wird damit nicht das Leis-

tungsprinzip des Gymnasiums hier und da ausgehöhlt?  

 

Frau Kazungu-Haß hat schon angesprochen, dass ihr an ihrer Schule zumindest die Daten sehr 

wichtig sind, und daher meine Frage: Warum erhebt man die Lernstandsdaten, wenn sie nicht 

einmal für Personal- und Ressourcensteuerung auf höherer Ebene genutzt werden können? 

Frau Dr. Federrath hat schon einiges dazu gesagt, aber wie könnte man – konkret die Frage an 

Sie, Frau Dr. Federrath – die Probleme, die es da meinetwegen aus datenschutzrechtlichen 

Gründen gibt, aus dem Weg räumen, sodass der Senat in Zukunft bei der Personalgewinnung 

im Vorfeld effektiver Entscheidungen treffen kann, damit wir uns die eine oder andere Dis-

kussion in den Sommerferien in Zukunft vielleicht sparen können? Wie soll individuelle För-

derung gelingen, wenn die nötigen zusätzlichen Ressourcen nicht verbindlich folgen?  

 

Zu § 52, Frau Brychcy hat es schon angesprochen: Welche konkreten Konsequenzen hat die 

Untersuchung durch das Gesundheitsamt bei Schuldistanz außer der bloßen Feststellung von 

Problemen? Gibt es überhaupt genug Kapazitäten in den Gesundheitsämtern, um diese Auf-

gabe wirksam zu erfüllen, und vor allem, welche Konsequenzen zieht man denn daraus, wenn 

der eine oder andere schwänzt?  

 

Dann zur achten Frage: Warum braucht der Landesschulbeirat eine zusätzliche LSBTIQ-

Vertretung, und welchen konkreten Beitrag leisten diese Personen zum Bereich Bildung, Un-

terricht und Leistung?  

 

Noch eine kurze Frage an Frau Prof. Anders: Sie sprachen die jährliche Testung an, die nicht 

üblich sei. Üblich heißt ja nicht, verboten, üblich heißt nicht, schlecht. Ist es gut, oder welche 

Konsequenzen kann man daraus ziehen, wenn man das verstetigt? – Vielen Dank!  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Wir haben noch eine weitere Wortmeldung. – Frau Engel-

mann, bitte sehr!  

 

Claudia Engelmann (LINKE): Vielen Dank! – Weil es noch nicht gekommen ist: Ich würde 

gerne zum § 105 fragen, wie es denn mit der Neuregelung der Vergabe bei den Schulplätzen 

geregelt wird.  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Gut! Dann steht niemand Weiteres mehr auf meiner Rede-

liste, und dann starten wir mit Frau Senatorin Günther-Wünsch. – Bitte sehr!  

 

Senatorin Katharina Günther-Wünsch (SenBJF): Vielen Dank, Frau Vorsitzende! – Vielen 

Dank an die Anzuhörenden! Ich werde einen Teil der Fragen beantworten, und der Staatssek-

retär Dr. Kühne macht dann weiter. Ich würde mal mit der Rolle des neuen Landesinstitutes 

anfangen, das ist ja gefragt worden, und ich kann nur sagen, dass wir dort insbesondere für 

zunächst vier Gruppen Fort- und Weiterbildungsangebote vorhalten. Es handelt sich dabei 

konkret um die Schulleitungen, um die Schulaufsichten, um die Fachleitungen für Deutsch 

und Mathematik und die Qualitätsbeauftragten. Wir haben bereits in diesem zweiten Halbjahr 

des Schuljahres 2025/2026 mit der Qualifizierung dieser Personengruppen begonnen, wir 

werden diese aber im Schuljahr 2026/2027 fortsetzen. Es gibt insgesamt fünf Module, wo es 

nicht nur darum geht, Frau Anders, um das noch mal aufzugreifen, was ich mit den Daten 

mache, sondern wie Frau Kazungu-Haß es sagte: Was leite ich daraus für meine Unterrichts-
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gestaltung, da sehe ich insbesondere die Fachleitungen im Fokus, datengestützte Unterrichts-

entwicklung ab? – und für die Schulleitung und die Schulaufsichten: Was leite ich daraus für 

meine datengestützte Schulentwicklung ab? –, also das, was gerade schon auf einer Metaebe-

ne erwähnt worden ist: Wie kann ich zum Beispiel kollegial über den Ressourceneinsatz be-

stimmen, und was bedeutet eigentlich Ressourceneinsatz entweder in einem Förderband oder 

in einer Doppelsteckung? Wir könnten den ganzen Abend und morgen den Tag noch füllen, 

was Methodiken und Didaktiken betrifft. Das sind die Sachen, die wir dort schulen. Gleich-

zeitig haben wir für das kommende Schuljahr ganz konkrete Fortbildungsangebote in dem 

Bereich VERA-3-, VERA-8-Data, das heißt die Onlinedurchführung von VERA 3 und VE-

RA 8, und natürlich auch zum Umgang mit den Daten und dem, was über das VERA-

Datasystem bereits an konkreten Fördermaßnahmen angeboten wird. Bereits in dieser Syste-

matik gibt es ganz konkrete Angebote, die muss man nicht nutzen, aber die kann man nutzen, 

und darüber werden die Kolleginnen und Kollegen qualifiziert.  

 

Die zweite Frage war, welche Tests in welchem Jahrgang, ich glaube, das kam von Frau 

Brychcy, und die Abgrenzung zu den, ich nenne sie trotzdem noch, Vergleichsarbeiten im 

fünften und sechsten Jahrgang, und ich möchte, dass wir da wirklich ganz klar differenzieren. 

Innerhalb der Qualitätsstrategie fangen wir zum kommenden Schuljahr mit VERA 3, VERA 8 

und den Retests im vierten und neunten Jahrgang an. Frau Kazungu-Haß, ich bin Ihnen sehr 

dankbar, dass Sie das ähnlich einschätzen wie einige andere Praktiker: Warum eigentlich 

nicht schon längst VERA 4 und VERA 9, um mal zu schauen, ob Fördermaßnahmen eigent-

lich den gewünschten Erfolg im Sinne von: Waren sie wirksam? – gebracht haben. Beim Bei-

spiel Leseflüssigkeit haben Sie einmal deutlich gemacht, wo es wirkt und wo es aber auch 

nicht gewirkt hat, nämlich beim Textverständnis. Damit fangen wir zum kommenden Schul-

jahr an, und dann geht es jahresweise weiter. Das heißt zum Schuljahr 2027/2028, so stand es 

übrigens in den Unterlagen zur Qualitätsstrategie, die Sie alle bekommen haben, starten wir 

dann mit StarS in Jahrgang eins und zwei. Das ist auf Bundesebene ein bundesweit standardi-

siertes Verfahren für die Schulanfangsphase, das wir dann in Berlin implementieren, und dann 

haben wir schon vor zwei Jahren das ISQ beauftragt, für die Jahrgänge, die jetzt noch fehlen, 

die ich gerade genannt habe, ein eigenes Instrument für das Land Berlin zu entwickeln. Dieses 

wird dann in den, ich nenne es jetzt mal, noch fehlenden Jahrgängen, die ich gerade von eins 

bis zehn noch nicht genannt habe, auch implementiert. Das sind alles Instrumente, die einer 

Lernausgangslage entsprechen, die einen Ist-Zustand, einen Startpunkt an Kompetenzen der 

Schülerinnen und Schüler ermitteln und von denen ausgehend sich dann die Kolleginnen und 

Kollegen an den Schulen überlegen: Welche gezielte Förderung lasse ich den Schülerinnen 

und Schülern zukommen, die zum einen die Mindeststandards nicht erreichen? Das ist unser 

oberstes Ziel. Das wird die Zahl der Schülerinnen und Schüler, die die Mindeststandards nicht 

erreichen, deutlich reduzieren. Aber auch da bin ich sehr dankbar für den Hinweis der Kolle-

gin. Wir haben natürlich auch die Kinder im Blick, die mehr Futter brauchen, also auch die zu 

unterstützen, die einen Forderbedarf haben, die vielleicht mehr brauchen, als wir sonst im 

Regelgeschäft und im Regelunterricht leisten können.  

 

Der Unterschied zu den Vergleichsarbeiten im fünften und sechsten Jahrgang ist: Das sind die 

Arbeiten, die wir für die Förderprognose und für den neuen Übergang von sechs zu sieben 

heranziehen. Da haben wir übrigens schon das zweite Jahr in Folge über die Fachbriefe ein 

ganz klares Kompetenzraster herausgegeben. Die Mindestanforderung war, dass an einem 

Schulstandort in einem Jahrgang die gleichen Arbeiten im Bereich Mathematik oder Deutsch 

geschrieben werden. Ganz einfach heruntergebrochen: An einer vierzügigen Grundschule 
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werden in allen 4. und 5. Klassen dieselben Arbeiten im Bereich Deutsch oder Mathematik 

geschrieben. Dahinter verbirgt sich ganz klar die Erwartungshaltung, insbesondere auf Eltern-

seite, die ich nachvollziehen kann, dass sich insbesondere bei den Förderprognosen hinter der 

Notengebung und der dann erteilten Förderprognose aufgrund der Jahresleistungen dieselben 

Standards verbergen. Das Ziel ist, vier Bezirke haben das schon erreicht, dass die Grundschu-

len innerhalb eines Bezirkes die gleichen Arbeiten schreiben. Zu den vier Bezirken, die das 

bereits machen, gehören übrigens unter anderem Mitte und Marzahn-Hellersdorf, beides Be-

zirke, die nicht dafür bekannt sind, superkomfortable sozioökonomische Daten unter ihren 

Schülerinnen und Schülern geschweige denn eine superauskömmliche Lehrerausstattung zu 

haben. Beide Bezirke haben es schon geschafft, bezirksweit die gleichen Arbeiten im fünften 

und sechsten Jahrgang zu schreiben. Dazu kommen noch zwei andere Bezirke, unter anderem 

Reinickendorf. Sie haben eine Arbeitsgruppe in der Bildungsverwaltung gegründet, die den 

verbleibenden acht Bezirken aufzeigen kann, was ein Weg ist, dass auch diese acht Bezirke 

bezirksweit die gleichen Arbeiten im fünften und sechsten Jahrgang schreiben. Frau Brychcy, 

Sie haben vollkommen recht. Die haben nichts, ich nenne es mal ganz einfach, mit den Lern-

ausgangslagen zu tun, die wir in der Qualitätsstrategie zukünftig von Klasse eins bis zehn 

aufwachsend sehen wollen.  

 

Was das Ressourcenthema betrifft, bin ich der Kollegin sehr dankbar, dass sie einmal deutlich 

gemacht hat, dass es bereits in den Schulen Ressourcen gibt, mit denen man da schon arbeiten 

kann. Es muss im Kollegium besprochen werden. Jetzt kommt aber der entscheidende Unter-

schied, wenn wir über die Daten sprechen: Sie dienen nicht nur der Individualförderung der 

Schülerinnen und Schüler, sondern sie dienen auch zum Monitoren und Steuern. Das heißt, 

Schulleitungen, Schulaufsichten und auch die Bildungsverwaltung werden zukünftig mit ag-

gregierten Daten arbeiten. Uns interessieren nicht die schülerscharfen Daten, aber uns interes-

sieren die Daten für den Schulstandort: Wie ist Schule XY bei dem Kompetenztest? Was für 

Daten hat sie da? Kommt sie zum Beispiel mit der verlässlichen Grundausstattung und mit der 

Zuweisung in anderen Bereichen zurecht, oder haben wir dort so eine Datenlage, dass man 

Ressourcen, und das wäre dann die Aufgabe, anders steuert? Wir reden nicht zwangsläufig 

von mehr, sondern wir reden erst einmal von anders Steuern dorthin, wo sie dann wirklich 

gezielt eingesetzt werden und wo sie, das ist gerade bei dem Beispiel Leseband gesagt wor-

den, ihre Wirksamkeit schon bewiesen haben, wenn sie dementsprechend verwendet werden. 

Aber selbstverständlich nutzen wir diese Daten, die zukünftig erhoben werden, genau für die-

sen Bereich.  

 

Das Thema Attestpflicht: Es sitzen ja noch genügend Juristen mit im Raum. Das unterscheidet 

uns, Frau Burkert-Eulitz, Naturwissenschaftlerinnen und -wissenschaftler und Juristinnen und 

Juristen, und das Gesetz schreiben Gott sei Dank die Juristen bei uns und nicht die Naturwis-

senschaftler. Das finde ich vollkommen richtig. Wir haben schon mehrmals nachgefragt. Die 

Begrifflichkeit „begründeter Zweifel“ ist genau das, was es im Rechtsbereich braucht, um 

sicher arbeiten zu können. Ich freue mich, dass Sie es erwähnt haben, Frau Burkert-Eulitz, 

denn wir haben in dem vorliegenden Entwurf explizit die Kinder mit chronischen Erkrankun-

gen, und dabei sind sowohl somatische chronische Erkrankungen als auch psychische Erkran-

kungen impliziert, ausgenommen von dieser Attestpflicht und haben extra darauf hingewie-

sen, dass diese nicht damit vorrangig betrachtet werden sollen, sondern – jetzt würde ich ger-

ne mal eine Lanze brechen, und da sind viele Schulleitungen und Schulaufsichten in den letz-

ten Jahren sehr intensiv auf die Bildungsverwaltung zugekommen – die Kinder, die sich tat-

sächlich, ganz einfach ausgedrückt, durch Muttizettel oder durch immer denselben Arzt oder 
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manchmal auch durch permanent wechselnde Ärzte und Atteste entschuldigen lassen, dass 

wir deren nicht habhaft werden. Wir reden dort von einer akuten Kindeswohlgefährdung, 

wenn wir diese Kinder nicht erreichen, denn den Schulen sind bisher die Hände gebunden, 

weil sie überhaupt nicht reingehen und sagen können: Ich sehe dieses Kind seit einem halben 

Jahr maximal alle vier Wochen für einen Tag, und kein Mensch weiß: Hat das Kind tatsäch-

lich eine ernsthafte Erkrankung und kann deshalb die Schule nicht besuchen, oder sind da 

andere Dinge im Hintergrund, die eine Rolle spielen, warum das Kind oder der Jugendliche 

nicht in der Schule erscheint? So, wie Sie alle gerade eben den Pädagoginnen und Pädagogen 

Kompetenz und Eignung zugetraut haben, wenn es um das Bemessen von Kompetenzen geht: 

Trauen Sie doch bitte denselben Pädagoginnen und Pädagogen zu, einschätzen zu können, ob 

es sich bei demselben Kind um eine Kindeswohlgefährdung handelt, oder ob dieses Kind tat-

sächlich krank ist. Die Kompetenz macht ja nicht am Fachunterricht halt. Unsere Pädagogin-

nen und Pädagogen sind doch alle in Bindungs- und Beziehungsarbeit qualifiziert und ausge-

bildet, und genau die kommt dort zum Tragen. Da möchte ich hier mal eine Lanze brechen: 

Als ob die Kolleginnen und Kollegen im Schulalltag nichts Besseres zu tun hätten, als 

„Schnick Schnack Schnuck“ zu spielen und zu gucken, welchen Schüler sie zum Amtsarzt 

schicken. Die machen sich in der Regel große Sorgen, haben Ängste um ihre Schülerinnen 

und Schüler, und jetzt haben sie ein Instrumentarium. Wir reden dort auch nicht über Hunder-

te von Kindern, wir reden an jeder Schule maximal über eine Handvoll von Kindern, und jetzt 

können Sie sich bei 50 bis 60 Schulen pro Bezirk ausrechnen, an einer Schule ist es ein Kind, 

an einer anderen Schule sind es fünf Kinder, ganz einfache Mathematik, wie viele Schülerin-

nen und Schüler maximal beim Amtsarzt im Bezirk, beim Gesundheitsamt auflaufen. Das 

schaffen die, vor allen Dingen, wenn wir über Minderjährige reden und deren Kindeswohl.  

 

Das letzte Thema, das ich gerne noch aufgreifen würde, ist das Thema Ressourcen. Jetzt ha-

ben wir alle die Berichterstattung über Marzahn-Hellersdorf gelesen. Ich habe übrigens heute 

mit Frau Braun, der Leiterin, gesprochen. Wir haben inzwischen über 100 weitere Einstellun-

gen im Bezirk Marzahn-Hellersdorf. Das heißt, wir sind inzwischen bei ungefähr 110, 

120 offenen Stellen, und sie hat mindestens auch noch so viele offene Laufzettel. Wir alle 

wissen das, Frau Kittler hat selbst lange genug Einstellungen vorgenommen: Nicht alle Lauf-

zettel führen zu einer Einstellung, aber die 230 offene Stellen im April, und da würde ich da-

rum bitten, dass wir alle seriös argumentieren, sind nicht die eingestellten Lehrkräfte, die im 

August unsere Kinder unterrichten. Wir stellen noch bis Ende Juni ein. Unbenommen davon 

habe ich morgen einen Termin mit der Schulaufsicht Marzahn-Hellersdorf, und wir werden 

dort ins direkte Gespräch gehen. Aber ich wäre an der Stelle mal interessiert, wir haben ja 

Kolleginnen von der GEW hier sitzen, wie die Gewerkschaft und damit viele Vertretungen 

unserer Kolleginnen und Kollegen, zu einer zentralen Steuerung für das Land Berlin über alle 

zwölf Bezirke hinweg stehen. – Vielen Dank!  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Herr Staatssekretär Dr. Kühne, bitte! – Danach machen wir 

natürlich weiter mit der Beantwortung der Fragen, die an Sie, liebe Anzuhörende, gerichtet 

sind.  

 

Staatssekretär Dr. Torsten Kühne (SenBJF): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte 

Abgeordnete! Ich möchte gerne ergänzen. Ich hatte mir auch ein paar Dinge aufgeschrieben. 

Frau Prof. Anders, Sie hatten explizit das Wort „Datentankstelle“ benutzt. Das war meine 

Eingangsbemerkung. Genau das ist es nicht. Ich sage immer wieder an dieser Stelle: Wir 

sammeln nicht die Daten um der Daten willen, sondern Daten mit Taten. Die Daten sind nur 



Abgeordnetenhaus von Berlin 

19. Wahlperiode 

 

Seite 50 Wortprotokoll BildJugFam 19/70 

28. Mai 2026 

 

 

 

- pe/kr - 

 

der Ausgang, um daraus Konsequenzen zu ziehen. Noch mal, denn, Frau Dr. Federrath weiß 

es, diesen Dialog haben wir, glaube ich, zwei Jahre geführt; das sage ich immer wieder ganz 

deutlich: Wir sind hier nicht der Servicedienstleister für die Statistiker oder die Bildungswis-

senschaft, sondern uns geht es um das Grundrecht auf Bildung, und wenn wir über den Berli-

ner und insbesondere über den deutschen Tellerrand hinausschauen, so unterschiedlich welt-

weit die erfolgreichen Bildungssysteme sind zwischen Singapur, Estland, Kanada, haben sie 

aber eines im Kern gemeinsam: Sie machen seit Jahrzehnten diese strukturierte systemische 

Arbeit mit Daten, werten sie strukturiert aus, ziehen Konsequenzen. Frau Kazungu-Haß hat es 

wunderbar formuliert, und es ist ja nicht der einzige Schulstandort, es machen viele Schul-

standorte bei uns, aber wir wollen es systemisch haben. Ich sage immer: von den Leuchttür-

men zum Lichtermeer. Ich möchte, dass es an jeder Berliner Schule so gemacht wird, und 

dafür brauchen wir saubere Rechtsgrundlagen, damit das gerade mit der Weiterentwicklung, 

wie gesagt, Künstliche Intelligenz und so weiter, wo im Kern auch personalisierte Bildungs-

daten dann verarbeitet werden für adaptive intelligente Systeme – –  Dafür brauchen wir die 

sauberen Rechtsgrundlagen. Das ist mir immer wichtig an dieser Stelle, denn ich kenne diese 

Grundsatzdebatten, die seit 25 Jahren zwischen Statistikern, Stichwort Bildungsverlaufsregis-

ter, geführt werden, wo es um repräsentative Stichproben geht, und wir sollen doch bitte als 

Schulaufsichtsbehörden die Schulen öffnen, damit sie Daten liefern. Das ist nicht unser The-

ma. Uns geht es um Bildungsgerechtigkeit, um Bildungsqualität, und das steht im Fokus. In-

sofern haben wir hier zwei Grundrechte, das Grundrecht auf informelle Selbstbestimmung 

und das Grundrecht auf Bildung, Artikel 2 Grundgesetz. Das ist unsere Ebene, auf der wir uns 

bewegen. Es ist mir an dieser Stelle ganz wichtig, weil ich weiß, dass wir da in der Diskussion 

von einem anderen Punkt kommen. Deshalb geht es genau nicht, das hatte Frau Puschnerus 

gesagt, um „Teaching to the test“, sondern es geht, wie die Senatorin schon ausgeführt hat, 

um eine saubere Lernstandserhebung, Ausgangslagen, um darauf passgenau individuelle Un-

terstützungsangebote und, die Ressourcen hängen dann mit dran, in der Auswertung passge-

nau zu steuern. 

 

Insofern will ich da noch ergänzen, die Frage kam von Frau Brychcy, um es noch mal konkret 

zu machen: Wir haben jetzt mit dem Bund-Länder-Programm, dem Startchancen-Programm, 

nämlich diesen systemischen Wechsel schon gemacht. Es ist das erste Bund-Länder-

Programm, wo wir uns auf ganz konkrete Ziele an den Startchancen-Schulen verständigt ha-

ben. Das wird kontinuierlich gemonitort. Nach zehn Jahren müssen sich die Kompetenzwerte 

deutlich verbessert haben. Das wird an diesen Zahlen festgemacht, und daran sind die Res-

sourcen geknüpft, und damit werden die Ressourcen passgenau zur Verfügung gestellt. Wir 

haben in Berlin das Startchancen-Programm nämlich zum Anlass genommen, unsere bisheri-

gen Landesprogramme genau in dieselbe Logik zu überführen. Daran hängt auch das Thema 

des flexiblen Schulbudgets plus Ergänzungsbudget. Wir wollen nicht mehr nach der Gießkan-

nenmethode, Hauptsache, die Ressourcen sind ausgegeben, vorgehen. Nein, auf Grundlage 

der sauberen Erhebung der Daten, der sauberen Auswertung, systemischen Auswertung der 

Daten, daran hängen dann die Ressourcen, damit sie passgenau an den Schulstandorten an-

kommen, wo sie am meisten gebraucht werden.  

 

Ich glaube, Frau Khalatbari hat das gesagt: Wir haben bundesweit pro Schülerkopf das teuers-

te Schulsystem. Ich sage auch, wir kämpfen um jeden weiteren Euro. Darum geht es gar nicht. 

Es geht erst mal darum, dass das, was da ist, so effizient und bedarfsgerecht wie möglich ein-

gesetzt wird, und das muss systemisch mit diesen Daten im Sinne der Bildungsqualität und 

Bildungsgerechtigkeit passieren.  
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Zu der Frage, was Frau Dr. Federrath ausgeführt hatte, wo noch Schärfungen notwendig sind: 

Wir sehen diese Schärfung auch. Insofern haben wir genau diese Vereinbarung. Die dritte 

Schulgesetznovelle ist ja nicht die letzte Schulgesetznovelle. Wir haben uns schon vereinbart, 

dass wir gemeinsam den § 9a noch weiterentwickeln werden. Wir haben gerade unser erstes 

Datennutzungskonzept zur Verfügung gestellt, denn wir fangen jetzt mit diesem systemischen 

Arbeiten mit Daten an. Das heißt, wir werden selbst auch noch lernen, welche Daten wir kon-

kret brauchen und wofür wir sie brauchen. Insofern sind wir gerade noch in dieser Erarbei-

tung von Rollenkonzepten: Wer muss wirklich in unserem Schulsystem, und zwar bitte auf 

allen Ebenen – –  Wir meinen das mit der datengestützten Schul- und Unterrichtsentwicklung 

auf allen Ebenen ernst, nicht nur bei der einzelnen Schule, auch auf unser Ebene, dann natür-

lich aggregiert und anonymisiert, aber im Kern sind es dann die individuellen Bildungsdaten, 

die durch die Aggregierung und Anonymisierung auch Aussagen für das Gesamtsystem er-

lauben. Damit wollen wir dann die Ressourcen passgenau steuern. Insofern haben wir hier 

mehrere Formen der Schärfung. Wir werden bei weiteren Schulgesetznovellen diese Paragra-

fen schärfen. Wir werden auf Grundlage der Ermächtigungsgrundlage der Verordnung in der 

Verordnung noch sehr viel schärfen. Wir haben begleitend in unserer Bildungsqualitätsstrate-

gie jetzt das Datennutzungskonzept. Insofern passieren hier an mehreren Stellen die Schär-

fungen.  

 

Dann noch mal zu dem speziellen Thema, was KI betrifft und unser ausgerolltes KI-Tool, den 

AIS.chat, denn auch das ist etwas, das wir im Detail hier vorgestellt haben. Ich will es mal 

deutlich sagen: Das haben wir als Bundesländer über die Mittel des DigitalPakts 1.0 als län-

derübergreifendes Vorhaben gemeinsam entwickelt, und das ist jetzt der große Vorteil: Es ist 

unser entwickeltes KI-Tool. Wir haben hier die Datensouveränität. Wir können hier nachwei-

sen, wo welche Daten genau nicht abfließen. Das wäre bei kommerziellen Lösungen niemals 

möglich. Im Hintergrund, damit man es mal verstanden hat, sind, ich glaube, aktuell acht oder 

zehn Large Language Models, wo man also wählen kann. Man kann es deshalb auch pädago-

gisch sinnvoll einsetzen. Ich kann es jedem nur empfehlen, denn man kann dort zum Beispiel 

mit fiktiven historischen Personen sprechen. Ich durfte das mal ausprobieren. Es macht schon 

einen entscheidenden Unterschied, wenn man zum Beispiel mit Napoleon spricht, ob man das 

französische Large Language Model Mistral nimmt oder zum Beispiel ChatGPT. Es ist schon 

sehr interessant, wie sich Antworten unterscheiden. Man kann es deshalb auch pädagogisch 

sinnvoll einsetzen, aber noch mal: Wir haben es hier selbst in der Hand, und wenn wir fest-

stellen, dass gewisse Large Language Models sich nicht zum Beispiel an EU-Vorgaben hal-

ten, Data Protection Act und so weiter, dann werden sie rausgenommen. Das haben wir selbst 

in unserer Hand. Wir haben die Souveränität und können entscheiden, welche Daten hier gar 

nicht erst abfließen können, weil wir dem dann einen Riegel vorschieben können, was wir bei 

Marktlösungen niemals erlauben. – Wahrscheinlich rede ich schon wieder zu lange.  

 

Ich will nur noch zu § 105, Frau Engelmann hat nachgefragt, erklären hier auch zur Logik: 

Wir sind jetzt erstmalig in der Lage, was in der Vergangenheit schon rein technisch gar nicht 

möglich wäre, Daten der Schulträger, denn es ist in unserer zentralen Schulverwaltungssoft-

ware, der LUSD – –  Es ist schon in der ersten Schulgesetznovelle geregelt, dass das die zent-

rale vorgegebene gesetzlich verpflichtende Schulverwaltungssoftware ist. Dort haben wir die 

gemeinsame Datenerhebung, und damit sind wir als Schulaufsichtsbehörde erstmalig über-

haupt in der Lage, ein gesamtes Schulsystem zu steuern. Wir machen das jetzt in sehr engem 

Austausch mit den Schulträgern und wollten hier die saubere rechtliche Grundlage schaffen, 
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dass wir diese auch wieder aggregierten Daten – –  Da geht es nicht um die personengebun-

denen Daten, sondern um die genaue Draufsicht auf die Schulplatzkapazitäten et cetera, und 

deshalb noch mal die saubere Formulierung zu diesen Dingen, damit wir als oberste Schulauf-

sichtsbehörde rechtlich überhaupt in die Lage versetzt sind, diese Ressourcen bedarfsgerecht 

zu steuern. – Herzlichen Dank!  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Dann kommen wir jetzt zur Beantwortung der Fragen an 

die Anzuhörenden, und wir starten mit Frau Prof. Dr. Anders. – Bitte sehr!  

 

Dr. Petra Anders (HU): Vielen Dank! – Schade, dass Frau Günther-Wünsch schon gehen 

musste, aber ich hoffe, das wird weitergetragen.  

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Der Senat ist vertreten.  

 

Dr. Petra Anders (HU): Eine Bemerkung: Man könnte, wenn man reinkommt, denken, wir 

sprechen über ein großes Wirtschaftsunternehmen. Kinder sind als Begriff weniger gefallen 

als Daten, aber das nur als kleine Nebenbemerkung.  

 

Ich würde es ganz gern, weil es so viele Fragen waren, mal an dem Beispiel Lesen veran-

schaulichen. Wir hatten neulich das Vergnügen an der Universität, Kolleginnen und Kollegen 

vom BLiQ eingeladen zu haben. Die haben uns das Leseband vorgestellt. Das war für mich 

und die anderen 40 Fachdidaktikerinnen und -didaktiker aus dem Fach Deutsch befremdlich, 

denn das Leseband wurde ausschließlich als Leseflüssigkeitstest verstanden und nicht so, wie 

es eigentlich gemeint ist, dass man nämlich eine systematische Leseförderung damit verbin-

det. Das war ja auch eine Frage: Was heißt denn hier eigentlich systematisch? – Das heißt, 

man kann nicht nur auf die Stoppuhr schauen und gucken, wie Kinder in einer Minute 30 bis 

100 Wörter gelesen haben, denn damit haben wir noch kein Textverständnis.  

 

Auf die Frage, wie die Lehrkräfte auf diese Leseflüssigkeitstests, die jetzt ausgerollt werden, 

reagieren, war die Antwort der beiden engagierten Kolleginnen: Die wissen gar nicht, mit 

welchem Material sie das machen sollen. Das Material fehlt. – Wir haben alle gesagt: Neh-

men Sie doch ein Buch. Es gibt genug Kinderbücher, es gibt genug Sachtexte et cetera. – Die 

Antwort war: Wir werden einen KI-Reader erstellen. – Das ist das, was Leseförderung gerade 

in den Schulen, wenn die Fachleitungen vielleicht im BLiQ ausgebildet werden, bedeutet. An 

einer Universität knüpfen wir da ganz anders an kindliche Rezeptionsgewohnheiten an oder 

auch an familiäre Strukturen. Auch wenn die nicht in jedem Haushalt vorhanden sind, gibt es 

Ressourcen in Berlin, zum Beispiel die Schulbibliotheken. Wenn ich an der Universität ein 

Leseprojekt mache, weil die Frage kam: Wie machen Sie das denn eigentlich? –, dann habe 

ich erst mal eine Partnerschule, und ich gehe in die Stadtbibliothek und frage: Welche Res-

sourcen könnt ihr uns zur Verfügung stellen? Könnte vielleicht ein Lesekoffer zusammenge-

stellt werden? –, also da ansetzen, wo die Interessen von Kindern sind, interessante Themen, 

interessante Möglichkeiten, sich mit der Welt auseinanderzusetzen. Das motiviert zum Lesen. 

Dann hole ich diesen Lesekoffer in mein Seminar, und es ist ganz interessant, wenn Studie-

rende zusammen mit Grundschulkindern diesen Lesekoffer öffnen und erst mal schauen: Was 

ist da eigentlich alles drin? – und dann selbstbestimmt wählen können, mit welchen Lektü-

ren – –  Das sind auch Text-Bild-Möglichkeiten, das heißt multimodale Texte.  
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Das ist also ein umfassender Lesebegriff, und genau so ist er in der Forschung auch seit über 

dreißig Jahren in jedem Einführungslehrwerk zu finden. Rosebrock und Nix hatte ich Frau 

Günther-Wünsch auch schon mal vorgestellt. 

 

Das heißt, es geht nicht nur um die Prozessebene. Auch Kinder, die keine starke Leseflüssig-

keit haben, können natürlich Texte und Inhalte erfassen, nämlich im Gespräch und in Vor-

lesegesprächen. Genau hier kann man auch Qualität feststellen. Wenn Sie hier immer nur da-

von ausgehen, dass Bildung über Messung feststellbar ist, frage ich mich, was Sie eigentlich 

von Schulkultur vor Augen haben und was von Gemeinschaften, die sich bilden, sinnvollen 

Lerngelegenheiten. Messung ist für mich kein adäquater Begriff für das, was in Schulen statt-

findet; wenn nämlich, wie Frau Günther-Wünsch gesagt hat, Erwachsene mit Kindern in Be-

ziehung und auch in pädagogische Beziehungen gehen. Ich war selber lange genug Lehrkraft. 

Ich merke, wie Kinder ihr Wissen anwenden können, nämlich in den weiteren sinnvollen 

Lerngelegenheiten, die sich daraus ergeben, was ich auch vorher mit den Kindern besprochen 

habe; nur als ein Beispiel. 

 

Ich wünsche mir wirklich eine mehr didaktische Sicht auch auf Unterricht, und ich möchte im 

Prinzip eigentlich nur eine Sache: dass Sie Tests ergänzen durch schuleigene Rückmeldever-

fahren. Stärken Sie doch mal die Schulen in der Schulentwicklung! Geben Sie doch mal den 

Schulen die Aufgabe: Wie kann man denn eigentlich an die Qualität herankommen? – Ich 

glaube, Lehrkräfte haben dazu, zumindest meine Studierenden, schon im zweiten Bachelor-

semester, ganz viele Ideen. Die haben nämlich das Lesetandem, ob ich das jetzt über den 

Klett-Verlag oder über irgendwelche Broschüren vorgestellt habe, in 15 Minuten auseinander-

genommen: Was sind denn das eigentlich für soziale Beziehungen, die darin intendiert wer-

den? – Das heißt: Fragen Sie doch mal die Schulen, nicht nur eine Schule! Ich habe großen 

Respekt dafür, und ich höre das auch von den Schulleitungen in Reinickendorf-Nord und im 

Wedding, dass es ganz viele Ideen gibt. Warum dieses Top-down? Warum muss ein wissen-

schaftliches Institut dann mit den Daten umgehen, um das den Lehrkräften zurückzuspielen? 

Was denken Sie, was Lehrkräfte für einen Berufswunsch haben? – Mit Daten umzugehen, 

glaube ich nicht; ich glaube, sie wollen eher sinnvoll unterrichten. Das muss nicht immer da-

tengestützt sein, vor allen Dingen nicht auf so eine Weise. 

 

Ich würde gerne noch auf die Datentankstelle eingehen; das hatten Sie ja affiziert. Ich denke, 

dass wir über SWK und über IQB eine Parallelwelt schaffen, nämlich eine Doppelstruktur, 

die mit Unterricht ganz wenig zu tun hat. Das, was ich meine – und das war ja auch eine Fra-

ge: Wie kann man das eigentlich im Unterricht erreichen? –, das sind keine Entwicklungsge-

spräche, das ist ganz regulärer Unterricht, so, wie ich ausgebildet worden bin, und so, wie die 

Lehrkräfte auch immer noch ausgebildet werden, nämlich indem sie sinnvolle Lerngelegen-

heiten mit bestimmten Kompetenzanforderungen, vielleicht auch Lernzielen, verbinden und 

mit den Kindern und Jugendlichen dann einen sinnvollen Unterricht gestalten. Das ist keine 

Doppelstruktur, dass ich dann irgendwann noch schnell etwas testen muss oder wo ich noch 

irgendwo Daten erhebe, die irgendwo ganz anders ausgewertet werden, sondern das ist mein 

eigener Unterricht, für den ich qualifiziert werde. Diese Qualifikation hier in Berlin kostet 

wahnsinnig viel Geld an den Universitäten. Wir machen einen verdammt guten Job, und die 

Studierenden, die von den Universitäten kommen, sind bass erstaunt, wenn sie sehen, was an 

den Schulen Realität ist. Dann können sie nämlich leider gar nichts mehr von dem machen, 

was sie in den Ausbildungen gelernt haben, zum Beispiel Bilderbuchgespräche, zum Beispiel 

sinnvolle, auch KI-gestützte Schreibarrangements. Ganz viele sehr interessante und sehr 
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wirkmächtige Methoden aus einer fundierten Didaktik heraus sind dort teilweise gar nicht 

möglich. 

 

Ich finde das sehr schwierig, wenn Sie Schulqualität nur mit Messung verbinden, und ich 

glaube auch nicht, dass wir, wie Frau Lasić gefragt hat, für qualitative Verfahren auch noch 

eine besondere Messung brauchen; vielmehr ist das Unterrichtsgespräch und sind die persön-

lichen Beziehungen und die Rückmeldeverfahren – –  Ich kenne es eigentlich von den Privat-

schulen. Das ist wirklich sehr gut, wie dort zum Beispiel Portfolioarbeit und Student-Led 

Conferences eingeführt werden, in denen Kinder selber den Lernstand erklären, den sie aus 

einem Unterricht heraus entwickelt dann den Eltern vortragen. Also ziehen Sie doch mal viel 

mehr die Kinder und die Jugendlichen mit hinein! Objektivieren Sie die doch nicht so! Das 

wäre eigentlich meine Antwort auf diese vielfältigen Fragen. 

 

Eine Frage war noch: Warum jedes Jahr? – Ich würde sagen, eigentlich täglich sollte diese 

Rückmeldung erfolgen und nicht nur einmal jährlich als Test, denn Unterricht ist ja nichts 

anderes als Rückmeldung geben und wieder neue Fragen aufwerfen. Wir haben jetzt 26 Jahre 

Kompetenzorientierung, und wir haben ja gesehen, dass die Leselust immer mehr in den Kel-

ler geht, aber sich eigentlich an den Kompetenzen überhaupt nichts verbessert hat. Von daher 

weiß ich gar nicht, warum dieses Paradigma verwaltungstechnisch immer noch so unterstützt 

wird. – Vielen Dank! 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Dann machen wir weiter mit Frau Kazungu-Haß. – Bitte 

sehr! 

 

Giorgina Kazungu-Haß (Grundschule Schleizer Straße; Schulleiterin): Vielen Dank! – Ich 

würde gerne noch mal ein bisschen über das Missverständnis – zumindest empfinde ich das so 

in diesem Raum – sprechen, und zwar die Gegenüberstellung von: Wir messen jetzt an be-

stimmten Stellen und erheben Daten und vergessen die Pädagogik. – Das war überhaupt nicht 

Thema und ist auch nicht Thema von § 9a. Wir haben Lehrerinnen und Lehrer, die tatsächlich 

gut ausgebildet sind und vor allen Dingen auch in der zweiten Phase, glaube ich, noch mal 

ganz viel dazulernen, während des Referendariats, wie sie mit Kindern und Jugendlichen um-

gehen, und auch in der dritten Phase, wenn sie neu zu uns kommen, ganz viel Gelegenheit 

bekommen, in diesen Beruf einzusteigen. 

 

Das Allerwichtigste, gerade an der Grundschule, ist natürlich immer die Bindung. Es kann gar 

nicht anders funktionieren. Ich hatte eben ja auch noch mal ganz klar ausgeführt, dass, wenn 

wir solche Testungen wie Lernstandserhebungen machen, die eben keine Klassenarbeiten 

sind, das gar nicht gezählt wird. Klassenarbeiten schreiben wir sowieso schon immer. Es gab 

schon immer Klassenarbeiten. Es gab übrigens noch vor einigen Jahren erheblich mehr Klas-

senarbeiten als heute. Die sind immer weniger geworden. Ich kritisiere das nicht, aber es ist 

nicht so, dass wir nicht früher, als vieles besser war – keine Ahnung, weiß ich nicht – –  Ich 

bin seit über zwanzig Jahren im Beruf, wir sind schon immer dabei, dass wir uns irgendwie 

verbessern müssen. Das gab es natürlich auch. Was mich bei diesen Testaten, und daran erin-

nere ich mich noch sehr gut, vor über zwanzig Jahren so wenig befriedigt hat, war, dass wir 

zum Beispiel Aufsätze geschrieben haben und ich es noch so gelernt habe: Du liest den Auf-

satz, dann machst du irgendwie die Rechtschreib- und Grammatikfehler, und hinterher 

schreibst du „Sehr gut“, „Gut“, „Befriedigend“ darunter –, ohne dass irgendwie klar ist: Was 

ist der Erwartungshorizont? Was hat das Kind hier tatsächlich konkret erreicht? – Irgendwann 
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zwischendurch stand mal etwas dran wie: Ach, so ein Quatsch! – So habe ich noch Arbeiten 

zurückbekommen. Ich meine, das ist ja kein Umgang mit Kindern, der sich dort in irgendeiner 

Art und Weise zeigt. 

 

Ich glaube, dass wir im Hintergrund, im Backoffice sehr viel professioneller arbeiten müssen. 

Das fängt dabei an, dass wir uns zum Beispiel solche Aufgaben besser überlegen. Ich glaube, 

da sind wir schon sehr viel besser geworden. Und es geht weiter, indem wir das Thema Indi-

vidualisierung von Unterricht endlich ernst nehmen, denn darum geht es hier. Wir reden seit 

über zwanzig Jahren – mindestens, eher seit dreißig Jahren – darüber, dass wir den Unterricht 

individualisieren wollen. Wir haben in § 1 des Schulgesetzes in Berlin stehen: „alle wertvol-

len Anlagen … zur vollen Entfaltung … bringen“. Das steht da drin. Ich frage mich wirklich, 

in welcher Art wir es schaffen sollten, wirklich individualisiert zu arbeiten, mit 26 Kindern in 

der Grundschule oder mit noch mehr Kindern auf einem Gymnasium, selbst mit 15, und dann 

zu sagen: Ich habe auf jeden Fall den individuellen Blick auf jede Einzelleistung hier ohne 

eine Hilfestellung zum Beispiel durch solche standardisierten Tests. 

 

Ich habe schon wirklich ganz am Anfang meiner Laufbahn vor über zwanzig Jahren die 

Münsteraner Rechtschreibanalyse an einer IGS – das ist hier in Berlin die ISS – eingeführt. 

Warum haben wir das gemacht? – Weil wir die Kinder in der 5. Klasse übernommen haben 

und gesehen haben: Da gibt es noch Defizite. – Wir konnten das nicht punktgenau machen, 

also mussten wir punktgenau wissen, warum diese Kinder im Rechtschreibunterricht oder im 

Deutschunterricht nicht performen können, was ganz große Folgen auch für alle anderen Fä-

cher hat, und konnten dann sehen: Okay, hier ist es die Auslautverhärtung, die sitzt nicht. 

Dort ist das und das und das. – So konnten wir innerhalb kürzester Zeit  – –  Schon damals 

war es möglich, zwar händisch, die Ergebnisse einzugeben, aber dann auch ein Feedback zu 

bekommen und mit diesem Feedback – –  Und jetzt kommt das Entscheidende: Es ist zeitlich 

nicht machbar, so individuell zu arbeiten, wie wir es gerade heutzutage brauchen. Das heißt, 

wenn wir die Daten sauber erhoben haben, haben wir eine große Chance, dass wir dadurch 

auch zum Beispiel Material generieren können. Das Material alleine ist natürlich noch kein 

Unterricht. Ich bin gegen Arbeitsblattdidaktik; das ist nichts. Ich bin sowieso immer erstaunt: 

Sie haben ganz viel über Didaktik gesprochen; Sie sprechen ganz viel über Methodik. Didak-

tik ist der Gegenstand. Ich will wissen, was das Kind braucht, um erfolgreich eine gelingende 

Bildungsbiografie zu haben. Das heißt, wenn ich diese Daten erhoben habe – zumindest mal 

in einem Fenster von Schule, wo es mir jetzt gerade wichtig ist: Deutsch, Mathematik, basale 

Kompetenzen –, dass ich dann weiß: Hier kann ich das machen –, und das ist für das Kind erst 

mal überhaupt nicht relevant. 

 

Dann geht es um Feedbackgespräche. Wir haben seit Längerem in der Grundschulverordnung 

die lernprozessbegleitenden Gespräche; die sind gar nicht erwähnt worden. Die sind zweimal 

im Jahr. Das ist noch mal eine intensive Arbeit mit den Eltern. Meine Kolleginnen und Kolle-

gen sitzen zwei Tage dort und machen das. Gott sei Dank ist hier ja jetzt noch mal die Ände-

rung gekommen, dass wir dafür einen Tag – nicht frei machen können, aber an einem Tag 

dann daran arbeiten können. – Das ist auch der GEW mit zu verdanken, die sitzt ja hier zu 

meiner Linken; das darf man ja mal sagen. – Das ist ganz wichtig, das sind ganz wichtige 

Feedbackgespräche, und die müssen wir auch ordentlich vorbereiten. Ich frage mich auch, 

wenn es darum geht, individuell zu fördern, und wir schauen jetzt mal auf die Kinder, die be-

sondere Förderung brauchen, wie wir das denn zum Beispiel im Förderplan machen, ohne 

sehr konkret zu werden. Ich möchte gerne konkret werden, und das hat nichts damit zu tun, 
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dass Kinder in irgendwelche Schubladen kommen, ganz im Gegenteil: Wenn wir das richtig 

gemacht haben, haben wir ganz viel Platz, auf das Kind zu schauen und nicht zu sagen, und so 

war es ganz oft – –  Die Studierenden, die zu uns kommen – –  Immer noch haben wir ganz 

viel Dreifachdifferenzierung. Ich höre alles, was Sie sagen, aber ich sehe ganz oft: A-, B-, C-

Niveaus. – Was ist das? Das ist keine individuelle Differenzierung und auch keine Binnendif-

ferenzierung, das ist tatsächlich: Dann ist man in der Schublade. Da verweigern sich Kinder 

auch ganz schnell. Da muss man aufpassen, dass man das so nicht macht. Wollen wir das 

richtig machen, brauchen wir individuellere Wege, und das hilft uns hier dabei. 

 

Ich möchte mich kurzhalten, es ist schwierig; aber ich möchte etwas gerade zu den Ressour-

cen sagen. Diese Ressourcendiskussion ist immer schwierig, denn wir könnten immer noch 

eine Person mehr gebrauchen. Ich möchte aber noch einmal das Licht auf die Qualitätsstrate-

gie lenken. Da steht etwas ganz Wichtiges drin, und zwar die eFöB, die nicht mehr nur zur 

Betreuung da sein soll, sondern eben auch zur Bildung, was sie eigentlich vorher auch schon 

war. Das ist eine großen Diskussion an Schulen, das muss man ganz klar sagen. Wir haben 

jetzt mit unserem Träger eine neue Vereinbarung ausgehandelt. Das hat sehr lange gedauert. 

Ein halbes Jahr hatten wir Verhandlungen mit dem Träger, um mit dem Träger einen Weg zu 

finden, wie auch Bildungsprozesse gemeinsam gesteuert werden. Das muss sein, und da ist 

wahnsinnig viel Geld drin, auch schon im Vormittag. Im Schulgesetz steht ganz deutlich, am 

Vormittag und Nachmittag erfolgt die Förderung durch die eFöB, und das muss dann auch 

passieren. Die basalen Kompetenzen sind für uns das große Problem, vor allen Dingen im 

Übergang. Hier sind die Fachfrauen und -männer natürlich die Erzieherinnen und Erzieher. 

Die haben das gelernt, und die machen das super. Sie sind jetzt bei uns diejenigen, die die 

zusätzliche Förderung haben. Was wir auch machen, ist, dass wir gerade im Bereich nicht 

deutsche Herkunftssprache auch noch mal intensiv arbeiten, wenn die Kinder in der Klasse 

sind. Dort arbeiten wir auch häufig über BuT-Mittel und so weiter. Da gibt es andere Wege, 

wobei wir auch noch außerschulische Partner eingebunden haben. Das ist die Ressource. 

 

Jetzt möchte ich ganz kurz etwas zur Teamzeit sagen: Wann machen die das eigentlich? – Na 

ja, also die Arbeitszeit von Lehrerinnen und Lehrern in Berlin ist ordentlich. Das ist schon 

viel, Deputate von 28 Stunden für Grundschullehrerinnen und Grundschullehrer. Aber mit 

28 Stunden ist ja die Arbeitszeit nicht vorbei. Normalerweise müssten es um die 46 Stunden 

sein, um mal die Katze aus dem Sack zu lassen. Das ist ungefähr das, was ein Lehrer oder 

eine Lehrerin in der Woche zu arbeiten hat; das hat etwas mit den Ferien zu tun. Und wenn 

man sie jetzt betrachtet – das ist eine ganze Menge, das arbeiten die auch sicherlich –, ist die 

Frage: Müssen die das immer allein machen? Müssen die zum Teil 60 Stunden arbeiten, weil 

sie jede Einzelstunde alleine vorbereiten? – Ich sage Nein dazu. Ich glaube, dass das falsch 

ist, und deswegen ist die Kooperation ein Mittel, um die Arbeitslast herunterzubekommen. 

Das ist genau das, was unsere Kolleginnen und Kollegen machen. 

  

Eine Sache muss man einschränken: Wir sind an einer Schule, die gut ausgestattet ist, nicht 

nur mit Lehrkräften – da haben wir auch manchmal unsere Probleme; eine Schule im Aufbau, 

wenn zwei fehlen, sind wir direkt bei 80 Prozent, das ist einfach so, das geht ganz schnell –, 

aber was wir schon haben, sind Möglichkeiten, wo Kolleginnen und Kollegen arbeiten kön-

nen. Da geht es natürlich darum: Sie haben ein Endgerät, aber es muss auch irgendwie ein 

Raum da sein und so; das sind so Dinge. Wir haben sehr lange Verweilzeiten bei uns im Ge-

bäude, das sehen wir dort auch. Die Kolleginnen und Kollegen verlassen das Gebäude nicht 

fluchtartig nach ihrem Unterricht, die bereiten alles vor. Wir haben eine strenge Policy, dass 
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wir uns am Sonntag nicht anrufen und nicht schreiben. Katzenbilder sind okay, Verabredun-

gen zum Eis sind okay. Was nicht okay ist: miteinander arbeiten, weil andere sich dadurch 

gestört fühlen. Das machen wir nicht. Unser System, mit dem wir zur Kommunikation arbei-

ten, ist ab 18 Uhr ausgeschaltet, es gibt keine Push-Nachrichten mehr. Da sind wir wirklich 

sauber. Wir möchten, dass die Arbeit in einer vernünftigen Zeit am Vor- und Nachmittag er-

ledigt werden kann, und das kommt Lehrerinnen und Lehrern entgegen. Ja, die Lehrerinnen 

und Lehrer müssen sich vor- und nachbereiten, ganz richtig, am besten zusammen. Dann 

kommt man auch zu diesen Kooperationsstunden. 

 

Zu dem gesamten Testaufwand – das vielleicht zum Schluss noch mal –: Das habe ich gar 

nicht verstanden. Wenn wir ILeA machen, dauert das einen Tag, und dann spuckt das erst mal 

die Daten aus. Mit denen muss man etwas machen, mit denen muss man arbeiten, das ist rich-

tig. Das ist eine Frage, wie sich das Kollegium committet. Wir haben uns darauf committet, 

und es ist einfach Teil unserer täglichen Arbeit. – Danke! 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Vielen Dank! – Frau Puschnerus, bitte sehr! 

 

Lydia Puschnerus (GEW): Vielen Dank! – Sehr geehrte Abgeordnete! Sehr geehrter Herr 

Staatssekretär Kühne! Frau Günther-Wünsch musste jetzt ja schon gehen, aber Sie haben ja 

versprochen, dass Sie alles mitnehmen. – Wunderbar! – Ich möchte auch vielleicht die Schlei-

fe über das Beispiel Lesen drehen. Vorangestellt sei: Ich denke, wir wünschen uns alle mehr 

Zeit für Individualisierung – ich denke, da sind wir uns einig –, und das kann ja auf vielfälti-

gem Weg passieren. Ich denke hier auch an multiprofessionelle Teams, die uns unterstützen; 

on top, klar, nicht als Umwandlung, das versteht sich von selber. 

 

Die Frage kam: Kann ich denn eigentlich auch außerhalb der standardisierten Messverfahren 

Sachen feststellen? – Natürlich, das ist ja unser Job. Nehmen wir mal das Lesen: Ich gebe 

jetzt meiner Klasse – habe ich, glaube ich, gestern gemacht, oder nein, heute –: Nimm mal 

einen Text auf! Lies mal und hör dir das auch selber an; dann kannst du ihn vielleicht noch 

mal aufnehmen, dich selber noch mal hören. – Natürlich ist das dann ein Weg, um auch selber 

als Kind den Lernfortschritt zu erfahren – dafür gibt es ja tausend Möglichkeiten –, aber ich 

erfahre hier auch Selbstwirksamkeit: Ich habe etwas geschafft, ich habe einen Fortschritt be-

obachtet, ich habe vielleicht eine Peerauswertung gemacht, also meine Mitschülerinnen und 

Mitschüler haben auch noch mal draufgeschaut: War das jetzt deutlich zu verstehen, habe ich 

eine Lesemelodie et cetera pp.? – Diese Selbstwirksamkeit habe ich vielleicht bei solch einem 

standardisierten Verfahren nicht. 

 

Hier möchte ich den Schwenk machen zur Schulkultur. Wenn wir eine Testkultur haben, kann 

ich das nicht sehen, dass sich das positiv auf eine gesamte Schulkultur auswirkt. Wenn ich 

aber mich selbst erfahre in meinem Lernfortschritt und das andere auch sehen und ich Teil 

vielleicht auch einer Gruppenarbeit bin, einer Präsentation, dann hat das einen positiven Ef-

fekt, denke ich, auch auf eine Schulkultur, in der ich selbstwirksam werde, Teil eines Ganzen 

bin. Da fällt ja auch noch vieles mit rein; die Schlagwörter „Demokratiebildung“ und „ge-

meinsam an Dingen arbeiten“ seien hier nur genannt. 

 

Die Frage war auch, wie ich das gemeint habe mit der Frage: Wozu brauchen wir diese Da-

ten? – Um das zu verdeutlichen, stelle ich die Frage: Wozu brauchen wir noch mehr und noch 

neue Daten, wenn wir ja schon Daten erheben? – Ich möchte mich nicht wiederholen. Ich ha-
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be vorhin gesagt, im großen Kontext eingebettet kann das natürlich sinnstiftend sein, wenn 

sich daran Ressourcen knüpfen, ich habe aber vorhin auch schon die Schwierigkeit benannt. 

Und natürlich sind unsere Lehrkräfte sehr gut ausgebildet. Die wissen auch, was eine intra- 

oder interpersonelle Bezugsnorm ist oder was ein reliables oder valides Item ist, womit ich 

testen kann. So erstelle ich meine Klassenarbeiten, derer ich, finde ich, immer noch sehr viele 

schreiben muss. 

 

Aber natürlich braucht es, um diesen Bildungsbegriff, den wir ja nicht verengen wollen – –  

Natürlich ist Lesen sehr wichtig, aber wir wollen es ja nicht darauf reduzieren. Mir fällt auch 

der Begriff Medienbildung ein in einer Zeit, in der KI und Automatisierung überall stattfin-

den. Natürlich ist Lesen ein Weg dorthin, völlig klar, aber es ist ein Weg dorthin. Ich möchte 

noch mal den zweiten Teil des Satzes aus dem § 1 des Schulgesetzes zitieren, nämlich das 

„Höchstmaß an Urteilskraft“ zu bilden in unseren Kindern, in unseren Jugendlichen. 

 

Nur mit dem Testfokus kommen wir dort natürlich nicht hin. Es kann ein Mittel sein, wenn 

dann wirklich Ressourcen dranhängen, natürlich, aber was uns im Alltag viel mehr hilft, den-

ke ich, um die Förderung zu leisten, oder auch die Forderung, wie es vorhin angeklungen war 

– das geht ja in beide Richtungen –, das ist natürlich die Arbeit am Kind, das wurde schon 

gesagt: die Gesprächskultur, wenn ich in das Verständnis gehe, wenn ich gemeinsam arbeite, 

wenn ich Zeit für das Kind habe. Und das schaffe ich nicht – da stimme ich zu – mit so vielen 

Kindern auf einmal, da rutschen mir Leute durch. Das ist so. Dann sind sie vielleicht krank 

– wir hatten die Thematik auch vorhin –, und vielleicht sehe ich ein Kind wochenlang nicht. 

Das ist natürlich dann schade, und da habe ich dann auch wenig Handhabe als Pädagogin. 

Habe ich aber Unterstützung, weil vielleicht administrative Aufgaben wegfallen, weil wir 

vielleicht mehr Unterstützung durch Personal im administrativen Bereich gewinnen – –  Da 

fehlt mir auch ein bisschen die Agenda. Multiprofessionelle Teams unterstützen uns natürlich 

auch dabei, aber hier verweise ich auf das Stichwort der Kollegin: Teamzeiten müssen dann 

auch irgendwo fest verankert sein. Es kann nicht sein, dass ich zwischen Tür und Angel etwas 

mache oder einen Nachmittagstermin oder wenn mal eine Stunde ausfällt et cetera pp. Das 

finden wir noch zu wenig abgebildet. 

 

Die offenen Formate habe ich benannt, also: Wie erhebe ich? – Ich beobachte natürlich als 

Lehrkraft. Ich weiß natürlich, wo meine Kinder stehen und was sie brauchen, um zum nächs-

ten Ziel zu gelangen; flüssiger zu lesen, um zu dem Beispiel zurückzukommen, aber auch 

sinnentnehmend zu lesen. Wie kann ich das in einer Schule auch insgesamt gut abbilden? – 

Jetzt habe ich das schon zweimal gesagt, multiprofessionelle Teams. 

 

Die Senatorin hatte sich eine Antwort gewünscht auf die Frage: Wie stehen wir zur zentralen 

Steuerung? – Na ja, das muss in beide Richtungen verträglich sein. Für die Kinder ist es na-

türlich gut, umso bessere Ausstattung ich an der Schule habe. Aber: Wir haben viele Lehr-

amtsanwärterinnen im Referendariat, die vorher schon, Sie kennen alle die Mangelsituation, 

im PKB-Verhältnis an Schulen geholfen haben, diesem Mangel etwas entgegenzusetzen, und 

vielleicht schon ein bisschen verwurzelt sind in ihrer Schulgemeinschaft. Die dann herauszu-

reißen, darf nicht Teil einer solchen Steuerung bedeuten. 

 

Und dann mein Lieblingsthema, Herr Dr. Kühne: Ich glaube, attraktive Arbeitsplätze können 

wir zum Beispiel mit einer Lärmschutzagenda gut vorantreiben, und dann klappt es vielleicht 

auch besser mit der Steuerung. – Vielen Dank!  
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Vorsitzende Sandra Khalatbari: Dann Frau Dr. Federrath. – Bitte sehr! 

 

Dr. Claudia Federrath (BlnBDI): Vielen Dank, Frau Vorsitzende! – Ich habe mir drei Fra-

gen notiert, die jetzt speziell an mich gerichtet waren. Ich möchte mit Frau Brychcy anfan-

gen. – Sie hatten zum § 64a gefragt, an welchen konkreten Stellen eine Schärfung möglich 

sein könnte, sollte. Die Frage ist ein bisschen schwierig zu beantworten, und zwar hatte ich ja 

gesagt, es gibt tatsächlich an verschiedenen Stellen in diesen Vorschriften Regelungen, die 

aus Datenschutzsicht noch zu unbestimmt sind. Es ist eben wichtig, wenn man den Blick aus 

Datenschutzsicht auf diese Vorschriften richtet: Es muss immer eine gesetzliche Aufgabe ge-

ben. Dafür braucht man bestimmte Daten, personenbezogene Daten. Der Zweck ist also dem-

entsprechend notwendig zu bestimmen. Der kann in Schule ganz anders aussehen, weil in 

Schule eben mit den personenbezogenen Daten der Schülerinnen und Schüler umgegangen 

werden muss, als jetzt auf der Ebene der Schulaufsichtsbehörde, die letztlich ja mit anonymi-

sierten, gegebenenfalls pseudonymisierten Daten umgehen kann. 

 

Insofern ist es, glaube ich, wichtig, dass man den Blick noch mal darauf richtet, dass man 

auch abschichtet, welche Stelle eigentlich welche Daten verarbeiten muss, also Schule, 

Schulbehörden, Schulaufsichtsbehörden. Das ist differenziert zu betrachten. In vielerlei Hin-

sicht wird man, wenn man gesamtstädtische Steuerungsaufgaben der Schulaufsichtsbehörde 

betrachtet, überhaupt keine personenbezogenen Daten brauchen, aber man braucht eben eine 

Regelung, die den Weg dorthin eröffnet; dass man die Daten, die in Schulen verarbeitet wer-

den – rechtmäßig verarbeitet werden, weil sie zur Erfüllung ihrer schulbezogenen Aufgaben 

erforderlich sind –, für die Schulaufsichtsbehörde nutzbar macht, aber nicht im Personenbe-

zug, sondern, dass man eben regelt, dass die aggregiert und dann in aggregierter Form weiter-

verarbeitet werden. Das ist relativ kompliziert, weil man da an verschiedenen Stellen, glaube 

ich, wirklich noch mal konkreter ins Gesetz gehen muss. Ich habe Herrn Dr. Kühne vorhin 

auch so verstanden, dass jetzt sozusagen diese Schulgesetznovelle die vor der nächsten ist. 

 

Dementsprechend ist das, glaube ich, etwas, was man auf jeden Fall im Blick haben muss, 

dass dort an verschiedenen Stellen tatsächlich Schärfungen notwendig sind. Das ist insbeson-

dere – ich habe ja vorhin schon ein paar Beispiele dafür genannt – diese Begrifflichkeit „da-

tengestützte Unterrichts- und Schulentwicklung“. Das ist zum Beispiel etwas, wo wir aus Da-

tenschutzsicht natürlich sagen: Was versteht man denn darunter eigentlich genau? Was ist hier 

eigentlich der konkrete Zweck? – Wenn wir Daten verarbeiten im Sinne des Datenschutz-

rechts, dann müssen die erforderlich sein für die bestimmte Aufgabe, und erforderlich heißt 

nicht irgendwie nützlich, sondern sie müssen notwendig sein. Das gilt es, glaube ich, heraus-

zuarbeiten. Das vielleicht als Beantwortung Ihrer Frage; dass hier deswegen an verschiedenen 

Stellen der Blick noch einmal ganz konkret in die Vorschriften gerichtet werden sollte, wie 

man das perspektivisch entsprechend anpassen kann. 

 

Dann hatten Sie, Herr Krüger, die Frage zum AIS.chat gestellt. Ich möchte mich hier jetzt 

sehr ungern auf technisches Glatteis begeben, weil das nicht meine Profession ist. Zum ge-

schlossenen System ist es nach meinem Verständnis so: Der AIS.chat agiert ja als so eine Art 

Proxy vor diesen LLMs, die hinter diesem AIS.chat irgendwie hängen. Dementsprechend hat 

man hier natürlich dann die Sicherheit, dass die Daten dort nicht in diese Systeme fließen, 

dass auch vor allem – das ist uns aus Datenschutzsicht natürlich gerade in dem Bereich, wenn 

es um Schülerinnen und Schüler geht, extrem wichtig – kein Training mit den Daten passieren 

darf. Das sind eben diese Rahmenbedingungen. Wie gesagt, weiter ins Detail kann ich nicht 
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gehen, aber ich nehme das gerne mit. Dafür stehen wir natürlich gerne zur Verfügung. Wir 

haben ja auch eine Abteilung Informatik, die darüber sicherlich besser Auskunft geben kann. 

 

Ich glaube, die letzte Frage war von Herrn Tabor auch zu der Schärfung der gesetzlichen 

Aufgaben der Schulaufsichtsbehörde. Das habe ich, glaube ich, eben schon bei der Beantwor-

tung der ersten Frage ein bisschen skizziert. Man muss eben schauen: Welche gesetzliche 

Aufgabe gibt es? Welche personenbezogenen Daten sind dafür erforderlich, notwendig? –, 

und das ist dann im Gesetz niederzulegen. – So weit von meiner Seite. Vielen Dank! 

 

Vorsitzende Sandra Khalatbari: Vielen Dank! – Dann haben wir eigentlich den Dank an 

Sie zu richten, aber im Vorfeld – –  Okay, Frau Burkert-Eulitz zieht zurück. – Vielen Dank! – 

Dann bleibt mir jetzt, herzlichen Dank dafür zu sagen, dass Sie zu uns gekommen sind, dass 

Sie hier so lange durchgehalten und dass Sie unsere Fragen so umfänglich beantwortet haben. 

Vielen Dank! – Und das Ergebnis unseres Tagesordnungspunkts ist, dass wir diesen Tages-

ordnungspunkt auf unsere nächste Sitzung am 11. Juni 2026 vertagen. 

 

 

Punkt 5 der Tagesordnung 

  Verschiedenes  

Siehe Beschlussprotokoll. 


